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Die vorliegende Schrift ist aus dem Bedürfnis nach wissen- 
schaftlicher Thätigkeit und aus dem Bestreben hervorgegangen, 
etwas für das Militärrecht zu leisten. 

Die Wissenschaft des Militärrechts hat noch viel nachzu- 
holen. Im vorigen Jahrhunderte herrschte auf diesem Gebiete 
durch einige Zeit regeres Leben. Es entstanden umfassende ju- 
ristische Sammelwerke, so z. B. das »corpus juris militaris des 
heiligen römischen Reiches« von Lüning. Es wurden sogar an 
den Universitäten Vorlesungen über Kriegsrecht und Kriegs- 
process gehalten. Das wiedererwachte Studium der vaterländischen 
Geschichte kam auch den militärischen Werken zu Gute (z. B. 
Laurentius, Abhandlungen über die Kriegsgerichte, Zintl, Theo- 
retisch praktische Anmerkungen über die im h. röm. Reiche 
geltenden Kriegsgesetze). Bald aber erlahmte das Interesse, um 
erst in unseren Tagen wieder etwas reger zu werden. Aber auch 
gegenwärtig kann nur von dem Anfange einer militärrechtlichen 
Wissenschaft gesprochen werden. 

Bisher mangelt eine Philosophie des Militärrechtes, weshalb 
wir den Versuch gemacht haben, eine solche zu schreiben. Die 
Philosophie ist nicht nach dem Geschmacke unserer Zeit und 
deshalb unzeitgemäss. — Von der Erhaltung des philosophischen 
Denkens ist aber dennoch die Erhaltung der Wissenschaften 
überhaupt abhängig. Obwohl unzeitgemäss, ist die Philosophie 
doch ein kostbares Kleinod und von grösster Bedeutung für die 
Wissenschaft und das Leben. Wenn wir hier diesen Beweis für 
das Militärrecht erbracht haben, halten wir unsere Aufgabe für 
gelöst. 
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Unzweifelhaft hat das Recht viel der Philosophie zu danken. 
Um dies zu beweisen, brauchen wir nur daran zu erinnern, 
welch' grossen Einfluss die philosophischen Werke von Leibniz, 
von Kant und selbst noch von Hegel nicht nur auf die Rechts- 
wissenschaft, sondern auch auf die Gesetzgebung ausgeübt haben. 
Wir sind der Ueberzeugung, dass die Rechtsphilosophie, mag 
immerhin der unwissenschaftliche Ignorant an derselben seinen 
armseeligen Witz üben, auch zur Förderung der Militär-Rechts- 
wissenschaft viel beitragen wird. Vielleicht wird durch die 
militärische Rechtsphilosophie auch der allgemeinen Rechtsphilo- 
sophie, welche auf das Heerwesen nur wenig Bedacht nimmt, 
hingegen mit Lob über die Vollkommenheit alles Erschaffenen, 
über die Gleichheit aller Menschen, über die Höhe der Humanität 
der Gegenwart und zum Theile auch über den ewigen Frieden 
überladen ist, frisches Leben zugeführt werden. — Man nehme 
also an dem Namen »Philosophie« keinen Anstoss, denn wir 
verstehen unter Philosophie nicht ein Umherirren in dem Nebel 
und in den Wolken, sondern ein kritisches Nachdenken der 
Vernunft über das Recht mit dem Bestreben, etwas für die Ge- 
genwart zu leisten. Durch die historische und kritisch-philosphiche 
Methode, welche in Oesterreich durch den grossen Juristen Dr. 
Josef Unger eingeführt wurde, hat die Rechtswissenschaft einen 
raschen Aufschwung genommen, was, wie die von Professor Dr. 
Klein verfassten Gesetzentwürfe über den Civilprocess beweisen, 
für die Gesetzgebung von segensreichen Folgen ist. Dieselbe Be- 
handlung des Heeresrechtes wird auch der militärischen Gesetz- 
gebung den Weg ebnen. 

Berücksichtigt wurde hier in erster Linie das Militärrecht 
Oesterreich-Ungarns. Was die Gesetzgebung des Auslandes be- 
trifft, wurde auf das deutsche Militärrecht deshalb besonders 
Bedacht genommen, weil das Militär-Strafgesetz des deutschen 
Reiches aus der neuen Zeit datirt, und daher bei " Verfassung 
desselben die heutige Rechtswissenschaft berücksichtigt werden 
konnte. 
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J. Rechtsphilosophie und Militärrecht. 

»Einem ist sie die hohe, die himmlische Göttin, dem Andern 
Eine tüchtige Kuh, die ihn mit Butter versorgt.« 

Schiller. 

Unter Militärrecht verstehen wir die Gesammtheit der Ge- 
setze, welche die rechtlichen Verhältnisse der Militär-Personen 
regeln, und welche sich auf das Heer als Theil des Staats- 
organismus beziehen. 

Es gehören zum Militärrecht die gesetzlichen Bestimmungen 
über die Bestrafung der Militär-Personen, wenn sie sich eines 
Verbrechens oder Vergehens schuldig machen (Milität-Strafrecht), 
die gesetzlichen Bestimmungen, durch welche das Verfahren vor 
den Militär- Gerichten geregelt wird (Militär-Strafprocess), femer 
die Gesetze, durch welche die Competenz der Militär-Gerichte 
bestimmt wird (Militär-Jurisdictions-Gesetze), dann die Gesetze, 
welche sich auf die staatsbürgerlichen Rechte der Militär-Per- 
sonen (Wahlrecht, Wählbarkeit, Betheiligung an der Presse, 
Freizügigkeit u. s. w.) beziehen, und endlich die Gesetze über 
die Wehrordnung, über das Invaliden- und Pensionswesen, über 
die Einquartirung, über den miUtärischen Belagerungszustand 
durch welchen die Staatsbürger, die nicht Soldaten sind, aus- 
nahmsweise den militärischen Gesetzen und dem militärischen 
Gehorsam unterstellt werden. Im weiteren Sinne gehören zum 
Militärrecht auch das Disciplinar- Strafrecht und das ehrenräth- 
liche Verfahren. 

Wir haben uns die Aufgabe gestellt, eine Philosophie des 
Militärrechts zu schreiben. Als Zweck einer Rechtsphilosophie 
sehen wir an: die Kritik der bestehenden Gesetze, d. h. ein 
kritisches Nachdenken der Vernunft über die gesetzlichen Be- 
stimmungen und die Zurückführung derselben auf höhere Prin- 
cipien, und weiters die Schaffung neuer Werthe, d. h. dei Stellung 
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von Reform- Anträgen, namentlich dm^ch Geltendmachung wissen- 
schaftUcher Forderungen und des Rechtsbewusstseins, wie es sich 
aus ethischen Motiven und der bisherigen Rechtsentwicklung 
herausgebildet hat. Wie Kant, der grösste Denker des Occidents, 
in seiner > Kritik der reinen Vernunft« bemerkt, ist unser Zeit- 
alter das eigentliche Zeitalter der Kritik. Die Kritik wagt sich an 
Alles heran, nichts darf sich derselben entziehen, ohne gegrün- 
deten Verdacht gegen sich zu erregen. Wir stimmen E. v. Hart- 
mann (Phänomenologie des sittlichen Bewusstseins) gern bei, 
dass die Rechtsphilosophie nichts anderes ist, als eine im 
kritischen Geiste gehaltene Rechtsgeschichte, welche am Schlüsse 
Reformvorschläge mit Rücksicht auf die vom Staate zu bew^äl- 
tigenden Aufgaben enthält. Die richtig verstandene Philosophie 
wirkt für das Leben und ergeht sich nicht in Phrasen über alle 
mögUchen und unmöglichen Dinge, sie ist nicht ein Herumirren 
in metaphysischen Traumgebilden. Leider hat die Philosophie, 
namenthch früherer Zeiten, sich zu oft mit Dingen beschäftigt, 
die jenseits aller Erfahrung liegen, und Sätze als veritates aeternae 
aufgestellt, für welche eigentlich gar kein Beweis existirt. Auch 
beUebte es oft unter dem Scheine einer höheren Schreibart 
tolles Zeug als Philosophie aufzutischen, von welcher Richtung 
bereits Goethe sagt: 

»So schwatzt und und lehrt man ungestört, 
Gewöhnlich glaubt der Mann, wenn er nur Worte hört, 
Es müsse sich dabei doch auch was denken lassen«, 

Eine solche Scheinphilosophie ist weder für das Heer noch 
für sonst etwas werth. Durch die Pseudophilosophie kann aber 
der Nutzen der w^ahren Philosophie nicht vermindert werden. 

Es gibt zwar ausgezeichnete Werke über einzelne Theile 
des militärischen Rechtes, allein es fehlt noch eine militärische 
Rechtsphilosophie. Das Fehlen von Vorarbeiten vergrösserte die 
Schwierigkeit unserer Aufgabe. Wir waren meist auf die allge- 
meine juristische, philosophische und kriegswissenschaftUche 
Literatur angewiesen. Es mangelt in den grossen philosophischen 
und staatsrechtUchen Werken nicht an treffhchen Ausführungen 
über die Redeutung des Heerwesens für den Staat und über 
die ethische Pflicht des Rürgers zur Vertheidigung des Vater- 
landes. Um so trauriger sieht es aber mit dem eigentlichen 
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Mlitärrecht, d. h. mit dem Militär-Strafrecht aus. In dieser 
Beziehung fehlt eine philosophische Behandlung fast ganz. 

Zunächst haben wir die Frage über die Bedeutung der 
Rechtsphilosophie für die Rechtswissenschaft, insbesonders für 
die militärische, zu beantworten. 

Kant hat die Philosophie mit einer Magd verglichen, aber 
nicht mit einer solchen, welche die Schleppe nachträgt, sondern 
mit einer Magd, welche die leuchtende Fackel voranträgt. Ein 
neuer Philosoph (Wähle: Das Ganze der Philosophie und ihr 
Ende, 1896) allegorisirt die Bedeutung der Philosophie mit 
folgendem Geschichtchen: Ein träumerisches junges Mädchen 
leistet bei Bauern Dienste. Man hielt es für eine von ihren 
fürstlichen Eltern verborgene Prinzessin. Als sich das Aufsehen 
gelegt hatte, heiratete das Mädchen einen verwittweten Bauer und 
zog dessen Kinder gross. Diese entdeckten das Meer und kehrten 
dann edler zu den Schätzen ihres Bodens zurück. Das Mädchen 
ist die Philosophie, die Kinder, welche das Mädchen gross zog, 
sind die übrigen Wissenschaften. Der Vergleich erscheint uns 
zutreffend. Philosophische Systeme entstehen und vergehen, kein 
einziges System hat eine allgemeine und dauernde Anerkennung 
gefunden. Heine schreibt in seiner > Reise von München nach 
<5enua«, dass er bei seinen Spaziergängen in den Apenninen 
einen alten Eidechs begegnete, mit welchem er ein Gespräch über 
Philosophie begann. Er, Heine, kam auch auf Hegel und seine 
Philosophie zu sprechen. Der Eidechs erwiderte, dass er schon 
viele philosophische Systeme stolz wie Wolken über sich hinziehen 
gesehen, dass jedoch die nächste Morgensonne sie auflöste in 
nichts. Der alte Eidechs hat Recht; dennoch ist die Philosophie 
die Wissenschaft aller Wissenschaften. Der Werth der Philosophie 
ist ausser der Cultur des Herzens ihr mächtiger Einfluss auf den 
Staat, die Gesellschaft, die Kirche, die Kunst und auf die übrigen 
Wissenschaften, als auf die Pädagogüf, die Naturwissenschaften 
und die Rechtswissenschaft. 

Eine Rechtswissenschaft ohne Philosophie d. h. ohne ein 
Nachdenken über die den Rechtssätzen zu Grunde liegenden 
Principien und die für die historische Rechtsentwicklung einfluss- 
reichen Ideen, eine Rechtswissenschaft ohne ein Eingehen auf 
den Geist der Gesetze, ist unmöglich. Gesetzeskunde ist zur 

1* 
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Ausübung der juristischen Praxis unumgänglich nöthig und über- 
haupt die nothwendige Voraussetzung jeder juristischen Thätigkeit. 
Gesetzeskunde erfordert daher die grösste Beachtung. Eine blosse 
Gesetzeskunde aber befähigt nur zum handwerksmässigen Betriebe 
eines juristischen Geschäftes. Das Recht des Heeres erfordert wie 
das allgemeine Recht eine wissenschaftliche Behandlung, da auch 
dessen Begründung und Fortbildung erforderlich ist. Der Satz: 
»Justitia fundamentum regnorum« gilt nicht nur vom Staate, 
sondern von jedem Gemeinwesen. Kein solches kann ohne Recht 
gedeihen. Nach Aristoteles ist das Recht die Architektonik des 
Staates. Ebenso kann das Militärrecht die Architektonik des 
Heeres genannt werden, indem durch das Militärrecht jedem Heeres- 
angehörigen die Stellung zu den anderen Mitgliedern des Heeres 
und dem Ganzen selbst gegenüber angewiesen wird. Nimmt man 
dem Heere das Recht, so nimmt man demselben auch den Bestand. 
Durch eine Vernachlässigung der Wissenschaft des Militärrechts 
könnte das Heerwesen Schaden leiden. Eine Wissenschaft setzt 
aber eine einheitliche Totalität der Erkenntnis, ein System, d. h. 
eine Philosophie voraus. 

Die Naturwissenschaften haben in unserem Jahrhundert 
grössere Fortschritte als jemals früher gemacht, weshalb dasselbe 
auch das »Jahrhundert der Naturwissenschaften» genannt wird- 
Man hat auch die Behauptung aufgestellt, dass die Naturwissen- 
schaften die Philosophie verdrängt haben, dass die Philosophie 
einer entthronten Königin gleicht. Dies ist jedoch unrichtig. Die 
Naturwissenschaft ist die Vertreterin des Realismus, die Philo- 
sophie hingegen die des Idealismus (Schnitze : Die Philosophie der 
Naturwissenschaften). Es ist allerdings wahr, dass eine Entfrem- 
dung der beiden Wissenschaften eingetreten ist, woran die Philo- 
sophie nicht zum geringen Theile Schuld trägt, indem sie sich oft 
ohne Berücksichtigung der Erfahrung in nebelhafte Regionen 
verstiegen hat. Difese Entfremdung ist aber zum Nachtheil 
beider Wissenschaften ausgefallen, woher es kommt, dass bei 
vielen Naturforschern die Probleme der Natur keine wissen- 
schaftliche Behandlung gefunden haben. Ohne Philosophie ver- 
sumpfen die Naturwissenschaften, wie jede andere Wissenschaft, 
während andererseits der theoretische Materialismus seine 
tieferen Untersuchungen der Philosophie verdankt. Wenn man 
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z. B. den Satz aufstellt: »Wo der Mensch nichts mehr zu sehen 
und zu greifen hat, da hat er auch nichts zu suchen«, dann 
hört die Physik auf, Weltauslegung oder Welterklärung zu sein. 
Früher war (z. B. bei Descartes, Baco, Kepler, Newton) die 
naturwissenschaftliche und philosophische Behandlung vereint. 
Bedeutende neuere Naturforscher (Helmholz, Haeckel, Wundt) 
haben mit allem Nachdruck die philosophische Durchdringung 
der Naturwissenschaften empfohlen (Schnitze a. a. 0.). Die 
monistische Lehre wird gegenwärtig von den grössten Autoritäten 
der Naturwissenschaften vertreten. Das Sv xal irav des Monismus liegt 
aber auch der Philosophie des grossen Pantheisten Spinoza, 
dessen Lehren von Schelling, Hegel und Schleiermacher aufge- 
nommen und weiter ausgesponnen wurden, zu Grunde. In allen 
Werken dieser Philosophen tritt uns der Gedanke, allerdings in 
verschiedenen Schattirungen entgegen, dass eine Weltsubstanz 
(eine Weltvernunft) existirt, welche sich in den einzelnen Dingen 
verkörpert, dass die Vernunft in ihrem Processe das All des 
Seins in der realen und sittlichen Welt bildet (gegen diese 
Lehren vergl. : Stahl, Rechtsphilosophie). In den Werken C^oethe's 
des grössten Dichters der Natur und Bewunderers Spinozas 
finden sich zahlreichere und tiefere philosophische Gedanken vor, 
als in den Werken eines andern Dichters. Es ist also Aufgabe der 
Gegenwart, den Realismus der Naturwissenschaften und den Idealis- 
mus der Philosophie zu vereinigen, was nur durch den kritischen 
Empirismus, d. h. Kritik auf Grund der Empirie erfolgen kann. 
Diese Aufgabe haben wir uns hier gestellt. Wir nehmen daher 
im folgenden auch auf die bestehenden Gesetze und die histo- 
rische Rechtsentwicklung Rücksicht. Auch wollen wir ausfiihrlich 
auf die Lehren der neuen positiven Rechtsschule eingehen, welche 
die Errungenschaften der Naturwissenschaften für die Rechtslehre 
zu verwerthen sucht und mit Stolz darauf hinweist, dass durch 
sie erst eine Strafrechtswissenschaft geschaffen werden soll, wie 
die Naturwissenschaften aus der Astrologie die Astronomie, aus 
der Alchemie die Chemie machten. 

Die Philosophie hat allerdings gegenwärtig bei dem grossen 
Publicum wenig Anklang. Der Grund hievon ist, dass unsere 
Zeit zu sehr dem praktischen Materialismus ergeben ist. Nicht 
mit Unrecht wird über die Verflachung der Literatur Klage ge- 
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führt. Es scheint eine Ironie der Geschichte zu sein, dass zur 
Zeit der strengsten Handhabung der Censur die classische 
Periode der deutschen Literatur war. Vorüber sind die Zeiten, 
da ein Lessing, ein Schiller, ein Goethe dichtete, vorüber sind 
^ die Zeiten, da der bereits genannte Verfasser der Hamburgischen 
Dramaturgie, da ein Tieck, ein Schlosser Recensionen schrieb. 
Der Grund des Mangels an Interesse für die Wissenschaften mit 
Ausnahme der Naturwissenschaften ist die Geschmacksrichtung 
der Zeit. Der moderne Mensch gleicht einer wandelnden Maschine 
öder einer zweibeinigen Encyklopaedie. Für die jungen Gelehrten 
sind: Markt, Angebot, Nachfrage, Nutzanwendung, die Schlagworte. 
Für eine solche Gesellschaft taugt allerdings nicht »die wahr- 
haftigste aller Wissenschaften, die ehrliche nackte Göttin Philo- 
sophie« (Nietzsche: Unzeitgemässe Betrachtungen). Nicht mit 
Unrecht tadelt der eben genannte grosse Philosoph die Ge- 
schmacksrichtung des grossen Publicums. In seinem berühmten 
Werke: »Also sprach Zarathustra«, schreibt Nietzsche etwa 
Folgendes: Zarathustra machte sich, nachdem er lange Zeit für 
sich allein gelebt und Lebensweisheit gesammelt hatte, auf, 
um das Volk zu Belehren und zu bessern. Zarathustra 
kam geradezu hinzu, als die Leute an den Sprüngen eines Seil- 
tänzers sich belustigten. Zarathustra wurde verlacht, dem Seil- 
tänzer aber lief die Menge nach. 

Wenn man aber auch die Bedeutung der Philosophie über- 
haupt zugibt, so wird man wieder fragen, was die Philosophie 
mit dem Heerwesen und dessen Recht zu thun hat, da doch 
im Heere nur der Realismus herrscht. — Es ist aber nicht 
wahr, dass im Heere nur der Realismus besteht. Der Geist des 
Heeres, welcher das Product der das Heer belebenden Ideen 
ist, ist die Grundlage des ganzen Heerwesens. Im vorigen Jahr- 
hundert glaubte man, dass Strenge und unbedingter (blinder) Ge- 
horsam aus Furcht vor Strafe Alles vermögen, so z. B. auch in 
Preussen. Nach den schweren Niederlagen der preussischen 
Armee bei Jena und Auerstädt erkannten aber hochdenkende 
Männer, dass die militärischen Imponderabilien die grösste Be- 
achtung verdienen, und dass das Walten der Gerechtigkeit das 
Palladium des Heerwesens ist. Es bedurfte erst der Durch- 
führung der Reformgedanken des genialen Scharenhorst, welcher 
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bekanntlich auf die moralischen Factoren grosses Gewicht legte, 
um der preussischen Armee den früheren Kriegsruhm zurück- 
zugewinnen. Der liebste Schüler Scharenhorst's war Karl v. Clau- 
sewitz. Dieser »Philosoph des Krieges« war weit davon ent- 
fernt, die psychologischen Momente sowohl in Bezug auf den 
Feldherm als in Bezug auf die Thätigkeit im Gefecht und das 
militärische Leben überhaupt zu unterschätzen. Seither ist die 
richtige Würdigung der ideellen Kräfte in der kriegswissenschaft- 
lichen Literatur anerkannt. Die kriegswissenschaftlichen Werke 
aller Nationen beweisen, dass diese Literatur der Philosophie 
niemals abhold war. Der engUsche General v. Lloyd widmete 
einen ganzen Abschnitt seines Werkes über die Kriegskunst (1785) 
der Kriegsphilosophie, der französische General Chambray betitelt 
sein Werk über den Krieg (a. 1827): »Philosophie de la guerre« 
Clausewitz wird mit Recht der »Philosoph des Krieges« genannt, 
wie Friedrich der Grosse der »Philosoph von Sanssouci« heisst. 
Moltke schrieb »philosophische Trostgedanken«, zollte dadurch 
der Philosophie seine Anerkennung und bewies sich als vorzüg- 
licher philosophischer Eklektiker. Um so trauriger ist es, dass 
gerade die militärrechtliche Literatur die Philosophie ignorirt hat. 

Die militärische Rechtswissenschaft hängt mit allen Theilen 
der Philosophie zusammen, mit der Logik, der Psychologie, der 
Ethik, und der Metaphysik. 

Ein guter Richter (als Richter aber ist der Soldat über 
den Soldaten berufen) kann nur derjenige sein, welcher ein 
guter Logiker ist; denn eine hauptsächliche Thätigkeit des Richters 
besteht darin, Schlüsse zu ziehen, da jedes UrtheU ein Schluss 
ist. Zum Schliessen gehört aber Logik. 

Eine nicht minder wichtige Rolle, namentlich in Bezug auf 
das Strafrecht, und dieses ist für das Heerwesen von grösster 
Bedeutung, spielt die Psychologie. Oft geht einer verbrecherischen 
Handlung ein heftiger Kampf zwischen Leidenschaften und den 
widerstrebenden Grundsätzen voraus. Um die That richtig zu 
beurtheilen, muss dieselbe psychologisch erklärt werden, es muss 
auf den Charakter des Thäters, auf sein Seelenleben und die 
bestimmenden Motive gesehen werden. 

Ueber die Bedeutung der Ethik werden wir im Verlaufe 
noch ausführlich zu handeln haben. Hier aber sei schon be- 
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merkt, dass Recht und Ethik zwar nicht identisch sind, aber 
in einem engen Zusammenhange stehen, der leider oft über- 
sehen wurde und noch immer übersehen wird. 

Aber auch die Metaphysik, die eigentliche Philosophie, ist 
für das Militärrecht gewiss nicht gleichgiltig. Die juristische 
Praxis bezieht sich zwar auf einzelne Fälle, ist daher empirisch, 
der Begriff des Rechtes aber ist ein metaphysischer, welcher 
nicht durch die Erfahrung sondern durch die Vernunft und die 
Gefühle erkannt wird. Deshalb nannte Kant seine Rechtsphilo- 
sophie: Metaphysische Anfangsgründe der Rechtswissenschaft. 

Wir sind überzeugt, dass eine Philosophie des Militär- 
rechtes eine grosse Bedeutung für das Heer hat, und dass nur 
ein kritikloser Ignorant die Philosophie mit Achselzucken ansehen 
kann. Wie Hartmann (>moderne Probleme«) sagt, läuft die 
moderne Wissenschaft Gefahr am empirischen Materiale zu er- 
sticken und im Specialismus zu verknöchern. Das Princip unserer 
heutigen Zeit ist die Arbeitstheilung. Es ist allerdings nicht zu 
leugnen, dass der Mensch, welcher die ganze Zeit seines Lebens 
nur einem Zweige des Wissens und Könnens zuwendet, sich 
eine grosse Virtuosität aneignen kann. Die Arbeitstheilung hat 
aber auch ihre Nachtheile. Dem einseitig Gebildeten fehlt die 
höhere Auffassung, er arbeitet nur nach der Schablone. Nament- 
lich aber soll man sich in juristischen Dingen vor Einseitigkeit 
hüten, denn schon Ulpian sagt: >Jurisprudentia est divinarum 
atque humanarum rerum notitia, justi atque injusti scientia.« 
Nur die Philosophie kann die Wissenschaft vor seichter Empirie 
und den nachtheiligen Folgen der Arbeitstheilung bewahren, da 
sie den Zusammenhang der einzeluen Theile einer Wissenschaft 
und der verschiedenen Wissenschaften unter einander nachweist. 
Leider war eine geistlose und professionsmässige Behandlung des 
Rechtes lange in Mode. Diese Behandlung des Rechtes hat 
grosse Männer (z. B. Goethe, Heine, Scheffel) von der Juris- 
prudenz abgeschreckt, während Leibnitz, welcher das Rechts- 
studium von einer besseren Seite kennen lernte, die Rechts- 
wissenschaft der mathematischen Wissenschaft gleich stellte. 

Es wäre für das Heer und die Heeresangehörigen ein 
wahres Unglück, wenn eine nur professionsmässige Behandlung 
des Militärrechtes Platz greifen würde. Ohne philosophische 
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Grundlage würde die Praxis des Militärrechtes zu einem blossen 
Empirismus herabsinken, die Wissenschaft aber würde jedes 
idealen Zuges entbehren. Für den Alltagsmenschen, »diese 
Fabrikswaare der Natur« ist allerdings jede Philosophie ein 
gleichgiltiges Ding. Es gibt in jedem Berufe Leute, welche 
die Wissenschaft hochachten und diese leisten auch etwas für 
den Fortschritt der Wissenschaft und das Leben. Andere sehen 

die Wissenschaft eben nur als Broderwerb an. Ewig wahr sind 

die Worte des göttlichen Dichters: 

»Einem ist sie die hohe, die himmlische Göttin, dem Andern 
Eine tüchtige Kuh, die ihn mit Butter versorgt.« 



IL Die positive Rechtsschule. 

»Die Geschichte der Wissenschaften ist eine 
grosse Fuge, in der die Stimmen der Völker nach und 
nach, und abwechselnd zum Vorschein kommen,« 

Goethe. 

Gegenwärtig kann keine Rechtsphilosophie gesehrieben 
werden, ohne auf die positive Kechtssehule, deren Wiege in 
Itahen steht, Bedacht zu nehmen. Italien war überhaupt für 
das Recht und dessen Wissenschaft seit jeher von Bedeutung. 
Italien ist die Geburtsstätte des römischen Rechtes, dessen hohe 
technische Ausbildung wir noch heute bewundern. In Italien ist 
im Mittelalter das Studium des römischen Rechtes wieder er- 
wacht, und wurde dasselbe dann ein Weltrecht. Die Werke 
des Florentiners Macchiavelli waren für das Staatsrecht und die 
Politik, die Werke Beccarias und Filanghieris für die Gestaltung 
des Strafrechtes in allen Ländern Europas massgebend. Nunmehr 
ist in Italien durch Cesare Lombroso eine Rechtsschule gegründet 
worden, die bereits auch ausserhalb Italiens viele Anhänger hat, 
und der man eine Zukunft nicht absprechen kann. Goethe hat 
vollkommen Recht, wenn er sagt: »Die Geschichte der Wissen- 
schaften ist eine grosse Fuge, in der die Stimmen der Völker 
nach und nach, und abwechselnd zum Vorschein kommen«. 

Die neue Rechtsschule wird die positive oder anthropo- 
logisch-criminalistische Rechtsschule genannt, kann aber auch 
wohl als eine naturalistische Lehre bezeichnet werden. Die neue 
Rechtsschule sucht die Errungenschaften der Naturwissenschaften 
für die Rechtswissenschaft zu verwerthen und stützt sich auf 
die Anthropologie, die Psychiatrie, die Statistik und die Sociologie. 
Es tritt uns hier die Wahrheit recht augenscheinlich entgegen, 
dass die Wissenschaften unter einander in einem innigen Zu- 
sammenhange und Wechselwirkung stehen, dass eine Wissen- 



- 11 — 

Schaft ohne Beachtung der Grundlehren der anderen Wissen- 
schaften nicht verstanden werden kann, und dass die Speciali- 
sirung auf wissenschaftlichem Gebiete nicht zu weit gehen darf. 
Wer hätte jemals geglaubt, ruft Enrico Ferri, ein Vertreter der 
naturalistischen Richtung, aus, dass die astronomischen Ent- 
deckungen von Laplace, dass die ersten Studien von Camper, 
White und Blumenbach über Messungen am Schädel und Skelett 
und dass die Werke von Darwin und Haeckel auf die juristischen 
und socialen Wissenschaften von Einfluss sein werden. 

Die positive Rechtsschule bedeutet einen Fortschritt der 
Rechtswissenschaft. Die neue Schule weist bereits eine Reihe 
von Resultaten auf, welche Anspruch auf Anerkennung haben. 
Durch die klaren Wässer des Naturalismus wird die Rechts- 
wissenschaft erfrischt werden, wie dies auch in Bezug auf die 
übrigen Wissenschaften und die Kunst der Fall war. Bevor der 
Naturalismus seinen EinQuss geltend machte, hat die Kunst zu 
viel mit Blümchen und Blättchen getändelt, während sich die 
Wissenschaften zu oft in nebelhafte Regionen verloren und den 
Einfluss überirdischer Mächte, die nicht bewiesen sind, ange- 
nommen haben. Der blosse Naturalismus kann jedoch weder 
im Leben, noch in der Kunst, noch in der Wissenschaft walten. 
Der Mensch ist doch mehr als ein nur aus Knochen, Fleisch 
und Blut zusammengesetztes Individuum. Nur durch die ent- 
sprechende Verbindung des Naturalismus und des Idealismus 
kann Erspriessliches geleistet werden. Weder die Askese noch 
der practische Materialismus im Leben ist das Richtige, sondern 
das natürliche Leben soll idealisirt werden. Ebenso darf in der 
Wissenschaft neben dem Einfluss der natürlichen Elemente die 
Einwirkung der idealen Kräfte nicht übersehen werden. Ohne 
Ideale wäre das Leben nicht schön und wären auch Kunst und 
Wissenschaft nicht fruchtbar. Wachscabinete sind bei dem 
naturalistischen Zuge der Zeit sehr im Schwünge, allein Wachs- 
figuren sind doch nicht das höchste Kunstproduct. Es gibt 
ideale Kräfte, welche oft mächtig wirken, wie z. B. Vaterlands- 
liebe, Treue, Ehre, Begeisterung. Die positive Schule hat dankens- 
werthe Resultate geliefert, und wird dies auch künftighin, in 
mancher Beziehung ist jedoch die neue Schule von Ueber- 
treibungen nicht frei zu sprechen. 
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Wir haben bereits an einer anderen Stelle ausgeführt, dass 
dem Militärrecht ein conservatives Prineip innewohnt. Unter 
dem conservativen Prineip verstehen wir nicht eine Geistes- 
richtung, welche starr an dem UeberUeferten festhält und sich 
jedem Fortschritte verschliesst. Das conservative Prineip im 
Rechte will den Fortschritt des Rechtes, jedoch nur in der 
geschichtlichen Fortentwicklung desselben. Es ist in neuerer 
Zeit üblich geworden, das Wort „Liberalismus" gleichsam als 
Medusenhaupt zu gebrauchen, um alle Einwendungen gegen eine 
bestimmte Idee verstummen zu machen. Es muss aber erinnert 
werden, dass grosse Juristen Conservative waren und dass die 
bedeutendsten Historiker (Thukydides, Tacitus, Job. Müller, 
Niebuhr, Ranke) sich zur conservativen Partei bekannten 
(Bluntschli, Politik I. S. 614) und dass das conservative Prineip 
durchaus keinen Gegensatz zum Liberalismus bildet. 

Für das Heer wäre es ein Unglück, wenn das Recht des- 
selben den Charakter der Zeit, welcher in einem Hasten und 
Drängen besteht, annehmen würde. Wenn die Gesetzgebung 
eine fieberhaft schnelle ist, und ein fortwährendes Aendern auf 
legislativem Wege vor sich geht, so zeigt dies von keinem 
gesunden Leben im Staate. Schon Tacitus sagt: „Pessima civitas, 
plurimae leges". Die militärischen Verhältnisse erfordern noch 
mehr als die bürgerlichen, dass die militärischen Gesetze und 
Vorschriften sich einleben. Das Heerwesen ist nicht das Feld 
für Experimente. Die positive Rechtsschule hat jedoch bereits 
eine solche Bedeutung erlangt, dass dieselbe, auch was das 
Militärrecht betrifft, nicht übersehen werden darf. 

Die Hauptvertreter der positiven Rechtsschule sind: Roberto 
Ardigö, Pietro Ellero, Enrico Ferri, Rafaele Garofalo, Cesare 
Lombroso und Ferdinande Puglia (Vergl. : Frassati : La nuova 
scuola di diritto penale, Torino 1891). 

Nach der naturalistischen Auffassung ist das Verbrechen 
eine natürliche und nothwendige Erscheinung, wie die Geburt, 
der Tod, Regen, Schneefall, wie die Krankheit und der Wahn- 
sinn. Es wird z. B. eine Beleidigung ausgesprochen, durch die 
Schwingungen der Luft theilt sich dieselbe dem Gehörnerv und 
von diesem dem Gehirn mit. Vom Gehirn aus geht ein Impuls 
auf die Muskeln im Arm, der Arm führt den Schlag. Jedes Ver- 
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brechen ist somit durch somatische Anlage bedingt und noth- 
wendig herbeigeführt. 

Die Verbrecher sind nach der neuen Schule einzutheilen 
in geborene Verbrecher oder Gewohnheitsverbrecher und in 
Gelegenheitsverbrecher. Geborene Verbrecher sind solche, welche 
in Folge ihrer körperlichen (anthropologischen) Anlage noth- 
wendiger Weise zu Verbrechen schreiten. Gelegenheitsverbrecher 
sind solche, welche zu den Verbrechen durch besondere an sie 
herantretende Umstände veranlasst werden. Die angeborene De- 
linquenz ist, was Lombroso anfänglich leugnete, später aber 
zugab, mit der moral insanity gleichbedeutend. Nach Lombroso 
ist der geborene Verbrecher nicht ein Mittelding zwischen dem 
gesunden Menschen und dem Irren, sondern eine besondere Art, 
eine pathologische Erscheinung, ein Wilder, welcher zufallig in 
die heutige Gesellschaft gerathen ist. Lombroso hat auch viel- 
fach Messungen an Schädeln von Verbrechern vorgenommen und 
behauptet, dass die Verbrecherschädel, was den Raum und umfang, 
den Durchmesser, die Gesichtshöhe und Breite, das Hervortreten 
des Supercialbogens etc. betrifft, Abweichungen von der Körper- 
bildung normaler Menschen zeigen. Auch die Physiognomie ist 
nach Lombroso für das Verbrecherthum bezeichnend, indem 
die geborenen Verbrecher einen eigenen Gesichtsausdruck haben. 

Die criminalistisch-anthropologischen Untersuchungen können 
zwar in der Zukunft schätzenswerthe Resultate bieten. Dermalen 
ist aber die Wissenschaft zu neu, um sichere Schlüsse aus der 
Körperbildung auf das Verbrecherthum zuzulassen. Es ist in- 
teressant zu hören, wie die Vertreter dieser Wissenschaft ihre 
Lehre gegen die erhobenen Einwendungen zu rechtfertigen suchen. 
Wird eingewendet, dass Abnormitäten der Schädelbildung auch 
bei Menschen vorkommen, die keine Verbrechen begangen haben, 
so wird geantwortet: »Vielleicht würden auch diese Menschen 
Verbrechen begangen haben, wenn sie länger gelebt hätten.« 
Dies gleicht der Kunst der Kartenlegerin, welche ihrer Clientin 
allerlei Dinge von ihrem Manne prophezeiht, dann aber, als sie 
hört, dass die Qientin nicht verheirathet ist, sagt: »Nun, wenn 
sie nicht verheirathet sind, dann werden sie heirathen.« — Wenn 
den Ausführungen über die Verbrecher-Physiognomie entgegen- 
gehalten wird, dass es auch sehr schöne Verbrecher und Ver- 
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brecherinnen gibt, so wird geantwortet, dass die schönen eben 
die Ausnahmen bilden. Jedenfalls ist es Schade, dass man die 
gerichtliche Section sammt der Schädelmessung nicht vor der 
Urtheilsfällung vornehmen und den Todten dann lebendig machen 
kann, um dann erst den richterlichen Spruch zu fällen. Die 
neuen criminalistisch-anthropologischen Studien, welche vielfach 
an die Schriften von Gall und Lavater erinnern, sind noch sehr 
in den Kinderschuhen. Mit fortschreitender Cultivirung dieser 
Studien kann aber Brauchbares geleistet werden. Jeden- 
falls kann nicht bestritten werden, dass die somatische Be- 
schaffenheit des Menschen auf dessen Handlungen von grossem 
Einfluss ist. Der Mensch ist (allerdings ein mit Vernunft begabtes) 
Naturproduct und kann nur im Zusammenhang mit der Natur 
und Naturwissenschaft beurtheilt werden. (Büchner, das künftige 
Leben S. 14 — 1889). 

Die positive Rechtsschule leugnet völlig die Wülensfreiheit 
und die moralische Verantwortlichkeit des Individuums und stellt 
den Grundsatz auf, dass die menschlichen Handlungen wie die 
Veränderungen in der realen Aussenwelt dem Gesetze der Cau- 
salität unterworfen sind. 

Wir können diesem Satze, welcher für das Militärrecht 
nicht minder als für das allgemeine Recht von Bedeutung wäre, 
nicht unbedingt zustimmen. 

Die Frage der Willensfreiheit hat seit jeher Philosophen, 
Theologen und Juristen beschäftigt. Grosse Denker haben sich 
dafür ausgesprochen, dass der Wille des Menschen nicht frei 
ist. Zu den Schriftstellern, welche für die Nothwendigkeit der 
Willensacte eingetreten sind, zählen: der Kirchenvater Augustinus, 
Luther, Spinoza, Pristley, Voltaire, Kant, Schopenhauer u. a. — 
Schopenhauer ist ein so eifriger Verfechter der Unfreiheit des 
menschlichen Willens, dass er anführt, dass nur der philosophisch 
Rohe glauben kann, dass ihm unter bestimmten Verhältnissen 
verschiedene Willensacte möglich gewesen wären. 

Die Handlungen des Menschen sind allerdings ein Product 
des Charakters und der auf den Menschen einwirkenden Motive. 
Es ist ganz richtig, dass so wenig eine Kugel auf dem Billard 
in Bewegung gerathen kann, ehe sie einen Stoss erhält, ebenso- 
wenig ein Mensch von einem Stuhle aufstehen kann, ehe ihn 
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ein Motiv wegzieht oder treibt. Ist aber ein entsprechendes 
Motiv vorhanden, dann ist sein Aufstehen unausbleiblich wie 
das Rollen der Kugel nach dem Stosse. Wie in der realen 
Aussenwelt, so herrscht auch in Bezug auf die Handlungen der 
Menschen das Gesetz der Causahtät. Dennoch aber ist der 
Mensch für seine Handlungen verantwortlich, da neben dem 
Gesetze der Causalität für ihn auch die Motivation vorhanden 
ist. Der Mensch besitzt Vernunft und kann Begriffe bilden, er 
kann die Folgen der Handlungen überlegen und so die Motive 
auf seinen Willen einwirken lassen. Die durch das Denken 
erzeugten Motive wirken allerdings ebenso nothwendig auf den 
Willen ein, wie die äusseren von selbst an den Menschen heran- 
tretenden Motive. Da der Mensch Vernunft besitzt, ist er, ab- 
gesehen von der Erkrankung des Erkenntnisvermögens in Folge 
geistiger Umnachtung, der Urheber seiner Thaten und moralisch 
und rechtlich für dieselben verantwortlich. Die Verantwort- 
lichkeit besteht eben darin, dass der mit Vernunft begabte 
Mensch die Folgen seiner Handlungen, ihren Widerspruch mit 
der Moral und dem Gesetze nicht überlegt. Dies erkennt selbst 
Schopenhauer, ein entschiedener Determinist und Gegner des 
liberum arbitrium an, indem er eine relative Willensfreiheit 
zugibt. Für die hier vertretene Ansicht spricht auch keine 
geringere Autorität als die des homerischen Zeus: 

»Wunder, wie sehr doch klagen die Sterblichen wider die Götter 

Nur von uns sei Böses, vermeinen sie; aber sie selber 

Schaffen durch Unverstand, auch gegen Geschick, sich das Elend.« 

Nimmt man den Charakter des Menschen als angeboren 
und unveränderlich an und nimmt man ferner ohne Bedacht- 
nahme auf Motivation an, dass die Handlungen des Menschen 
mit Nothwendigkeit erfolgen, dann wäre, da kann man sich 
drehen und winden, wie man will, jede Strafe eine Ungerech- 
tigkeit. Jeder Verbrecher müsste unser Mitleid erregen, würde 
als ein Märtyrer der socialen Zustände erscheinen und ob seiner 
körperlichen Beschaffenheit gleich dem Irren zu bedauern sein. 
Dies ist aber nicht so. Der Mensch ist kein Automat und sind 
ihm seine Thaten anrechenbar. »Freiheit des Menschen ist die 
Herrschaft der Vernunft, Knechtschaft des Menschen ist Herr- 
schaft der animalischen Begierden« (Paulsen, System der Ethik, 



— 16 — 

1889. S. 365). Mit der Annahme der Unfreiheit des Willens 
in dem Sinne, dass alle Handlungen des Menschen nothwendig 
sind, wäre jedes ethische Moment geschwunden. Wenn der 
Charakter angeboren ist, wenn alle Handlungen mit Nothwen- 
digkeit erfolgen, wozu dann ein Streben und Trachten, warum 
nicht lieber den Fatalismus walten lassen? 

Wenn man ohne Bedacht auf die Motivation die Handlungen 
des Menschen als nothwendig wie die Veränderungen der Aussen- 
welt ansieht, wenn man der rein naturalischen Auffassung ent- 
sprechend die Liebe nur als Befriedigung des Geschlechtstriebes 
und die Ehe nur als Zuchtanstalt auffasst, wenn man die Gleich- 
heit aller Menschen strenge durchführt, so dass Männer wie 
Plato, Caesar, Goethe, Schiller, wenn solche Männer überhaupt 
noch jemals geboren werden sollten, einige Stunden in einer 
Schmiede oder Schneiderei arbeiten müssten, — dann wäre der 
Schafstall der modernen Gesellschaft, über welchen noch dazu 
ein ewiger Friede herrschen würde, fertig. Edle und kräftige 
Naturen müssten sich aus einem solchen Herdenstaate hinaus- 
sehnen. 

Die Handlungen des Menschen sind also demselben, abge- 
sehen von einer geistigen Erkrankung, anrechenbar. Es würde 
jedoch der Gerechtigkeit widersprechen, in allen Fällen ein 
gleiches Richtmass zur Anwendung zu bringen. Es soll vielmehr 
das Princip der Individualisirung sowohl in der bürgerlichen als 
militärischen Strafrechtspflege, bei Verhängung von gerichtlichen 
und disciplinären Strafen gelten, es soll sowohl die subjective als 
die objektive Seite der That genau untersucht und in Erwägung 
gezogen worden, d. h. es muss erwogen werden, welches Ver- 
schulden das Individuum trifft und welcher Schaden aus der 
That entstanden ist, oder hätte entstehen können. Wenn auch 
die criminal-anthropologischen Studien bisher zu wenigen positiven 
Resultaten geführt haben, so ist doch ihr unleugbares Verdienst : 
betont und bewiesen zu haben, dass die Körperbeschaffenheit 
(Bau des Schädels, Entwicklung des Gehirnes, der Leber u. s. w.) 
auf die Geistesthätigkeit und den Willen von grossem Einfluss 
ist. Die neue Physiologie hat die Abhängigkeit einzelner Geistes- 
thätigkeiten von bestimmten Gehirntheilen nachgewiesen, die 
Psychiatrie lehrt, dass, wenn diese Gehirntheile erkranken, 
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die psychischen Processe gestört oder vernichtet werden. Es ist 
auch unbestreitbar, dass der Genuss geistiger Getränke und selbst 
von schwarzem Kaffee, dass ferner die Temperatur, das Wehen 
eines Südwindes, die Erschöpfung der Nerven in Folge grosser 
geistiger und körperlicher Thätigkeit, ja selbst der Zustand der 
Verdauung auf die Handlungsweise von grossem Einfluss sind. 
Von nicht geringerer Bedeutung für die Handlungsweise eines 
Menschen sind das Temperament, die Erziehung in geistiger, mora- 
lischer und religiöser Beziehung, dann die Umgebung, in welcher 
er sich befindet, die sociale Stellung, welche er einnimmt, die 
Behandlung, welche ihm zu Theil wird, und endlich die materielle 
Lage. Mit anderen Worten, um ein gerechtes Uhrteil zu fällen, 
darf man nicht den Durchschnittsmenschen, sondern man muss 
den Menschen in seiner psychischen Organisation vor Augen 
haben. Die Abhängigkeit der Denk- und Handlungsweise von 
dem körperUchen Befinden kann auch die rationale Psychologie 
zugeben, MateriaUsmus fängt erst an, wenn man die Materie als 
das allein Bestehende, und die Seele nur als einen Refiex der 
Materie auffasst. Jedenfalls ist es ein Verdienst der positiven 
Rechtsschule, auf die Abhängigkeit der Handlungsweise, vor Allem 
die That begleitenden Nebenumstände hingewiesen und wissen- 
schaftUch begründet zu haben. Es bedarf wohl keines Beweises, dass 
das Gesagte auch für das Militärrecht von grösster Wichtigkeit 
ist. Bedenkt man, von wie viel äusseren und inneren Momenten 
die Handlungsweise eines Menschen abhängt, so kommt man zur 
üeberzeugung, dass es schwer ist zu richten, dass es schwer ist 
zu beurtheüen, wie weit im einzelnen Falle das Verschulden 
reicht, dass es überhaupt schwer ist, Richter zu sein, und dass 
man oft ungerecht ist, auch wenn man sich selbst beurtheilt. 

Die Positivisten fassen die Strafe nicht als ein Vernunftpostulat 
oder als eine ethische oder rechtliche Nothwendigkeit auf und 
suchen die Strafe überhaupt nicht metaphysisch zu begründen. 
Für die Naturalisten ist die Strafe nur ein Act der Vertheidigung 
der Gesellschaft gegen das Verbrechen. Der Verbrecher ist nur 
deshalb und insoferne verantwortlich, als er in der Gesellschaft lebt. 
Diese Theorie folgt allerdings mit Consequenz aus der Annahme 
der Unfreiheit des Willens. Ueber die Begründung des Straf- 
rechtes werden wir im folgenden Capitel ausführlich handeln. 

Dangelmaier, Philosophie des Militärrechtes. ^ 
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Wir können nicht unerwähnt lassen, dass auf die Lehren 
der positiven Rechtsschule die Werke der Materialisten Darwin, 
Moleschott und Büchner von Einfluss waren: Nach Moleschott 
z. B. ist der Gedanke eine Bewegung des Stoffes. Ohne Phos- 
phor kein Gedanke. Ein freier Wille unabhängig von der Summe 
der Einflüsse, die bestimmend einwirken, existirt nicht. Der 
Mensch ist die Summe von Eltern und Ammen, von Ort und Zeit, 
von Luft und Wetter, von Schall und Licht, von Kost und 
Kleidung. Das Böse im Einzelnen bleibt wie der ganze Mensch 
eine Naturerscheinung. — Man sieht hier die Lehren der positiven 
Rechtsschule bereits vorgezeichnet. 

Die am meisten verbreitete Art des Socialismus ist der 
sociale Materialismus. Nach dieser namentlich von Marx ver- 
treten Richtung ist die Entwicklung der socialen Wirthschaft 
ebenfalls Naturgesetzen unterworfen. Die ökonomischen Phaeno- 
mene sind nach dieser Lehre von Natur geschaffen und können 
von Menschenhand so wenig geändert werden, wie irgend ein 
sonstiges gesetzmässiges Walten der Mutter Natur. Von den 
Anhängern des Marximismus wird gerühmt, dass derselbe die 
sociale Entwicklung nach naturwissenschaftlicher Art und Methode 
zu erkennen sucht (Stammler, Wirthschaft und Recht nach 
materialistischer Geschichtsauffassung 1896). 

Es soll auch noch auf den Naturalismus in der allgemeinen 
Literatur aufmerksam gemacht werden, welcher sich zur Aufgabe 
gemacht hat, sich auf den Boden der wissenschaftlich erforschten 
Natur zu stellen. Wie die Naturforscher die Phaenomene be- 
trachten, wie sie sich ihnen darbieten, so soll auch der Schrift- 
steller verfahren. Er soll schildern, wie Personen mit bestimm- 
ten Charakteren unter gegebenen Verhältnissen handeln mussten. 
Insbesonders soll der Roman eine Photographie des Lebens sein, 
(Zola, Turgenieff, Tolstoi, Ibsen, G. Hauptmann, Sudermann). 

Man sieht also auf allen Gebieten, im Rechte, in der Kunst 
und Literatur, in der Wirthschaft dieselbe Erscheinung, nämlich 
den Naturalismus. 

Es hat sich durch eine Art Legende der Glaube verbreitet, 
dass die positive Rechtsschule eigentlich das Strafrecht ganz 
aufheben und die Verbrecher als Kranke behandeln wolle. Dies 
ist unrichtig. Lombroso will zwar Irrenhäuser für Verbrecher er- 
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richten, aber nur für solche, welche als geistig krank erkannt 
wurden, also für geborene Verbrecher. In Bezug auf die Strafen 
aber sind die Positivisten strenger als die Juristen der classischen 
Schule. Diese Strenge ist eine Folge davon, dass die Strafe als 
ein Schutzmittel der Gesellschaft angesehen wird. Wenn nach 
naturalistischer Auffassung die Schuld des Thäters geringer an- 
gesehen wird, so erfordert doch nach dieser Auffassung der 
Schutz der Gesellschaft grosse Vorsichtsmassregeln gegen den 
Verbrecher. Die Positivisten (Lombraso, Garofalo, Setti) sind 
auch für die Beibehaltung der Todesstrafe, da die Gefähriichkeit 
des Verbrechers eine so grosse sein kann, dass die Ausscheidung 
desselben aus der menschlichen Gesellschaft nöthig ist. Beson- 
ders strenge ist die neue Schule gegen den Rückfall, weil sich 
durch denselben die grössere Gefährlichkeit des Thäters erweist. 
Auch der Positivist Ferri will strenge Strafen zum Schutze der 
Gesellschaft, obwohl er andererseits sagt, dass eine Zeit kommen 
wird, wo man die Verbrecher, wie gegenwärtig die Irren, bedauern 
wird, dass sie vermöge ihrer geistigen und körperlichen Beschaf- 
fenheit dem Verbrechen so wenig Widerstand entgegensetzen 
können, auch spricht Ferri von einer socialen, anstatt von einer 
individuellen Verantwortlichkeit. 

Es ist unzweifelhaft, dass geistige Krankheiten nicht über- 
sehen werden dürfen. Andererseits darf aber nicht jeder Ver- 
brecher für irrsinnig gehalten werden. Der Begriff »moralischer 
Irrsinn« wird gegenwärtig zu weit ausgedehnt. Unter moralischem 
Irrsinn versteht man einen Defect im Bereiche des moralischen 
Sinnes bei sonst ungeschmälerter Intelligenz, vergleichbar der 
Farbenblindheit. Wenn ein Verbrechen mit besonderer Grausamkeit 
oder aus scheinbar nicht zureichenden Motiven begangen wird, 
darf man nicht ohne weiteres eine geistige Krankheit, ein 
moraUsches Irrsein (angeborenes Verbrecherthum) annehmen. 
Es muss vielmehr auf klinische Weise die fehlerhafte Organisation 
der psychischen Centren nachgewiesen werden (Abstammung 
von geisteskranken Eltern, frühzeitiges Auftreten ethischer Ver- 
kümmerung). 

Was den Process betrifft, ist die positive Schule mehr für 
den Inquisitions- als für den accusatorischen Process, da ersterer 
zu einer ruhigen und gründlichen Untersuchung des Thäters — 

2* 
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und auf diese, nicht auf die Untersuchung der einzelnen That 
kommt es an, — mehr Gelegenheit bietet, als der auf den 
Principien der Mündlichkeit und Anklage aufgebaute moderne 
Process. Es wird sich von den Positivisten auch für die Ab- 
schaffung der Geschworenen- Gerichte ausgesprochen, namentlich 
wenn der Thäter geständig ist, um die absurden Freisprechungen 
zu vermeiden. Auch wird (z. B. von Ferri, 1. c. p. 422) hervor- 
gehoben, dass die Vorbildung der Personen, welchen das Straf- 
richteramt zu übertragen ist, eine von der Vorbildung der Civil- 
richter verschiedene sein muss. Um ein Strafrichteramt auszufüllen, 
sind anthropologische, psychologische und sociologische Kenntnisse 
erforderlich. Die neue Schule ist auch für die Beschränkung der 
Oeffentlichkeit der gerichtlichen Hauptverhandlung. Wenn man 
die öffentlichen Hinrichtungen im Interesse der Humanität abschafft, 
so soll auch zu den Gerichtsverhandlungen nur solchen Leuten 
Zutritt gestattet sein, von welchen anzunehmen ist, dass sie 
nicht Schule im Verbrecherthum machen. Endlich wird sich von 
den Positivisten noch gegen jene Professions-Vertheidiger aus- 
gesprochen, welche gegen bessere Ueberzeugung und mit Schein- 
gründen Vertheidigungen führen. 

Die positive Rechtsschule wird nach und nach auf die 
allgemeine und die militärische Gesetzgebung Einfluss üben, denn 
der Grundgedanke: Verwerthung der Naturwissenschaft für die 
Rechtswissenschaft ist ein gesunder. Ein Anhänger der neuen 
Schule, der Mailänder Advocat Setti, hat im Jahre 1886 ein 
Werk: L'esercito e la sua criminalitä, publicirt, in welchem er 
seine Ansichten in Bezug auf das Militär-Strafrecht niederlegt. 
Wir werden auf dasselbe noch zurückkommen. Jedenfalls beweist 
dieses Werk, dass man dem Rechte des Heeres überall mehr 
Interesse entgegenbringt, als in der deutschen Literatur. 



ni. Das strafrechtliclie Princip. 

>Es nähren sich alle menschlichen Gesetze von dem einen göttlichen.« 

Heraklit. 

Die relativen Theorien, nach welchen der Grund der Strafe 
in einem Zweckgedanken gelegen ist, gewinnen immer mehr an 
Terrain. Die Naturahsten sehen die Strafe als Mittel zur Ver- 
theidigung der Gesellschaft an. Auch Jhering (»Zweck im Recht« 
1877) ist der Ansicht, dass der Zweckgedanke der Gerechtigkeit 
das Schwert in die Hand drückt. V. Liszt bezeichnet den Zweck- 
gedanken als die das Strafrecht erzeugende Macht. Durch den 
Zweckgedanken wird die Strafgewalt zum Strafrecht. Mittelstadt 
(»Gegen die Freiheitsstrafen 1879«) und Kraepelin(» Die Abschaffung 
des Strafmasses, 1880«) nähern sich der von der neuen italienischen 
Schule aufgestellten Strafrechtstheorie. Auch Dr. Weisl (»Heeres- 
strafrecht«) und Dr. v. Marck (Strafprocess) huldigen den rela- 
tiven Theorien. 

Wir sind der Ansicht, dass die gerichtliche Strafe nicht 
bloss eine praktische Nützlichkeitseinrichtung, sondern zugleich 
und zwar in erster Linie ein Vernunftpostulat ist. »Wenn nämlich 
die Rechtsordnung vernunftnothwendig ist, ist die Negation ihrer 
Negation auch vernunftnothwendig« (Dahn: Die Vernunft im 
Recht 1879). Indem wir die Strafe als Vergeltung auffassen, sind 
wir in Uebereinstimmung mit Kant, Hegel mid Herbart. Für 
diese Ansicht spricht auch ausser der geschichtUchen Entwicklung 
des staatlichen Strafrechtes aus der Blutrache noch der Umstand, 
dass das allgemeine Gefühl der Gegenwart die Strafrechtspflege 
im Lichte der Vergeltung aulfasst und in der gerichtlichen Be- 
strafung vor allen Dingen die Befriedigung des Vergeltungs- 
triebes sieht. 

Das Recht ist ein metaphysischer Begriff, welcher in seiner 
Reinheit niemals erkannt werden wird. Es gibt eine ewige 
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(ierechtigkeit, welche die Welt beherrscht, nicht von menschlichen 
Einrichtungen abhängig, nicht dem Zufall und der Täuschung 
unterworfen, nicht unsicher, schwankend und irrend, sondern 
unfehlbar, fest und sicher ist (Schopenhauer). Heraklit that den 
Ausspruch: »Es nähren sich alle menschlichen Gesetze von dem 
einen göttlichen«. Die ganze Philosophie Piatons zielt ab zu 
beweisen, dass es ein von den Meinungen der Menschen durchaus 
unabhängiges, durch die Natur der Dinge gegebenes Recht gibt. 
Der Ansicht Piatons folgend hat die scholastische Philosophie 
das Recht mit Gott identificirt. Das Recht an sich ist unwandelbar. 
In den Gesetzen kommt das Recht zum Ausdruck, wie es nach 
der jeweiligen Sitte aufgefasst wird. Es verhält sich mit dem 
Rechte wie mit der Idee des Wahren, Schönen und wie mit der 
Gottesidee. — Man hat zwar in jüngster Zeit behauptet, dass eine 
angeborene Rechtsidee ein unbegreifliches Unding ist, dass das 
Recht nur ein Instrument im Kampfe ums Dasein ist, und dass 
die sociale Wirthschaft das Bestimmende, das Recht hingegen 
abhängig, dienend und gehorchend ist. (Stammler a. a. 0.) Es 
ist richtig, dass jede Gesellschaftsform ihr Recht fordert, — 
weshalb auch das Heer ein besonderes Recht hat, — es ist 
ferner richtig, dass die socialen Wirthschaftsverhältnisse einen 
grossen Einfluss auf das Recht haben. Neue Lebens- und Wirth- 
schaftsverhältnisse bringen neues Recht hervor. Allein man kann 
deshalb doch das Recht nicht zu einem blossen Instrument 
degradiren, dasselbe nicht als ein blosses Machwerk bezeichnen. 

Wir erkennen das Recht durch unsere Vernunft, welche, 
wie Moltke sagt, ein Funken der Gottheit ist, und durch die 
unbewusst in uns wirkenden Gefühle. Die Vernunft sagt uns, 
dass dasjenige, was der Mensch durch seine Arbeit erworben 
hat, sein Eigenthum ist, worüber er unter Lebenden und auf 
den Todesfall verfügen kann. Die Vernunft sagt uns, dass der 
wehrhafte Bürger das Vaterland zu vertheidigen hat, dass ihm 
als Soldaten die militärischen Pflichten des Gehorsams, der 
Tapferkeit und der Treue obliegen, und dass für die Nicht- 
erfüllung dieser Pflichten Strafe sein muss, da nur so ein Heer 
und durch dieses der Staat bestehen kann. Ausser der Vernunft 
sind die unbewusst wirkenden Gefühle für die Erkenntnis des 
Rechtes von Bedeutung, wie auch Hartmann in seiner Philosophie 
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des Unbewussten das Mitleid und die Vergeltung als die Wurzeln 
bezeichnet, aus welchen die Handlungen hervorgehen, von 
welchen die Menschen die Begriffe des sittlich Schönen und des 
Rechts durch Abstraction gewinnen. 

Die Idee der Vergeltung wurzelt tief in der Brust des 
Menschen. Es ist die Vorstellung allgemein verbreitet, dass die 
Gottheit schon in diesem Leben die bösen Thaten bestraft (Mören, 
Erinnyen). Die Religion verlegt die Bestrafung der bösen und die 
Belohnung der guten Thaten in das Jenseits. Das Bestreben 
der Menschen ist aber dahin gerichtet, die Vergeltung selbst 
herbeizuführen, welcher Gedanke sich in der Blutrache geltend 
macht. Aus der Blutrache hat sich die staatliche Strafe ent- 
wickelt. Der Staat nimmt die Strafgewalt in die eigene Hand, um die 
sittliche und rechtliche Ordnung aufrecht zu erhalten. Die 
Strafe ist also, worauf die historische Entwicklung hindeutet, 
Vergeltung. Vom Staate wird dann die Strafe zu verschiedenen 
Zwecken verwendet. 

Den Gegensatz zur Vergeltungstheorie bildet die von der 
positiven Rechtsschule aufgestellte Theorie, nach welcher die 
Strafe nur ein Schutz- und Vertheidigungsmittel der Gesellschaft 
ist. Es ist aber doch ein anderes Gefühl, mit welchem der 
Verbrecher gestraft, und ein anderes, mit welchem ein Raubthier 
abgewehrt wird. 

Der bekannte deutsche Jurist Dernburg hat in einer im 
Jahre 1894 veröffentlichten Broschüre („Phantasie und Recht'') 
nachzuweisen versucht, dass die Phantasie, welche eine Be- 
dingung des künstlerischen Schaffens ist, auch als Grund des 
Rechtes, als das belebende Element, durch welches das Recht 
besteht, anzusehen ist. Die Phantasie ist gewiss für das Recht, 
und zwar für das militärische noch mehr als für das allgemeine 
von Bedeutung, da im Heere das Ideale eine grosse Rolle spielt. 
Es ist daher für das Heerwesen unzweifelhaft von Vortheil, die 
Phantasie zu bilden und zu veredeln und dieselbe überhaupt 
in die richtigen Bahnen zu lenken. Als Grund des Rechtes kann 
aber die Phantasie nicht angesehen werden. Gäbe es kein Recht 
an sich, so wäre auch die Phantasie, wenn sie auch noch so 
eine grosse Künstlerin ist, nicht im Stande ein Recht hervor- 
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zubringen. Erschaffen kann die Phantasie, wie auch Kant in 
seiner Anthropologie hervorhebt, nichts. 

Die Phantasie ist also nicht Grund des Rechtes, wohl aber 
für das Recht von Bedeutung. Die Rechtspflege soll mit gewissen 
Förmlichkeiten umgeben sein, welche die Phantasie anregen. 
In der militärischen Rechtspflege sind Feierlichkeiten geradezu 
unentbehrlich. Das Heerwesen mit seinem Glänze und seinem 
Prunke verträgt sich nicht mit einer formlosen Rechtsprechung. 
Schon das römische Kriegsrecht wurde mit grossen Feierlich- 
keiten abgehalten. Der Beginn des Kriegsrechts wurde durch 
Trompetenschall verkündet, der Consul war von den Centurionen 
und Lictoren umgeben und sprach die VerurtheUung mit der 
Formel : „Quod bonum, faustum, felixque sit". Auch im Mittelalter 
und zur Zeit der Soldatenrepublik der Lsmdsknechte wurde das 
Kriegsrecht, namentlich das Reiterrecht, mit besonderen Feierlich- 
keiten abgehalten. Der moderne Militär-Strafprocess soll daher 
die Feierlichkeiten bei Abhaltung der Hauptverhandlung und 
Verkündigung des Urtheils nicht ganz bei Seite setzen. Wären 
alle Menschen nüchtern denkende Phflosophen, dann bedürfte 
weder die Religion noch die Rechtspflege eines Ceremoniells. 
Dies ist aber nicht der Fall. — Allerdings dürfen die FeierUch- 
keiten nicht soweit gehen, dass das Formwesen die Sache selbst 
zurücktreten lässt. Die Feierlichkeiten der Rechtspflege und der 
Religion müssen dem Charakter und der Denkungsweise der 
Nation entsprechen. Das Ceremoniell muss immer einen würde- 
vollen Charakter haben und in der mflitärischen Rechtspflege 
auch dem Geiste des Heeres entsprechen. Theatralische Feieriich- 
keiten könnten der Rechtspflege nur nachtheilig sein. 

Oft wird die Ansicht ausgesprochen, dass der Fahneneid 
der Grund der Bestrafung der Müitär-Delicte und somit das 
Militärrecht theoretisch auf den Fahneneid aufzubauen ist. Diese 
Theorie erscheint auch von dem österr. Militär-Strafrecht ange- 
nommen (Art. III. des Kundmachungs-Patents, § 142 M.-St.-G.). 
Das Gesetz vermag jedoch die Theorie nicht aufrecht zu erhalten, 
indem es in manchen Fällen den Eid als abgelegt ansieht, obwohl 
dies nicht der Fall ist. Demjenigen, der sich weigert, den 
Fahneneid abzulegen, wird derselbe vorgelesen, und dieser Act 
vertritt den wirklich abgelegten Eid. -— Die Möglichkeit des 
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Begehens eines Militär- Verbrechens (Vergehens) soll im Gesetze 
an die Soldaten-Eigenschaft geknüpft, der Fahneneid hingegen 
in den Dienstvorschriften behandelt werden. Zur Zeit der 
Werbeheere beruhte das militärische Dienstverhältnis auf einem 
Vertrage. Damals konnte der Eid als Grund der Bestrafung 
der Militär-Delicte angesehen werden. Bei der allgemeinen Wehr- 
pflicht ist der militärische Dienst eine Pflicht eines jeden wehr- 
haften Bürgers, welche nicht durch den Eid geschaffen, sondern 
durch denselben bekräftigt wird. In Frankreich wird seit der 
republikanischen Aera (allerdings mit Unrecht) ein Fahneneid 
nicht geschworen, und dennoch sind die MUitär-Delicte auch in 
Frankreich strafbar. 

Wir halten den Fahneneid nicht für den juristischen Grund 
der Bestrafung der Militär-Delicte sondern für etwas Höheres, 
für eine dem Militär-Dienst verliehene höhere Weihe. Es ist 
gewiss von hoher ethischer Bedeutung, dass der Soldat weiss, 
dass die Erfüllung seiner Pflichten nicht nur vom Staate, sondern 
auch von der Religion gefordert wird. Durch den Fahneneid 
greift die göttliche Gewalt des Glaubens in das Heerwesen ein. 
Der Fahneneid ist der letzte Halt des Heerwesens. Jeder gute 
Soldat wird den Fahneneid für heilig halten. Der von Friedrich 
dem Grossen ausgesprocheneWunsch, ein aus stoischen Philosophen 
zusjammengesetztes Heer zu haben, wird niemals erfüllbar sein, 
da keine Philosophie ein Gemeingut der Menschen ist. Wohl 
aber hat die Religion eine grosse Macht über die Menschen. 
Wenn die ReUgion in Verfall gerathen ist, dann ist bei dem 
Volke kein moralischer Halt mehr vorhanden. Napoleon I. sagte 
mit Recht: „Gar l'atheisme est destructeur de toute morale, 
si non dans les individus, du moins dans les nations" (Corresp. 
mil.). Auch der Freidenker Montesquieu sagt, dass die Römer 
selbst der späteren Zeit den Eid für heilig hielten, und dass 
diesem Umstände zuzuschreiben ist, dass die militärische Dis- 
ciplin noch fortbestand, nachdem die bürgerliche Tugend unter- 
gegangen war. 

Die Abnahme des Fahneneides soll, um den Schwörenden 
an die wichtigen Pflichten, die er als Soldat übernimmt, zu 
mahnen, unter kirchlichen, dann dem nationalen Charakter und 
der müitärischen Denkungsart entsprechenden Feierlichkeiten 
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stattfinden. Der Tag der Ablegung des Fahneneides soll für 
den Soldaten ein Gedenktag in seinem ganzen Leben sein. 
Nach deutschem Militär-Strafrecht ist der Fahneneid nicht der 
juristische Grund der Bestrafung der Militär-Delicte, dennoch 
wird aber mit Recht auf die feierliche Ablegung des Fahnen- 
eides als Bekräftigung des Dienstverhältnisses grosses Gewicht 
gelegt. Die in Oesterreich-Ungarn in neuester Zeit erflossenen 
Verordnungen über die feierliche Abnahme des Fahneneides sind 
rationell (Circl. Vdg. v. 15./10. 93, 30./5. 94). 

Wir gründen also das Strafrecht nicht auf einen Zweck 
und auch nicht auf einen Eidesbruch, sondern auf das Princip 
der Gerechtigkeit. Wenn bei der Strafe auch äussere Zwecke 
verfolgt werden, so sind diese nicht Grund der Strafe. 

Das Recht an sich ist unveränderlich. In den jeweilig be- 
stehenden Gesetzen kommt das Recht zum Ausdruck, wie es 
von der Rechtsvernunft und den Gefühlen aufgefasst wu'd. Einen 
Beweis hierfür bietet die Geschichte des Militär-Strafrechtes. 

Das Kriegsrecht des edlen Volkes der alten Inder, dessen 
Ethik Liebe und Wohltätigkeit vorschrieb, zeichnete sich durch 
Humanität aus. Es war verboten die Gefangenen oder die 
friedlichen Einwohner des Feindeslandes zu tödten, oder sich 
tückischer, namentlich vergifteter Waffen zu bedienen (Manu, 
1. 7, p. 90—93, Yänavalkya p. 325). Diodor berichtet, dass die 
Inder im Kriege die Feldfrüchte schonten, und Arrian, dass 
neben den kämpfenden Heeren die Felder ruhig bestellt werden 
konnten. 

Grausam dagegen war das Kriegsrecht der Aegypter, 
Assyrer und Israeliten. Selbst in den Büchern Moses ist zu 
lesen: »Du sollst alle Völker fressen, die der Herr, Dein Gott, 
Dir gegeben hat! Dein Auge soll ihrer nicht schonen« (Jahns: 
lieber Krieg, Frieden und Cultur 1893). 

Keinen nennenswerthen Fortschritt weist das Kriegsrecht 
der Griechen und Römer auf. Das juristische Soldatenvolk der 
Römer hatte zwar, was das System der Militär-Delicte betrifft, 
ein ausgebildetes Militärrecht, die Strafen waren jedoch äusserst 
hart, und dem Feinde gegenüber galt der Grundsatz: »Inter 
arma silent leges.< In dem weltknechtenden Rom waren die 
grausamen (iladiatoren- Spiele die beliebtesten Lustbarkeiten. 
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Diesen rauhen Sitten entsprechend war das Kriegsreeht ein 
grausames. 

Fast noch grausamer war das Militärrecht des Mittelalters. 
Die verschärften und grausamen Todesstrafen, die Strafe des 
Spiessruthenlaufens, des Prangers, der Staupenschläge u. s. w. 
geben ein Zeugnis von der den damaligen Sitten entsprechenden 
rohen Auffassung des Rechtes. 

Durch den Einfluss des vom mittelalterlichen Aberglauben 
befreiten Christenthums, durch die Einwirkung einer freien und 
edlen Philosophie wurden die Sitten nach und nach milder, 
und dies hatte auch eine Humanisirung des Militär- und Kriegs- 
rechtes zur Folge. 

In den jeweilig bestehenden Gesetzen spiegeln sich Rechts- 
vernunft und Rechtsgefühle der Nationen ab. Diese aber sind 
bestimmt durch die jeweilig bestehenden wirthschaftlichen und 
sonstigen Lebensverhältnisse. Die Rechtsidee ist ewig wahr 
und unveränderUch. 

Am Schlüsse des Capitels über die Begründung des Rechtes 
sei uns noch nachstehende Bemerkung gestattet: 

In den gangbarsten Lehrbüchern über Civil- und Strafrecht 
sind die Sätze zu lesen: »Das Recht ist nur der Menschen 
wegen da« oder >Das Recht dient nur zum Schutze mensch- 
Ucher Interessen«. Diese Sätze entsprechen einer rein materia- 
listischen Auffassung und geben ein Zeugnis menschlicher Eitel- 
keit und Ueberhebung. Hierher gehört auch der Satz Schellings, 
dass Gott nur im Menschen die Natur liebte, welcher Satz zu 
dem pantheistischen System Schellings gar nicht passt. Im 
Mittelalter war die geocentrische Idee verbreitet, nach welcher 
die &de als Wohnort der Menschen den festen Mittelpunkt des 
Weltgebäudes darstellte. Kopernikus hat dieser Ansicht den 
Todesstoss gegeben. Haeckel, der berühmte Verfasser der natür- 
lichen Schöpfungsgeschichte, bezeichnet Darwin als den Koper- 
nikus der organischen Welt, indem Darwin, wenn man auch 
seiner Lehre über die Abstammung des Menschen nicht beistimmt, 
die anthropocentrische Ansicht vernichtete. Der Mensch ist nach 
Darwin nicht der Mittelpunkt der Schöpfung. Leider ist die 
Jurisprudenz mit den obigen Sätzen noch immer der anthro- 
pocentrischen Ansicht treu geblieben, ein Beweis dafür, wie 
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wenig die Juristen um die Fortschritte der anderen Wissen- 
schaften sich bekümmern. Ueberhaupt hat die Jurisprudenz 
selten durch ihre eigenen Jänger Fortschritte gemacht. Fort- 
schritte der Rechtswissenschaft wurden meist durch die Philo- 
sophie und die Naturwissenschaften herbeigeführt. 

Das Recht ist, wir wiederholen es, keine von den Menschen 
erdachte, denselben dienliche Nützlichkeitseinrichtung. Man sollte 
doch nicht vergessen, dass die Entstehung eines Dinges, sowie 
dessen Nützlichkeit, dessen Verwendung und Einordnung zu 
einem System von Zwecken toto coelo verschieden sind (Nietzsche, 
Genealogie der Moral). Wenn aber gesagt wird: >Gäbe es 
keine Menschen, so würde es kein Recht geben«, so müssen 
wir entgegnen, dass es dann kein Unrecht geben, sondern Alles 
den durch die Causalität bedingten Verlauf nehmen würde. Das 
Recht ist ein metaphysischer Begriff. Nach Haeckel ist Gott 
der Geist des Guten, des Schönen und der Wahrheit, wir fügen 
hinzu, auch des Rechtes und der Sitte. Die Sonne ist die 
Ursache alles physischen Lebens, weshalb auch mit Recht alle 
Kräfte der Erde als Variationen einer himmlischen Harmonie 
bezeichnet wurden. Es gibt aber auch ein Ur-Ideal, eine geistige 
Sonne, von welcher alle Ideale ausgehen (Scherr, Letzte Gänge, 
1887). Die Macht der Ideen, des idealen Strebens kann man 
(es sei nun, dass man mit Plato die Ideen als angeboren oder 
aber durch Culturarbeit erworben ansieht) nicht verkennen und 
zwar selbst dann nicht, wenn man sonst die monistische Welt- 
anschauung als berechtigt anerkennen würde. 



IV. Der Zweck im Militärrecht. 

Sanctissima romani imperii custos, severa castrorum disciplina. 

Valerius Maximus. 

Wir fassen die gerichtliche Strafe, wie wir im vorherigen 
Capitel ausgeführt haben, als einen Act der vergeltenden Gerech- 
tigkeit auf, welche ihren Zweck in sich trägt. Indem aber der 
Staat die Strafgewalt ausübt, fördert er zugleich staatliche 
Zwecke. Die Kunst, welche in Ausübung der Strafrechtspflege 
das Zweckmässige und Nützliche für die Gesellschaftszwecke 
zum Gegenstande hat, nennt man Criminal-Politik. Auch das 
Militärrecht hat seine Criminal-Politik, denn auch dieses verfolgt 
staatliche Zwecke von grösster Wichtigkeit. 

Der hauptsächlichste Zweck der Rechtspflege ist die Auf- 
rechthaltung der Rechtsordnung. Man mag noch so viele und 
schöne Redensarten von der Würde und Güte des Menschen, 
von dem angeborenen Adel des Menschengeschlechtes, von der 
fortgeschrittenen Humanität unserer Zeit u. s. w. führen, so sind 
doch thatsächlich so viele schlechte Eigenschaften (Egoismus, 
Neid, Hass, Bosheit) der Menschheit eigen, dass ohne Aufrecht- 
erhaltung der Rechtsordnung durch Gewalt, ein beständiger 
Kriegszustand AUer gegen Alle, ein beUum omnium contra 
omnes, bestehen würde. Darwin hat in seinem »Kampf um's 
Dasein« gezeigt, dass die ganze organische Natur auf un- 
serem Planeten nur aus einem fortwährenden Kampfe be- 
steht. Tausende von Thieren und Pflanzen gehen an einem 
Orte zu Grunde, um einem höher gearteten Individuum 
Platz zu machen. Ein beständiger Interessenkampf herrscht 
in der menschlichen Gesellschaft, denn homo homini lupus. 
Hielte der Staat nicht mit Macht die Rechtsordnung aufrecht, so 
würde der Interessenkampf zu einem gewaltthätigen Existenz- 
kampf ausarten. Das Strafgesetz wurde daher mit Recht als ein 
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Maulkorb bezeichnet, welcher der zu Rechtsverletzungen geneigten 
Menschheit umgehängt ist. Macht und Recht stehen in Wechsel- 
beziehung, indem der Staat dasjenige, was er als Recht erkennt, 
durch seine Macht schützt. Ein Recht, welches nicht durch 
Macht geschützt ist, ist ohnmächtig und verschwindet wie 
andererseits Gesetze sich belasten, wenn sie das kraftlos Gewor- 
dene gegen unvermeidliches Sinken beschützen wollen. (Herbart, 
Naturrecht § 179.) Deshalb sind auch Reformen, welche durch 
den Zeitgeist gebieterisch gefordert werden, zeitgerecht durchzu- 
führen. Durch Gewalt (Macht) wurde auch oft Recht begründet. 
Von dem durch Macht erzeugten Recht unterscheidet sich die 
Willkür dadurch, dass bei letzterer der Refehl nur subjective 
Gelüste und Wünsche des Refehlenden bezweckt. 

Der Zweck darf niemals, weder im allgemeinen noch im 
militärischen Rechte zu der Gerechtigkeit in Gegensatz treten. 
Dem Zwecke sind durch die Gerechtigkeit Grenzen gezogen. Es 
darf weder in der allgemeinen noch der militärischen Rechts- 
pflege der Satz zur Anwendung kommen : „Der Zweck heiligt die 
Mittel". Der Gerechtigkeit aber würde es widersprechen, wenn 
auf eine strafbare Handlung eine nach der Rechtsvernunft und 
dem Rechtsgefühle zu strenge Strafe gesetzt würde, oder wenn 
im concreten Falle, um einen Zweck zu erreichen, eine strengere 
als die gesetzlich bestimmte Strafe verhängt, oder endlich, wenn 
ohne rechtlich erbrachten Reweis, um nur ein abschreckendes 
Beispiel zu haben, eine Verurtheilung erfolgen würde. 

Zwei deutsche Rechtslehrer haben in letzterer Zeit Werke 
rechtsphilosophischen Inhalts veröffentlicht, welche anscheinend 
entgegengesetzte Standpunkte einnehmen. Ihering bezeichnet in 
seinem Werke „Zweck im Recht" das Zweckmoment als jenes, 
welches das Recht hervorbringt. Dahn setzt in seinem Werke 
„Vernunft im Recht" dem realistischen Zweckmoment ein ideali- 
stisches Princip entgegen, nämlich die Rechts Vernunft, welche 
im Strafrecht mit Nothwendigkeit die Bestrafung des Verbrechers 
erfordert. Zweck im Recht und Vernunft im Recht büden aber 
keine Gegensätze, sondern vereinigen sich vielmehr. Wir stimmen 
dem Rechtslehrer v. Liszt zu, dass die Strafe gerecht ist, soweit 
sie nothwendig ist, dass der kategorische Imperativ mit den 
Nützlichkeitsrücksichten sich deckt, und dass daher das Strafrecht 
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keine Ausklügelung menschlichen Witzes, keine Erfindung mensch- 
licher Klugheit ist. Wenn der Staat das Recht hat zu bestehen, 
und dieses Recht wird ihm nur von der anarchistischen Rande 
abgesprochen, so hat er auch das Recht alle Mittel anzuwenden, 
welche zu seinem Bestände nothwendig sind. Eine den Grund- 
sätzen der Gerechtigkeit widersprechende Strafe erscheint niemals 
als nothwendig, ja eine solche Strafe würde dem Staate nur 
Schaden bringen. Dasselbe gilt auch für das militärische Straf- 
recht. Wir können daher die altindische Weisheit auch hier 
nur bewundern, die sagt, dass von der gerechten Anwendung 
der Strafen die Zucht und Ordnung im Heere abhängt (Manu 
1. 7. p. 65). So wenig wie zwischen Gerechtigkeit und Dis- 
cipltn, ebenso wenig ist zwischen allgemeinen Staats- und mili- 
tärischen Interessen ein Widerspruch — da das Heer ein Theil 
des Staates ist, und auf der harmonischen Entwicklung aller Theile 
des staatlichen Lebens das Wohl des Staates beruht. 

Dem von einem Rechtslehrer ausgesprochenen Satze, dass 
der Zweck den Massstab für die Strafen gibt, können wir nur 
mit dem Beisatze zustimmen: „Innerhalb der Grenzen der Ge- 
rechtigkeit^. Als Reweis dafür, dass die Strafe durch den Zweck 
bestunmt wird, wird angeführt, dass die Strafe von dem Werthe 
der Rechtsgüter, welche geschützt werden sollen, abhängt, dass 
z. B. in despotischen Staaten die politischen Verbrechen, in 
Handelsstaaten die Delicte gegen die bona fides und in Militär- 
Staaten die Insubordinationen besonders streng behandelt werden. 
Als Beispiel wird femer die moderne Spionage-Gesetzgebung an- 
geführt. In Anbetracht der grossen militärischen Vorbereitungen, 
die gegenwärtig schon im Frieden getroffen werden, ist der Werth 
des militärischen Geheimnisses gestiegen, und deshalb sind auch 
die meisten Staaten (Frankreich, Deutschland) zu einer besonderen 
Spionage-Gesetzgebung geschritten. Dies Alles beweist aber nicht, 
dass der Zweck allein für die Strafe bestimmend ist. Wenn 
der Werth der Rechtsgüter ein hoher ist, so ist es auch gerecht, 
dass der Verletzer dieser Rechtsgüter eine strenge Strafe erleidet, 
da ihm auch ein grosses Verschulden zur Last fallt. 

Der Zweck im Militärrecht ist die Aufrechterhaltung der 
Rechtsordnung und der Disciplin im Heere behufs Erhaltung der 
Kriegstüchtigkeit desselben. 
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Mit Recht sagt L. v. Stein in seinem Werke: Die Lehre 
vom Heerwesen, dass das Heer mit all' seiner Kraft und seinem 
Glänze nicht um seiner selbst willen da ist. „Es hat seinen 
Zweck und dieser Zweck beherrscht dasselbe auf allen Punkten. 
Dieser Zweck als innerer ist die Erhaltung der Selbstständigkeit 
des Staates, als äusserer ist er der Sieg über den Feind, der 
jenen bedroht, und der Kampf, in welchem um diesen Sieg ge- 
rungen wird. Wir nennen ihn den Krieg. Alle Heereseinrich- 
tungen haben nur dann einen Werth. wenn dieselben für den 
Krieg brauchbar und nützlich sich erweisen^. Die Zweckbe- 
stimmung für den Krieg ist es, welche schon im Frieden dem 
Militärrecht ein eigenes Gepräge gibt und jene Modificationen 
des allgemeinen Rechtes herbeiführt, welche wir das Militärrecht 
nennen. Begründet sind diese Modificationen dadurch, dass ver- 
nunftnothwendig die Bestrafung desjenigen gefordert wird, welcher 
sich gegen die Lebensbedingungen des Heeres vergeht. — Liesse 
sich die Idee des ewigen Friedens realisiren, dann wäre das 
ganze Heerwesen und mit demselben auch das Militärrecht ein 
anderes. Eine Müiz nur zur Aufrechterhaltung der inneren Or- 
dnung würde ein ganz anderes Müitärrecht erzeugen. 

Seit Abbö de Saint Pierre sein Werk: „Projet de paix 
perpetuelle (1713)" veröffentlicht hat, hat die Idee des ewigen 
Friedens die Geister vielfach beschäftigt. Selbst Kant verlieh 
dieser Idee das Gepräge seines Namens. Das Werk St. Pierre's 
hatte jedoch schon bei seinem Erscheinen auch seine Gegner. 
Leibnitz, welchem Pierre sein Werk überschickte, antwortete dem 
Autor, er wünsche ihm ein so langes Leben, um die Früchte 
seiner Arbeit gemessen zu können. Voltaire spricht auch mit 
Ironie über „l'inpraticable paix de l'Abbö de St. Pierre". Gegen- 
wärtig zählt die Idee des ewigen Weltfriedens viele Anhänger. 
Besonnene Staatsmänner und tiefdenkende Philosophen haben 
sich gegen die Durchführbarkeit der Idee ausgesprochen. Auch 
wir sind der Ansicht, dass alle Bemühungen, den Krieg ganz 
aus der Welt zu schaffen, fruchtlos sind. 

»Der Krieg ist schrecklich wie des Himmels Plagen, 
Doch ist er gut, ist ein Geschick wie sie«. 

Mit diesen Worten hat Schiller seiner Auffassung über den 
Krieg Ausdruck gegeben. Der Krieg hat viele Schrecknisse im 
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Gefolge, als Tod, Krankheiten, Verwüstungen. Allein der Krieg 
ist eine nothwendige Naturerscheinung, welche auch gute Folgen 
hat. Die Alten nannten den Krieg den Vater aller guten Dinge. 
Durch den Krieg werden die grossen Eigenschaften einer Nation 
geweckt, der Krieg ist auch fördernd für die Cultur, namentlich 
für die Künste (Dichtkunst, Musik, Bildhauerei). Um die Kriege 
zu vermeiden, hat man die Gründung einer Üniversal-Monarchie 
und die Entscheidung der Streitigkeiten der Staaten durch 
Schiedsgerichte vorgeschlagen. Die Gründung einer Üniversal- 
Monarchie ist unmöglich und wäre auch ein Unglück, da dadurch 
die Selbstständigkeit der Nationen, ihre Persönlichkeit, aufgehoben 
würde. Ein Universal-Staat wäre, wie Anselm von Feuerbach 
richtig bemerkt, das Grab der Menschheit. Durch Schiedsgerichte 
aber lassen sich nicht alle Streitigkeiten der Völker beilegen. 
Kriege bilden thatsächlich eine minder häufige Erscheinung im 
Völkerleben als früher. Oft wurden Kriege wegen Vorfallenheiten 
von ganz untergeordneter Bedeutung geführt. Das ist gegenwärtig 
ausgeschlossen. Ein ewiger Friede aber ist unmöglich. Wenn 
jedoch durch die Bemühungen der Friedensapostel die Helden- 
thaten herabgewürdigt werden und der Patriotismus untergraben 
wird, dann kann es geschehen, dass das Volk, bei welchem 
eine Friedenstheorie allgemeine Verbreitung gefunden hat, zum 
Sklaven eines anderen von einem kriegerischen Geiste beseelten 
Volkes wird. (Vergl. Kiessling: Ewiger Krieg (1890), namentlich 
aber Jahns, Krieg, Frieden und Cultur, 1893.) 

Der Zweck des Militärrechtes ist also die Erhaltung der 
Kriegstüchtigkeit des Heeres. Die erste Bedingung der Kriegs- 
tüchtigkeit ist die Disciplin. Schon die Römer waren sich bewusst, 
dass der sicherste Schutz des römischen Reiches die strenge 
Lager-Disciplin ist, denn Valerius Maximus sagt: »Sanctissima 
romani imperii custos, severa castrorum disciplina«. Der Satz, 
dass die Disciplin die Seele der Armee ist, dass eine Armee 
ohne Disciplin im Kriege unbrauchbar, im Frieden aber gefährlich 
ist, hat sich durch Jahrtausende bewahrheitet. 

Der wahre Gehorsam ist der Gehorsam des Herzens, und 
nicht der Gehorsam aus sklavischer Furcht vor Strafe. Es soll 
gehorcht werden aus Pflichtgefühl, aus der Ueberzeugung, dass 
der Befehl des Vorgesetzten auch nur ein Gehorsam ist, ein 

Dangelmaie r, Philosophie des Militärrechtes. 3 
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Gehorsam gegen die höheren Vorgesetzten und das Gesetz. 
Durch diese Ueberzeugung wird der eigene Gehorsam nicht 
demüthigend. 

Es wäre jedoch eitle Hoffnung zu glauben, dass durch 
moralische Einwirkung allein die Disciplin erhalten werden kann. 
Solange die Menschen nicht Engel sind, ist zur Aufrechthaltung 
der Rechtsordnung im Staate und zur Erhaltung der Disciplin 
im Heere ein Strafrecht nöthig. Man versuche es einmal, die 
Beschäftigten in einer Fabrik oder das Dienstpersonal in einem ein- 
fachen Haushalt durch Reden über die Nothwendigkeit der Pflicht- 
erfüllung auf den rechten Weg zu bringen, so wird man sich 
bald überzeugen, dass es mit ethischen Mittebi allein nicht geht. 
Der Soldat muss wissen, dass sein Gehorsam gegen den Vor- 
gesetzten nöthigen Falls durch Strafen erzwungen werden kann, 
dass ihm, falls er aus Gründen der persönlichen Sicherheit 
dienstliche Anordnungen, welche mit Gefahr verbunden sind, 
nicht befolgt, möglicher Weise eine schimpfliche Todesstrafe droht. 

Der unmittelbare Zweck der Strafe ist: 

1. Abschreckung, 2. Besserung, 3. Ausschliessung unver- 
besserlicher Individuen. 

1. Die angedrohte und an dem Schuldigen auch in Vollzug 
gesetzte Strafe soll von dem Begehen strafbarer Handlungen 
abhalten. Dem zur Begehung strafbarer Handlungen sich hin- 
neigenden Willen soll ein starkes Motiv, die Furcht vor dem 
Strafübel entgegengesetzt werden. Dies ist die Auffassung von 
Hobbes, Leibnitz, Holbach, Beccaria, Schopenhauer, Stuart Mill 
und anderer Denker. Das Moment der Abschreckung tritt jedoch 
zu sehr in den Vordergrund, wenn das Strafsystem ein terro- 
ristisches wird. Dies war z. B. im römischen Militär-Strafrecht 
und in den militärischen Strafbestimmungen des Mittelalters der 
Fall. Aber auch noch im vorigen Jahrhundert konnte eine 
berühmte Autorität den Ausspruch thun, dass der Soldat vor 
dem Stocke des Officiers sich mehr fürchten müsse als vor feind- 
Uchen Kugeln. Grausame Strafen schrecken aber nicht ab, son- 
dern erregen Erbitterung oder Mitleid mit dem Bestraften. Wenn 
Wallenstein sagte: »So erschiesse man Dich unschuldig, desto 
mehr wird der Schuldige zittern», so hatte er nicht Recht. Eine 
gegen einen Unschuldigen verhängte Strafe schreckt nicht ab, 
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sondern erweckt vielmehr bei dem Schuldigen das Gefühl der 
Sicherheit. Auch in Bezug auf die Abschreckung darf das 
Recht, soll es Recht bleiben, nicht von der Gerechtigkeit sich 
entfernen. Ganz wird jedoch das Militär-Strafrecht das Moment 
der Abschreckung nicht entbehren können. Vielfache Spuren der 
älteren Abschreckungstheorie finden sich im österreichischen 
(§ 161) und französischen Militär-Strafgesetz. 

Das Strafrecht kann nicht auf die Abschreckung gegründet 
werden, allein ein Zweck der Strafe ist die Abschreckung dennoch. 
Wir sind keine Freunde des Terrorismus, allein die auf die 
abstracte Philosophie sich stützende Jurisprudenz hat es in der 
Milde für das Individuum doch zu weit getrieben. Sie hat die 
Sage erfunden, dass die Todesstrafe nicht abschreckt, hat sich 
gegen diese Strafe, sowie gegen die lebenslängliche Freiheitsstrafe 
ausgesprochen und will als höchste Strafe nur 15jährige Freiheits- 
strafe. Bei einer zu milden Handhabung des Strafrechtes verrohen 
aber die Sitten gerade so, wie unter der Herrschaft des Terro- 
rismus. Es is daher ein Verdienst der positiven Rechtsschule, 
wieder die Nothwendigkeit des Schutzes der Gesellschaft betont 
zu haben. 

2. Ein weiterer Zweck im Militär-Strafrecht ist der der 
Besserung. Der active Dienst hat den Zw^eck, das Heer für den 
Krieg zu erziehen, die Kriegstüchtigkeit des Heeres heranzubilden. 
Es ist daher natürlich, dass auch die militärischen Strafen, 
namentlich aber die militärischen Disciplinarstrafen erziehend 
wirken, d. h. die Besserung des Bestraften erzielen sollen. Aber 
auch der Militär-Strafprocess muss so eingerichtet werden, dass 
er wenigstens der militärischen Erziehung nicht entgegenwirkt, 
dass der Soldat im Processe seinen Vorgesetzten gegenüber 
nicht in eine andere Stellung gelangt, als er sich sonst befindet, 
— dass mit einem Worte der militärische Gerichtssaal nicht zu 
einer Lehrkanzel für Disciplinlosigkeit wird. Diesen Gedanken hat 
Dr. V. Marck in seinem Werke über die Reform des Militär- 
Strafprocesses nachgewiesen. 

Als ziemlich feststehend ist die philosophische Lehre anzu- 
sehen, dass der Charakter angeboren und unveränderlich ist, 
dass derselbe den Kern des Menschen bildet und weder durch 
Reden und Moralisiren noch durch andere Mittel umgeändert 



- 36 — 

werden kann. Es fragt sieh nun, wie der Besserungszweck mit 
der Unveränderlichkeit des Charakters zu vereinbaren ist. Straf- 
bare Handlungen sind nicht immer Offenbarungen des Charakters. 
Es kann durch Zufälligkeiten, durch äussere einwirkende Motive, 
durch die Umgebung u. s. w. auch ein Mensch von edlem 
Charakter zu einer Uebertretung der rechtUchen Normen verführt 
werden. Dies gilt namentlich von strafbaren Handlungen, die im 
jugendUchen Alter oder im Affecte begangen werden und auf 
jugendlichen Leichtsinn oder auf das Temperament mehr als auf 
Verderbtheit des Charakters zurückzuführen sind. Die Besserung 
durch die Strafe bezweckt nicht Besserung des Charakters, 
sondern eine Erweiterung und Richtigstellung der Erkenntnis, 
dann eine Einwirkung auf das Temperament und den Leichtsinn, 
Durch die Strafe soll dem Bestraften zur Kenntnis gebracht 
werden, dass die Auflehnung gegen die Rechtsordnung oder die 
Disciplin nothwendiger Weise mit einem Uebel verbunden ist, 
dass das Uebel, welches die strafbare Handlung zur Folge hat, 
die Lust oder Befriedigung aus der strafbaren Handlung über- 
wiegt. Hierdurch soll der Betreffende von Begehung neuerlicher 
strafbarer Handlungen abgehalten werden. 

Die classische Jurisprudenz (so wird von den Positivisten 
die frühere Rechtsgelehrsamkeit genannt) ist allzusehr in das 
Fahrwasser unserer verweichlichten Zeit gerathen, indem sie 
nicht nur (wie bereits bemerkt) die Todes- und lebenslange 
Freiheitsstrafe abschaffen, die längste Dauer der zeitlichen Frei- 
heitsstrafe auf 15 Jahre beschränken, sondern auch den Straf- 
vollzug möglichst milde gestalten will. Es erscheint als ein 
Verdienst der positiven Schule betont zu haben, dass unter 
Rücksichtnahme auf alle Forderungen der Humanität, das Wohl 
des Ganzen nicht ausser Betracht gelassen werden darf, dass 
die Strafe, soll sie die angestrebten Zwecke (Besserung, Ab- 
schreckung) erfüllen, ein wahres Uebel, verbunden mit Dulden 
und Schmerzen, sein muss. Dies gilt noch im erhöhten Masse 
von den militärischen Strafen. Da der militärische Dienst auch 
im Frieden mit Strapazen und Mühseligkeiten verbunden ist, 
darf die militärische Strafhaft nicht so eingerichtet sein, dass 
sie dem Soldaten eine Erholung bietet. Wäre dies der Fall, so 
könnte die Strafhaft einen entgegengesetzten als den beabsich* 
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tigten Erfolg haben, indem Soldaten mit nicht ausgesprochenem 
Ehrgefühle — und derlei Individuen kommen in jeder Armee 
vor — sich minder strafbarer Handlungen schuldig machen 
könnten, um im Arrest eine erwünschte Erholung von den 
Mühseligkeiten des Dienstes zu finden. Der in Strafhaft befind- 
liche Soldat darf in keiner Beziehung besser daran sein als 
der diensthuende Soldat. Nicht aliein die militärgerichtlichen, 
sondern auch die Disciplinar-Strafen müssen daher entsprechend 
verschärft sein, weil ja auch das Disciplinarstrafrecht, und zwar 
dieses in erster Linie den Zweck der Abschreckung und Besserung 
hat. Für die Verschärfung der militärischen Freiheitsstrafen 
spricht noch ferner der Umstand, dass die militärische Dienst- 
zeit gegenwärtig im Vergleiche zu den der Ausbildung gestellten 
Aufgaben eine kurze ist. Es soll durch die Strafen die mili- 
tärische Ausbildung nicht allzu lange unterbrochen werden und 
ist daher die Länge der Strafen durch Verschärfungen zu ersetzen. 
(§ 92, 94 des österr. M.-St.-G.) Auch erscheint es gerechtfertigt, 
dass Freiheitsstrafen von längerer Dauer (wobei aber die ein- 
zelnen Strafen zusammengerechnet werden sollten) in die active 
Dienstzeit nicht einzurechnen sind. Der Soldat soll seine Dienst- 
zeit nicht im Arreste zubringen. 

Was die Nothwendigkeit strenger militärischer Strafen be- 
trifft, können wir uns auf einen Ausspruch Moltke's berufen. In 
der Reichstagssitzung vom 7. Juni 1892 sagte Moltke: »Voll- 
kommen im militärischen Interesse liegen kurze aber strenge 
Strafen, mit kurzen und leichten Strafen können wir nicht 
fertig werden. Es ist das harte Lager bezeichnet als eine 
Grausamkeit. Meine Herren, wir verurtheilen alle unsere Leute 
täglich zu diesem harten Lager, so oft sie auf Wache gehen, 
nur mit der Verschärfung, welche bei dem Arreste hinwegfällt, 
dass der Mann alle vier Stunden herausgerufen wird, um dann 
zwei Stunden bei Sturm und Wetter Posten zu stehen.« 
Wir haben diesen Ausführungen nur beizufiigen, dass die 
Strafverschärfungen nicht derartige sein dürfen, dass sie 
das Ehrgefühl untergraben oder gesundheitschädlich sind. Auch 
sollen die Disciplinarstrafen nicht so verschärft sein, dass 
sie den gerichtlichen Arreststrafen gegenüber als die strengeren 
erscheinen. 
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In der neueren juristischen Literatur ist der Stock wieder 
zu Ehren gekommen. Während man früher fast einstimmig 
die Abschaffung der Leibesstrafe als eine der wichtigsten Errungen- 
schaften der modernen Civilisation pries, und was das Militär- 
recht betrifft, das Andenken von Scharnhorst und Gneisenau 
feierte, welche durch einen im Jahre 1808 veröffentlichten Ar- 
tikel »Freiheit des Rückens« den Anstoss zur Aufhebung der 
Prügelstrafe in der preussischen Armee gaben, treten nunmehr 
die Rechtsgelehrten, namentlich Anhänger der naturalistischen 
Richtung für die Prügelstrafe ein, (so z. B. Mittelstadt). Es scheint 
daher der Ausspruch des Wachtmeisters in Wallenstein's Lager 

»Alles Regiment, niuss er wissen, 
Von dem Stock hat ausgehen müssen« 

von der juristischen Literatur wieder aufgenommen zu werden. 
Wir sind aber keine Freunde der Stocktheorie und halten die 
Prügelstrafe, welche gegenwärtig nur in Russland als Disciplinar- 
strafe im Kriege und sonst bei den Strafbataillonen vorkommt, 
denn doch für allzu naturalistisch und allzu positivistisch. 

Soll die Strafe den Zweck der Besserung erfüllen, so 
müssen die Strafanstalten und auch die Disciplinar- Arreste zweck- 
entsprechend eingerichtet sein. Ist dies nicht der Fall, dann 
können die Strafanstalten leicht zu Herden der Verbreitung ver- 
brecherischer Gesinnungen werden. Von besonderer Wichtigkeit 
erscheint es, die Häftlinge zu einer entsprechenden Arbeit anzu- 
halten, denn der Müssiggang ist aller Laster Anfang. Ferner 
muss darauf gesehen werden, unverbesserliche Sträflinge von 
solchen zu trennen, welche für den ersten Fehltritt büssen, 
damit nicht von ersteren auf letztere der Keim des Lasters 
übertragen wird. Auch erscheint eine Sonderung der Soldaten, 
die sich militärischer Delicte schuldig gemacht haben, von den 
gemeinen Verbrechern angezeigt. Im Uebrigen muss die Be- 
handlung, auch was die Strafvollziehung betrifft, eine individu- 
alisirende sein. Durch Rede und Lehre wird auf solche Häftlinge 
einzuwirken sein, welche aus unrichtiger politischer oder reU- 
giöser Auffassung (Nazarener) zu Uebertretungen der Rechts- 
normen sich verleiten Hessen. 

3) Ausscheidung unverbesserlicher Individuen. — Die po- 
sitive Rechtsschule legt nach dem von Darwin aufgestellten 
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Satze, dass die edleren und kräftigeren Elemente nur auf Kosten 
der schlechteren und schwächeren sich entwickeln können, 
grossen Werth auf die Ausscheidung unverbesserlicher Individuen, 
damit dieselben für Staat und Gesellschaft unschädlich gemacht 
werden. Die Ausscheidung kann geschehen: 

a) durch die Todesstrafe. Vor nicht langer Zeit war der 
Ruf nach Abschaffung der Todesstrafe ein allgemeiner. Die 
positive Rechtsschule spricht sich für die Beibehaltung der 
Todesstrafe aus und widerlegt auch die Fabel, dass der Todes- 
strafe keine abschreckende Wirkung innewohne. Jedenfalls ist 
die Todesstrafe in einem Militär-Strafgesetz für Mord an dem 
Vorgesetzten und im Kriege auch für schwere Militär-Delicte 
nicht zu entbehren, wie auch noch kein Militär-Strafgesetz den 
Versuch gemacht hat, die Todesstrafe ganz aufzuheben; 

b) durch Deportation und 

c) durch lebenslangen Aufenthalt in einer Strafanstalt, 
rücksichtlich geborener Verbrecher in Criminal-Irrenhäusern. 

Für das Heerwesen hat die Ausscheidung noch eine be- 
sondere Bedeutung. Das Heer ist ein engerer Verband im 
Staate, in welchem eine erhöhte Rechtsordnung herrschen und 
eine besondere Standesehre bestehen muss. Die Ausscheidung 
aus dem Heere kann daher erfolgen, wenn ein gewisser Grad 
der Verdorbenheit vorhanden ist, wenn dieselbe auch nicht so 
weit geht, um die Ausscheidung aus der übrigen menschlichen 
Gesellschaft nothwendig erscheinen zu lassen. Die Ausscheidung 
(Ausstossung, Entfernung) aus dem Heere, durch welche dasselbe 
von schädlichen Elementen befreit wird, steht mit der allgemeinen 
Wehrpflicht nicht im Widerspruch. Der Dienst im Heere ist 
zwar eine allgemeine Pflicht, zu gleicher Zeit aber auch ein 
Recht. Das Recht der WaffenFähigkeit, das Recht, das militä- 
rische Ehrenkleid zu tragen, sollen hidividuen verwirken, welche 
sich besonders schwerer und entehrender Handlungen schuldig 
machen. Das deutsche Militär-Strafgesetz bezeichnet ausdrücklich 
die Fälle, in welchen auf Entfernung aus dem Heere erkannt 
werden kann, und in welchen auf dieselbe erkannt werden 
muss. Ein anderes Mittel, die Truppe von Elementen zu reinigen, 
welche die Disciplin in gefährlicher Weise zu gefährden drohen, 
ist die Versetzung in die II. Gl. des Soldatenstandes, mit 
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welcher die Möglichkeit der Versetzung in eine Arbeiter- Abthei- 
lung gegeben ist. Dieselben Erwägungen liegen der Errichtung 
von Disciplinar-Compagnien in der italienischen Armee zu Grunde. 

In Oesterreich-Ungarn ist mit der Veriirtheilung zu einer 
Freiheitsstrafe die Ausstossung nicht verbunden. Wir glauben, 
dass eben deshalb die Einführung von Disciplinar-Compagnien 
oder Arbeiter- Abtheilungen sich empfehlen dürfte. 

Die Militär-Strafgesetze enthalten eine Anzahl von Be- 
stimmungen strafpolitischen Charakters, deren Zweck es ist, die 
weitere Verübung von Verbrechen zu verhindern oder von ver- 
brecherischen Unternehmungen rechtzeitig Kenntnis zu erlangen. 
Hierher gehören z. B. die Bestimmungen des österr. Militär- 
Strafgesetzes, dass die Selbstmeldung bei Desertionen einen 
Milderungsumstand bildet, welcher selbst die Todesstrafe aus- 
schliesst, dass derjenige, welcher sich in das Verbrechen der 
Ausspähung eingelassen hat, straflos ist, wenn er rechtzeitig die 
Anzeige macht oder selbst das Verbrechen verhindert, dass bei 
Diebstahl und Veruntreuung der rechtzeitig gutgemachte Schaden 
die Strafe ausschliesst u. s. w. Auch die Bestimmungen des 
deutschen Militär-Strafgesetzes, dass derjenige, welcher sich an 
einer Meuterei betheiligt hat, straflos ist, wenn er rechtzeitig 
der Dienstbehörde die Anzeige macht, ferner dass bei dem 
Verbrechen der Feigheit nachher an den Tag gelegte Be- 
weise von Muth die Strafe vermindern, beziehungsweise ganz 
aufheben, gehören der Strafrechts-Politik an. — Der Entwurf 
eines itaUenischen Militär-Strafgesetzes erkennt auch die bedingte 
Freilassung an. Wenn der Verurtheilte eine gewisse im Entwürfe 
näher bestimmte Zeit, welche von der Gerechtigkeit unbedingt 
als Sühne gefordert wird, abgebüsst hat, und vermöge seiner 
Aufführung während der Strafhaft dessen Besserung anzuhoffen 
ist, so wird derselbe unter der Bedingung freigelassen, dass er 
bei schlechter Auffuhrung während der übrigen Zeit den Strafrest 
noch abzubüssen hat. Auf Rückfällige findet die bedingte Frei- 
lassung nur beschränkte Anwendung. Durch die bedingte Frei- 
lassung wird unter Aufrechthaltung des Princips der Gerechtigkeit 
dem Besserungszweck Rechnung getragen. — Die bedingte Ver- 
urtheilung, über welche die Wissenschaft noch kein Endurtheil gefällt 
hat, dürfte auf militärische Verhältnisse nicht anwendbar sein. 
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Aus dem Vorangeführten geht hervor, dass sich in der 
Strafe ein ganzes System von Zwecken geltend macht. Entstanden 
aber ist die Strafe aus der Idee der Vergeltung, welche von der 
Rechtsvernunft gefordert wird. Vom Staate wird die Strafe auch 
zu Zwecken verwendet, namentlich zum Schutze staatlicher und 
gesellschaftlicher Einrichtungen. Immer aber soll die Strafe nach 
der allgemeinen RechtsaufTassung gerecht, d. h. dem aus der 
That entstandenen Schaden und dem Verschulden entsprechend 
sein. Ist die Strafe für staatliche Zwecke nothwendig, so ist sie 
auch gerecht. Die Strafrechtspolitik muss daher mit der Ge- 
rechtigkeit Hand in Hand gehen. — Der Satz: »fiat justitia, 
pereat mundus«, wurde von Leuten erfunden, welche eine 
Blende vor den Augen haben, so dass sie nur nach ihren 
juristischen Schulregeln hinstarren, das Leben um sich herum 
aber nicht sehen. Die Gesetze haben hauptsächlich den Zweck, 
den Staat und die Gesellschaft zu schützen. Wenn Gesetze nur 
gehandhabt werden, um abstracte Rechtsregeln zur Geltung zu 
bringen, und trotzdem oder eben deshalb das Allgemeine Schaden 
leidet, so taugen diese Gesetze nichts. Sowenig das Recht eine 
bloss von Menschen erfundene Nützlichkeitseinrichtung ist, ebenso 
wenig darf der Zweck im Recht übersehen werden. Gesetze, 
welche der Gerechtigkeit entsprechen, werden eben dadurch 
vernünftigen Zwecken Rechnung tragen. 



V. Der Kampf gegen das Militär- Verbrechen. 

»Principiis obsta, sero medicina paratur, 
Cum mala per longas convaluere moras«i 

- Ovid. 

Es ist der positiven Reehtsschule vollkommen beizustimmen, 
dass zwar die Strafen als Repressiv-Mittel nöthig sind, dass aber 
Prohibitiv-Massregeln zur Verhinderung von Verbrechen gewiss 
eine nicht mindere Bedeutung haben. Dies ist auch in Bezug 
auf das Heerwesen der Fall. Die militärischen Verbrechen erfordern 
Strafe. Jedenfalls aber ist der Disciplin mehr gedient, wenn alle 
Mittel angewendet werden, um nach Möglichkeit das Vorkommen 
militärischer Delicte zu verhindern. Wie man die Krankheiten 
dadurch bekämpft, dass man die Ursachen des Entstehens beseitigt, 
so kann man oft den Delicten dadurch vorbeugen, dass man die 
Entstehungsursachen derselben kennen zu lernen trachtet und 
diesen entgegenwirkt. Die Lehre, welche die sociale Bedingtheit 
der Verbrechen untersucht, wird Criminal-Sociologie genannt. 
Wie das Heer eine Criminal-Politik hat, so hat es auch eine 
Criminal-Sociologie. Es ist gewiss eine wichtige Aufgabe der 
Heeresverwaltung, den Ursachen der Militär-Delicte nachzuforschen 
und diesen entgegenzutreten. Das häufige Vorkommen von Ver- 
brechen ist eine pathologische Erscheinung und fordert zu dem 
Ergreifen entsprechender Gegenmittel auf. Die Statistik dient 
dazu, das Steigen und Fallen der Verbrechen anzuzeigen, und 
gibt dadurch der Staats- beziehungsweise der Heeresverwaltung 
die Handhabe zu beurtheilen, ob und wo Gegenvorkehrungen 
gegen die Verbrechensursachen zu treffen sind. Eine genau 
und zweckentsprechend geführte Statistik hat daher hohen Werth. 

Die Mittel im Kampfe gegen das Verbrechen sind ver- 
schiedener Art. 
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a) Ein Mittel zur Verhütung strafbarer Handlungen ist die 
Individualisirung in der Behandlung des Mannes, da durch eine 
den Charakter-Eigenschaften nicht entsprechende Behandlung 
leicht Uebertretungen gegen die Disciplin hervorgerufen werden 
können. Schon die stoischen Philosophen sagten: »Nicht zwei 
Haare, zwei Körner, zwei Blätter, geschweige denn zwei Lebe- 
wesen können einander völlig gleichen«. Den verschiedenen 
Charakteren entsprechend muss die Behandlung eine verschiedene 
sein. Es wäre Schönfärberei nur von Sanftmuth und Milde, die 
waltet oder walten soll, zu sprechen. Es gibt Menschen, welche 
nur mit Ernst und Strenge in den Schranken der Ordnung zu 
halten sind. Solchen Menschen muss auch in der bezeichneten Weise 
begegnet werden. Wieder andere Menschen sind strebsam, von 
Pflichtgefühl und Ehrliebe beseelt. Bei solchen Menschen wird 
ein gutes Wort mehr nützen, als bei anderen Strafe. Die 
Behandlung muss auch eine andere sein bei jungen Soldaten, 
welche das militärische Leben nicht kennen, und bei alten 
Soldaten, welche bereits in die militärischen Pflichten eingelebt 
sind. Auch der Bildungsgrad wird für die Behandlung massgebend 
sein. Es ist daher eine wichtige Aufgabe des militärischen Vor- 
gesetzten, die Charakter-Eigenschaften seiner Untergebenen zu 
kennen. Als allgemeine Norm lässt sich nur aufstellen, dass die 
Behandlung eine gerechte und wohlwollende sein muss. Der 
Vorgesetzte soll geistige Ueberlegenheit besitzen und stets mit 
gutem Beispiele vorangehen, da man die Befehle desjenigen 
willig befolgt, den man achtet. 

Misshandlungen und Beschimpfungen der Untergebenen sind 
unter allen Umständen strafbar, da durch dieselben der Geist 
des Heeres leidet, Subordinationsverletzungen und Desertionen 
hervorgerufen werden können und da ferner durch dieselben 
den militärfeindlichen Parteien zu Angriffen aller Art die 
erwünschte Gelegenheit gegeben wird. Die Militär-Strafgesetze 
enthalten sehr strenge Strafbestimmungen, namentUch gegen Miss- 
handlungen im Dienste. (§ 289 des österr. §§ 122 und 123 des 
deutschen M.-St.-G.) Am strafbarsten sind Misshandlungen, 
welche systematisch fortgesetzt werden und zu Quälereien aus- 
arten. — Aber auch in Bezug auf Misshandlungen gilt, was von 
strafbaren Handlungen überhaupt gilt, nämlich dass Strafbe- 



-..- 4^4^ — 

Stimmungen allein nicht hinreichen, um dieselben zu verhüten. 
Es muss für entsprechend gebildete Unterofficiere gesorgt und 
und müssen dieselben über die Schädlichkeit und die nach- 
theiligen Folgen der Misshandlungen belehrt werden. 

b) Ein weiteres Mittel zur Verhütung von Militär- Verbrechen 
ist das militärische Disciplinar-Strafrecht. Wenn den auch nur 
leichten Verstössen gegen die Disciplin nicht entgegengetreten wird, 
reisst Disciplinlosigkeit ein. Trunkenheit, nächtliches Herum- 
schwärmen, Schuldenmachen sind auch im bürgerlichen Leben 
oft die Ursachen von grossen Verbrechen. Die gerechte Hand- 
habung des militärischen Disciplinar-Strafrechtes ist daher jeden- 
falls ein Mittel im Kampfe gegen das Verbrechen. 

c) Nach Schopenhauer hat die Pressfreiheit für den Staat 
denselben Werlh, welchen eine Sicherheitsvalve für eine Dampf- 
maschine hat, da sich durch dieselbe jede Unzufriedenheit Luft 
macht. Denselben Werth für das Heer hat ein durch Vor- 
schriften geregeltes Beschwerderecht. Das Beschwerderecht, 
welches schon in den auf altrömischer Kriegserfahrung beruhenden 
Kriegsartikeln des Kaisers Leo VI. (885 — 911) vorkommt, ist 
gegenwärtig in allen Armeen den Untergebenen gegen eine un- 
gerechte Behandlung seitens der Vorgesetzten eingeräumt. Es 
ist allgemein anerkannt, dass das Beschwerderecht zum Schutze 
des Untergebenen und zur Verhütung des Umstandes, dass die 
Unzufriedenheit durch strafbare Handlungen sich Luft macht, 
nöthig ist. Andererseits muss aber die Autorität des Vorgesetzten 
gegen den Missbrauch des Beschwerderechtes geschätzt werden. 
— Althergebrachten militärischen Grundsätzen widerstreitet es 
und ist strafbar, wenn Beschwerden mit Umgehung des Dienst- 
weges, d. h. Umgehung der Zwischen-Commandanten bei der 
höheren Stelle geführt werden. (Nur ausnahmsweise ist die 
Anbringung von Beschwerden bei höheren Commanden gestattet, 
z. B. in Oesterreich-Ungarn bei der Frühjahrs-Inspicirung.) Straf- 
bar ist auch ein wider besseres Wissen oder auf unwahre 
Behauptungen gestütztes Beschwerdeführen; ferner sind strafbar 
solche Beschwerden, welche in einem die dem Vorgesetzten 
schuldige Achtung verletzenden Tone gehalten oder sonst in 
einer nicht vorgeschriebenen Form geführt werden. Auch soll 
nicht wegen Kleinigkeiten Beschwerde geführt werden, denn 
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der Querulant ist niemals ein guter Soldat. Unrichtige dienst- 
liche Auflassung lässt die Beschwerde noch nicht als strafbar 
erscheinen. — In der preussischen Armee ist das Beschwerde- 
recht der Unterofficiere und Soldaten neu und in einer Weise 
geregelt, dass man in der Gestattung des Beschwerderechtes 
wohl nicht weiter gehen konnte (Beschwerdeordnung vom 14. 
Juni 1894). Der Soldat hat das Beschwerderecht bis zur 
höchsten Stelle der militärischen Hierarchie. Anzubringen sind 
die Beschwerden beim Ünterabtheilungs-Commandanten. Ver- 
spätet (nach 5 Tagen) angebrachte Beschwerden sind strafbar, 
aber dennoch zu untersuchen. — Die Beschwerde ist aber nach 
dem Rescript des preussischen Kriegsministeriums ein Recht, 
nicht zugleich eine Pflicht, deren Verabsäumung strafbar wäre. 

Was den in neuester Zeit vielfach genannten Querulanten- 
wahnsinn betrifft, wollen wir hier nur bemerken, dass nicht 
jeder, welcher wiederholt unbegründete Beschwerden führt, als 
wahnsinnig anzusehen ist. Wenn aber erwiesen ist, dass die 
Beschwerden auf einen kranken Geisteszustand zurückzuführen 
sind, was sich aus den Ursachen der Beschwerdeführung, aus 
der Art der Abfassung der Beschwerden und aus der sonstigen 
psychischen Untersuchung ergeben wird, so kann von einer 
Bestrafung nicht die Rede sein. 

d) Ein Mittel im Kampfe gegen die Militär- Verbrechen ist 
die Verhinderung der Verbreitung militär- feindlicher Ideen. 

In Romanen, namentlich solchen, welche sich mit der 
Idee des ewigen Friedens beschäftigen, wird Abneigung gegen 
den kriegerischen Beruf gepredigt, und werden so einzelne In- 
dividuen zu Handlungen verleitet, durch welche sie mit den 
bestehenden Staatseinrichtungen in Conflict kommen. Viel ge- 
fahrlicher noch sind die Angriffe, welche von politischen Par- 
teien gegen das Heerwesen unternommen werden. Den Feinden 
des Militarismus hat sich in jüngster Zeit der bekannte russische 
Dichter Graf Leo Tolstoi (welcher leider dem Mysticismus ver- 
fallen ist) hinzugesellt. In der Vorrede zu dem Roman »Leben 
und Tod von Ewdokim Droschin«, welche Vorrede auch in 
Broschürenform (»Soldatenpflicht« 1896) erschienen ist, werden 
die heftigsten Angriffe gegen das Heerwesen vorgebracht. — 
Tolstoi schildert in dem Roman das Unglück eines durch seine 
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(Tolstoi's) Werke Verführten. Möchten doch Tolstoi und Genossen 
die Schwere ihrer Schuld erwägen. Die Verführten trifft Strafe, 
die ethische Verantwortung lastet aber auf den Verführern. 

Der Militarismus wird als Fluch der modernen Civilisation, 
als ein Moloch, welcher unzählige Opfer in moralischer und 
physischer Hinsicht fordert, bezeichnet. 

In der That verhält es sich umgekehrt. Nicht an dem 
Heerwesen krankt der Staat, wohl aber ist der SociaUsmus, 
welcher sich selbst den geschworenen Feind des Militarismus 
nennt, die Krankheit der heutigen Gesellschaft. Wir wollen 
nicht unsersuchen, ob Nietzsche Recht hat, wenn er sagt: »Die 
Völker, die etwas werth waren, werth wurden, wurden dies 
nie unter liberalen Institutionen. Die grosse Gefahr macht etwas 
aus ihnen, das Ehrfurcht verdient, die Gefahr, die uns unsere 
Hilfsmittel, unsere Tugenden, unsere Wehr und Waffen, unseren 
Geist erst kennen lehrt!« So viel aber ist gewiss, dass die 
Nationen dem Heerwesen viel verdanken. 

Es ist ungerecht und unzutreffend, das Heer nur als ein 
consumirendes, nicht producirendes Element zu bezeichnen. 
Frangois Quesnay hat zuerst die Worte von der Unproductivität 
der Armee ausgesprochen (1767). Diese unsinnigen Worte sind 
zu einem Schlachtruf im Kampfe gegen das Heerwesen geworden. 

Der Staat muss, wie Trendelenburg bemerkt, auf Macht 
wie auf einem Felsen gebaut sein, er muss nach aussen und 
nach innen Achtung geniessen und Herr im eigenen Hause sein. 
Die Selbstständigkeit nach aussen und innen hält das Heer zu- 
sammen. Indem das Heer diese Aufgabe erfüllt, wirkt es pro- 
ductiv. Es ist gewiss productiv, wenn der Bürger weiss, dass 
er ruhig und in Sicherheit die Früchte seiner Arbeit geniessen 
kann, wenn er weiss, dass das Ersparte ihm in seinen alten 
Tagen, da die Arbeitskraft nicht mehr vorhanden ist, und nach 
seinem Tode seiner Familie Früchte tragen wird. Das Heer ist 
eine Assecuranz des Friedens und der Ordnung. Es ist einem 
Damm vergleichbar, der gegen das offene Meer aufgeführt wird. 
Die Kosten sind gross, wenn sie aber richtig angewendet werden, 
bew^ahren sie den Staat vor den noch grösseren Kosten eines 
unglücklichen Krieges und vor den Verwüstungen eines licht- 
scheuen nach Theilung des Eigenthums schreienden Mob. 
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Das Heer ist aber noch in anderer Beziehung productiv. 
Der Dienst im Heere kräftigt den Körper. Der Soldat wird zur 
Reinlichkeit, Pünktlichkeit und zum Gehorsam erzogen, was für 
den bürgerlichen Beruf gewiss von bestem Einfluss ist. 

Die aus strategischen Gründen erbauten Bahnen und 
Strassen sind auch für Handel und fndustrie förderlich. Grosse 
Unternehmungen, welche tausende Arbeiter beschäftigen, werden 
von der Heeresverwaltung im Betriebe erhalten. 

Wie hingegen sieht es mit den communistisch-socialistischen 
Lehren aus? 

Wir stimmen Hartmann (Phänomenologie des sittüchen 
Bewusstseins, S. 641) vollkommen zu, dass der Socialismus das 
jede individuelle Selbstbestimmung vernichtende System der be- 
hördlichen Reglementirung aller privaten Thätigkeit ist. Der 
Socialismus verlangt einen absolutistischen Terrorismus ohne 
Gleichen. Mit Recht wurde daher der Socialismus der jüngere 
Bruder des abgelebten Despotismus genannt. 

Babeauf, der Vertreter der communistischen Lehre in 
Frankreich, will, dass alle Bürger nach den Hauptproductions- 
zweigen in Classen eingetheilt und zur Arbeit verhalten werden 
sollen. Die Erzeugnisse werden gleichmässig vertheilt. Die Kunst 
wird verachtet, die Literatur unter Censur gestellt. 

Der Socialist St. Simon glaubt alles menschliche Elend 
dadurch aus der Welt zu schaffen, dass Arbeiter-Associationen 
gebildet werden, dass ein aus den edelsten Menschenfreunden 
bestehender Priesterstand die Vertheilung des Lohnes nach den 
Fähigkeiten und Leistungen vornehme und dass das Erbrecht 
abgeschafft werde. 

Fourier will, da nach seiner Ansicht alles Unglück in der 
Monotonie der Beschäftigung liegt, dass jedem Menschen die 
Gelegenheit geboten werde, nach seiner Passion bald dies bald 
jenes zu arbeiten. Gemeinden von 2000 Menschen sollen einen 
Palast bewohnen, gemeinsam arbeiten und sich dann belustigen. 
Fouriers Schriften beweisen, dass Vorschläge, wenn sie auch 
noch so verrückt und phantastisch sind, der Menge gefallen, 
wenn sie nur die schwache Seite der Menschen zu treffen wissen. 

Undurchführbar sind auch die Vorschläge von Ferdinand 
Lasalle und anderer Socialisten. Marx, welcher wohl die meisten 



— 48 — 

Anhänger in Deutschland hat, ist der Vertreter des socialen 
Materialismus. Marx macht keine Vorschläge, sondern er ver- 
sucht nur zu constatiren. Er prophezeit, dass der Socialismus 
mit Naturnothwendigkeit kommen wird, wie bei vorhandener 
Schwangerschaft das Kind. Wie man aber das verheissene 
Kind taufen, kleiden und erziehen wird, darum kümmern sich 
die Marxisten nicht. — Wir glauben, dass wenn jemals irgendwo 
die Niederkunft eintreten sollte, dies entweder eine Todtgeburt 
oder das Kind ein Wechselbalg sein wird. 

Ruhig denkende Männer werden dem Sirenen-Gesang der 
staatsfeindlichen Parteien nicht folgen. Auf die Menge jedoch, 
die kein selbstständiges Urtheil hat, kann die communistisch- 
socialistische Lehre grossen Einfluss üben. 

Es fragt sich also, wie der nachtheilige Einfluss militär- 
feindlicher Parteibestrebungen verhindert werden kann. Die 
Antwort lautet : Durch Bekämpfung der Idee, denn schon Martin 
Luther sagt: »Mit dem Schwerte lässt sich nicht gegen Geister 
hauen«. 

Das Heer kann hier nicht Alles allein thun. Die Schule und 
die Kirche können viel zur Bekämpfung staatsfeindlicher Ideen 
beitragen. 

Eine wichtige Rolle spielt auch die Literatur. — Die 
Wissenschaft kann gleich wie die Kunst sich nur unter dem 
Schutze der Freiheit entwickeln. Die wissenschaftliche Forschung 
kann nur dann erfolgreich sein, wenn dem Gedankengange von 
Aussen her Hindernisse nicht bereitet, durch ein Strafgesetz ein 
»Halt« nicht geboten wird. Die Freiheit hat aber auch in Bezug 
auf Kunst und Wissenschaft ihre Schattenseiten. Leider kommt 
die Freiheit, welche der Wissenschaft gebührt, auch Parasiten 
derselben zu, indem unter dem Schutze der Freiheit auch 
Broschüren und Flugschriften ohne wissenschaftlichen Werth, in 
welchen schädliche Ideen in sogenannter volksthümlicher Weise 
gelehrt sind, verbreitet werden. Wenn nur die Freiheit der 
wissenschaftlichen Lehre und Forschung zugestanden wird, so 
ist es ein Gebot der Staatsklugheit darauf zu sehen, dass auch 
für den Staat und die Gesellschaft nützliche Einrichtungen 
wissenschaftlich vertreten werden. Die hauptsächlichsten Angriffe 
der staatsfeindlichen Parteien sind gegen das militärische Recht 
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und die militärische Ethik gerichtet, weil eben Recht und Ethik den 
Bestand des Heeres ausmachen. Leider kann der militärrechtlichen 
und militärethischen Literatur der Vorwurf nicht erspart werden, dass 
sie sich noch nicht zur Höhe einer Wissenschaft emporgeschwungen 
hat. Es gibt zwar einzelne schätzenswerthe Werke, allein die- 
selben stehen sehr vereinzelt da. Zahlreicher sind Commentare, 
welche sich nur mit der Worterklärung der Gesetze befassen, 
aber in der Regel nicht mehr sagen, als im Gesetze steht, dann 
Schriften darüber, wie man sich bei Verfassung von Strafanzeigen, 
bei Aufnahme eines ProtokoUes etc. zu benehmen habe, welche 
sogenannte praktische Literatur namentlich in Frankreich beliebt 
ist, indem man dort durch solche Machwerke die den fran- 
zösischen Militärrichtern fehlende juridische Bildung zu ersetzen 
glaubt. Auch >Rathgeber« und > Führer < wie man sich im Ver- 
kehre mit Damen und bei sonstigen Angelegenheiten zu benehmen 
hat, kommen häufig vor. Bei der hohen Bildung des Officierscorps 
sind solche Schriften gewiss entbehrlich. Die militärrechtliche 
und ethische Literatur aber wurde bisher nur stiefmütterlich 
behandelt. 

»Und ringsum liegt schöne grüne Weide«. 

In der kriegswissenschaftlichen Literatur und in der allge- 
meinen Rechtswissenschaft herrscht reges Leben. Historismus und 
auch Philosophie (obzwar als unzeitgemäss erachtet) stehen in 
Blüthe da. Es sollten daher auch Militärrecht und militärische Ethik 
im wissenschaftlichen Geiste behandelt werden. Den gegen das 
Heerwesen erhobenen Angriffen ist mit Commentaren und einer 
»Wie — man — sich — benehmen — soll« Literatur gewiss 
nicht beizukommen. Nicht alle militärischen Journale und Zeit- 
schriften entsprechen ihrer Aufgabe. Jene Journale, welche sich 
zur Aufgabe machen, alles zu bekritteln, wirken nur schädlich. 
Aber auch in anderen Zeitschriften gehören streng wissenschaft- 
liche Aufsätze zu Seltenheiten. Es soll nicht leichte und angenehm 
schmeckende, sondern kräftige Nahrung geboten werden. Es 
müssen die Forschungen grosser Geister über Recht und Ethik 
mit dem militärischen Recht und der militärischen Ethik 
verglichen werden. Philosophen aller Zeiten von Plato herab 
bis auf Nietzsche haben sich mit dem Heerwesen befasst und 
sich mit Hochachtung über den militärischen Beruf ausgesprochen. 

Dangelmai er, Philosophie des Militärrechtes. ^ 
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Der grösste Denker Deutschlands um die W'ende des 17. und 
18. Jahrhunderts, Gottfried Wilhelm von Leibniz war Philosoph 
und Militär-Schriftsteller. — Hegel nennt den Militärstand den 
Stand der Idealität, da der Soldat die Aufgabe hat, sich für die 
Allgemeinheit nöthigenfalls aufzuopfern. Schopenhauer, welcher 
mit Recht nicht bloss ein deutsches sondern ein europäisches 
Ereignis genannt wird, war von der Ueberzeugung durchdrungen, 
dass die Hauptaufgabe des Staates Schutz nach Aussen und 
Schutz nach Innen ist, und vermachte daher sein Vermögen 
zum Schrecken aller sogenannten Liberalen den Familien jener 
preussischen Soldaten, welche im Jahre 1848 im Kample gegen 
die Revolution gefallen waren. Das Testament Schopenhauers 
spricht eine deutliche Sprache von seiner Ansieht ober den 
Werth des Heeres. Hartmann, der Philosoph des Ünbewussten, 
wird von den Socialisten als »Militarist« angefeindet, weil er 
den Krieg als ein wichtiges Erziehungsmittel der Menschheit 
bezeichnet. — Auch Wund bezeichnet die Pflicht des Waffen- 
dienstes für das Vaterland als etwas Erhabenes und glaubt, dass 
der ewige Friede gar nicht wüschenswerth sei. — Nach Nietzsche 
ist der Militärstand die herrUchste und straffste Einrichtung 
unserer demokratischen und effeminirten Zeit, denn da gilt der 
Mann nach seinem biologischen Werthe. Stark, muthig, schlag- 
fertig ist gleich gut, — schwächlich, feig, tr^e ist gleich schlecht. 
— Wenn also gezeigt wird, dass die freien Geister, welche sieh 
durch Aeusserlichkeiten und Prunk nicht verleiten lassen, die 
Nothwendigkeit und Nützlichkeit des Heerwesens anerkennen, 
dann werden die von Demagogen gegen den > Militarismus' 
unternommenen Angriffe erfolgreich zurückgewiesen werden. 
Wissenschaft ist Macht. Durch die wissenschaftliche Literatur 
wird auch die Tagespresse in die richtigen Bahnen gelenkt 
werden. Möge daher die militärrechtliche Literatur ihrer Aufgabe 
gewachsen sein. Der Satz; »un bei tacer non fii mai scritto« 
gilt in der Wissenschaft nicht. Niemals noch sind Ideen durch 
Stillschweigen aus der Welt gschaSl worden. 

Die Errichtung von LehikaA*' In an den Universitäten iüi- 
Militärrecht würde gleichfalls ar Eindämmung der militär- 

feindlichen GesinnUDgeD - b Jedenfalls würde dadurch 

ein Gegengewicht g^en 



I 
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geschaffen werden. Unter Katheder-Socialisten werden nämlich 
jene Vertreter des Socialismus verstanden, welche sich mit der 
socialistischen Theorie beschäftigen und eine wissenschaftliche 
Reform der bisher geltenden l'rincipien der National-Oekonomie 
anstreben. Mit Recht sagt Weber in seinem Demokritos über 
die Gelehrten: »Von ihren Inseln der Ideen, Ideale, Theorien und 
Principien wissen sie oft den rechten Weg nicht, der in das 
Land der Wirklichkeit fiihrt. Daher auch das Sprichwort: Ge- 
lehrte, Verkehrte«. Die dem gesunden Menschenverstände oft 
widersprechenden Resultate der Forschungen Gelehrter haben 
auch den Humor Jean Paul's herausgefordert (>clavis Fichteana« 
g^en Fichte). Die graue Theorie hat aus Professoren die 
radicalsten Socialisten gemacht. Durch die Errichtung von Lehr- 
kanzeln für das Heerwesen an den Universitäten würde jenen, 
welche dereinst in Öffentlichen Angelegenheiten zu entscheiden, 
mitzureden oder zu berathen haben, die Gelegenheit geboten, 
das Heerwesen, namentlich dessen Recht genau kennen zu lernen, 
wodurch der nachtheilige Einfluss der Katheder-Socialisten auf- 
gehoben würde. Wir sind nicht der Ansicht, dass die Wissen- 
schaft etwa als ein blosses Kampfmittel gebraucht werden soll. 
Dies würde sich mit der Wissenschaft nicht vertragen. Es ver- 
hält sich wie mit der Kunst. In einer in jüngster Zeit erschienenen 
Schrift, »Aesthetik und Social Wissenschaft* von Dr. Rurkhardt, 
wird darauf hmgewiesen, dass es bedenklich wird, wenn jene, 
welche die Staats- und Gesellschaftsordnung in neue Formen 
zwängen wollen, die Kunst als Sturmbock gegen das Restehende 
gebrauchen. Bei dieser Sachlage soll der Staat auf Verall- 
gemeinerung des Kunstgenusses sehen. Wie die Kunst verall- 
gemeinert w^en soll, so soll die wissenschaftliche Bildung 
erweitert und auf für den Staat und die Gesellschaft nützliche 
Gebiete erstreckt werden. 

Beachtenswerthe Vorschläge macht der französische Publicist 
Georges Pieot in einem in der Hevue des deux mondes im Jahre 
1895 veröffentlichten Aufsalze: >La lutte contre le soeialisme 
revolutionnau^. ■ Er macht geltend, dass die staatserhaltenden 
:Eilemente eine entschiedene und tliftt^e Partei bilden sollen, 
and dass man nicht nur diä Angriffe des SociaUsmus abwehren, 
Jea müsse. Die Gesetze erfüllen 
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nicht mehr den Zweck, der Gesellschaft den nöthigen Schutz zu 
bieten. In Folge der mangelhaften Organisation der Schwur- 
gerichte kann die Presse ungehindert Anhänger für die staats- 
feindliche Partei werben. Wenn die staatserhaltenden Parteien 
thätig sind, dann werden auch Parlamente entstehen, welche 
nützliche Gesetze schaffen. Die Conservativen sollen (nach Picot) 
die Nothleidenden unterstützen, Handel und Industrie fördern, 
um zu zeigen, dass durch sie fruchtbare Schöpfungen entstehen, 
während die Gegner Worte und nichts als Worte hervorbringen. 
Selbstverständlich ist ein Mittel zur Bekämpfung staatsfeindlicher 
Parteien auch die Abschaffung von socialen Uebelständen, soweit 
dies eben möglich ist. Es sollte aber auch bedacht werden, dass es 
unmöglich ist alles menschliche Elend aus der Welt zu schaffen. 
Niemals wird dieser Erde die Sonne vollkommener Glückseligkeit 
leuchten. Nur Utopisten können von idealer Rechtsordnung und 
von vollkommener Gerechtigkeit sprechen. Menschen können 
nichts Uebermenschliches leisten. 

Dem Heere kommt ebenfalls eine wichtige Aufgabe zu. 
Auch der Officier spielt eine Rolle in dem geistigen Kampfe 
gegen die staatsfeindlichen Parteien. Der berühmte Jurist Gneist 
sagt: »Das Heer ist eine Schule wie im antiken Staate, die 
zur Ergänzung der Körperkraft des Mannes dienen und den 
Charakter zugleich erziehen soll.« Die Gegenw^art huldigt dem 
praktischen Materialismus, stellt nur sociale Rechte auf, erkennt 
aber keine socialen Pflichten an. Eine andere Lebensauffassung 
ist im Heere, indem der Soldat die moralische Pflicht hat, 
wenn nöthig, sich für die Allgemeinheit aufzuopfern. Im Heere 
werden die Ideale der Vaterlandsliebe, der Treue und der Ehre 
geweckt und so ein Gegensatz zur materialistischen Auffassung 
geschaffen. Die moderne Gleichheit kennt keine Autorität, der 
Soldat aber lernt Gehorsam und Achtung vor dem Gesetze. Im 
Heere werden die Standesunterschiede ausgeglichen, indem neben 
dem Sohne des Kaufmanns oder Banquiers der Sohn des 
schlichten Arbeiters dient. 

Da durch die Schule des Heeres die ganze wehrfähige 
Bevölkerung durchgehen muss, so kann die militärische Er- 
ziehung viel zur Eindämmung der staatsfeindlichen Parteibestre- 



- 53 — 

bangen beitragen, insbesondere wenn bei der Truppenausbildung 
auf das psychologische Moment Gewicht gelegt wird. 

Es ist ein althergebrachter Grundsatz, dass der Soldat an 
dem politischen Treiben der Parteien sich nicht betheiligen 
dürfe, dass das Heer gleich dem Obersten Kriegsherrn über den 
Parteien stehen soll. Die Gesinnung des Soldaten soll stets 
eine kaisertreue sein. Dieser Gedanke kommt auch in dem 
Fahneneide zum Ausdruck. Im Fahneneide leistet der Soldat 
dem Obersten Kriegsherrn, welcher das Haupt des Staates ist, 
vergleichbar dem Mittelpunkte eines Kreises, in welchem alle 
Radien zusammenlaufen, das persönliche Gelübde der Treue 
und des Gehorsams, weshalb auch bei einem Thronwechsel der 
Fahneneid erneuert wird. Eine Beeidigung des Heeres auch 
auf die Verfassung wird von dem cgnservativen Staatsrechts- 
lehrer Stahl mit Recht als eine Ungerechtigkeit gegen das Heer 
hezeichnet, denn das Heer darf nicht in die Lage versetzt 
werden, über die Verfassungs- und Gesetzmässigkeit der ertheilten 
Befehle zu berathschlagen. 

Dem Heere kommt aber, obwohl der einzelne Soldat sich 
an dem politischen Treiben der Parteien nicht betheiligen darf, 
dennoch eine hohe politische Aufgabe zu. Schon der berühmte 
Militär-Schriftsteller Jahns hat in seinem Werke »Heeres Ver- 
fassungen und Völkerleben« den innigen Zusammenhang zwischen 
dem Leben der Nationen und ihren Heereseinrichtungen nach- 
gewiesen. Die Staatsverfassungen waren andere zur Zeit der 
alten Volksheere, zur Zeit der ritteriichen Lehensheere, zur Zeit 
der Söldnerheere und andere zur Zeit der allgemeinen Wehr- 
pflicht. Jede Veränderung der Landkarte ist mit Hilfe des 
Soldaten herbeigeführt worden. Mit Recht nennt Clausewitz 
den Krieg eine fortgesetzte Staatspolitik mit anderen Mitteln. 
Die Idee ist allerdings nicht neu, denn schon unter Justinian 
schrieb ein Autor unbekannten Namens ein Werk über die 
Kriegswissenschaft als Theil der Staatswissenschaft. 

Eine zweckentsprechende Behandlung und Erziehung des 
Soldaten wird wesentlich dazu beitragen, die staatsfeindlichen 
Gesinnungen einzudämmen. Der Soldat kommt aus dem Volke 
und geht wieder in das Volk zurück. Hat der Soldat gelernt, 
Gesetz und Autorität zu achten, wurde bei der Truppenaus- 



— 54 — 

bildung auf die Erweckung der Ideale Gewicht gelegt, dann 
wird der Soldat in der Regel auch in seinem künftigen bürger- 
lichen Berufe diese Gesinnung bewahren. 

Endlich wollen wir hier noch bemerken, dass die möglichst 
vorwurfsfreie Gestaltung der Heeres - Institutionen, namentlich 
wenn den durch das allgemeine Rechtsbewusstsein dringend 
geforderten Reformen Rechnung getragen und wenn vereinzelt 
sich zeigenden Uebelständen, die ja in jedem Gemeinwesen vor- 
kommen, entgegengetreten wird, wesentlich dazu beitragen wird, 
den gegen das Heerwesen gerichteten Angriffen die Spitze ab- 
zubrechen. 

Die Strafgesetze enthalten Strafbestimmungen gegen Ver- 
leitung zu Militär- Verbrechen, gleichgiltig aus welchen Motiven 
die Verleitung erfolgt, so z. B. das deutsche Strafgesetz gegen 
die Verleitung zur Fahnenflucht, zutreffender das österr. Straf- 
gesetz gegen die Verleitung zu Militär-Verbrechen überhaupt. 
Die Gesetzgebung Frankreichs hat den Gegenstand durch das 
Gesetz vom 12. December 1893 neu geregelt. 

Aus der Literatur über das Verhältnis des Heerwesens 
zum Socialismus wollen wir nennen: v. Dieskau: Wie sollen 
wir die Socialdemokratie bekämpfen, 1894, — F. Hoenig: Die 
Scharnhorst'sche Heeresreform 1894 (ein vorzügliches Buch!), 
Blänkner: Springende Punkte, 1895, Boguslawski: Vollkampf; 
nicht Scheinkampf, 1895. Zahlreicher ist die gegnerische 
Literatur. — 

e) Wir haben bereits oben auf das Werk des italienischen 
Advocaten Setti aufmerksam gemacht und hervorgehoben, dass 
dieser Schriftsteller, welcher der neuen Rechtsschule angehört, 
grosses Gewicht auf die zur Verhütung strafbarer Handlungen 
im Heere dienlichen Mittel legt. Hören wir nun dessen Vor- 
schläge, welche, obwohl in erster Linie für das italienische Heer 
berechnet, doch auch allgemeine Bedeutung haben. 

Eine Ursache des Vorkommens vieler Subordinationsver- 
letzungen erblickt Setti in der unrichtigen Behandlung der jungen 
Soldaten. Die Recruten treten in ein neues Leben und über- 
nehmen neue Pflichten. Sie müssen in diesen Pflichten erst 
unterrichtet werden. Das Benehmen gegen dieselben soll ein 
wohlwollendes und nachsichtiges sein. — Subordinationsver- 



letzungen werden häufiger gegen Corporale als gegen höhere 
Unterofficiere begangen. Der Grund ist, weil Corporale meist 
dem Bauernstande angehören, rohere Umgangsformen haben, 
und weil sie früher mit ihren Untergebenen als Kameraden 
dienten und mit ihnen auf vertraulichem Fusse standen. Hin- 
gegen werden von höheren Unterofficieren häufiger als von 
Corporalen strafbare Handlungen begangen. Dies ist nach Setti 
darauf zurückzuführen, weil die Unterofficiere halbe Bildung 
besitzen, welche schlechter ist als gar keine, dann weil dieselben 
der Bevölkerung grosser Städte, wo wenig Moral herrscht, und 
solchen Gesellschaftsclassen entnommen werden, welche an ein 
besseres und bequemeres Leben gewöhnt sind, wozu die Bezüge 
des Unterofficiers nicht hinreichen. Setti räth daher an, bei 
der Auswahl der Unterofficiere vorsichtig zu sein. — Das häufige 
Vorkommen von Veruntreuungen seitens der Unterofficiere in 
der italienischen Armee hat darin seinen Grund, dass denselben 
gegen die Vorschrift administrative Geschäfte ohne Ueberwachung 
anvertraut werden. Es sollen besondere Strafen gegen derartige 
Vorschriftswidrigkeiten eingeführt und sich nicht mit dem Ersatz 
begnügt werden. — Die Ursache von vielen Kameradschafts- 
diebstählen ist die leichte Gelegenheit der Verübung. Zur Ver- 
meidung von Diebstählen macht Setti mehrere Vorschläge, z. B. 
jeder Soldat soll zur Verwahrung seiner Sachen eine sperrbare 
Cassette haben, in den Zugszimmern soll nachts eine bessere 
Beleuchtung und Ueberwachung stattfinden. Die Verleitung, 
welche Setti als eine weitere Ursache von Delicten bezeichnet, 
geht meist von solchen Individuen aus, welche vor ihrer Assen- 
tirung bereits häufige und gravirende Strafen erlitten haben. 
Derartige Individuen sollen nach Setti in das Heer, in welchem 
die Ehre über Alles gilt, nicht aufgenommen werden. Die Er- 
richtung von Disciplinar-Compagnieen wird auch als ein Mittel 
angegeben, um den Einfluss schädlicher Elemente fern zu halten. 

.Jedenfalls verdient das Werk Setti's unsere Aufmerksamkeit 
und den Vorzug vor dem Werke seines Landsmannes Luigi 
Lucchini; Soldati delinquenti, guidici e carnefici (1884), welcher 
auf den bizarren Einfall kommt, dass die militärische Disciplin 
der Grund der Militärs-Deficte ist, und dass man daher die 
Disciplin abschaffen soll. Selbstverständlich ist Lucchini auch 
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Gegner jeder Militär-Gerichtsbarkeit. Nach ihm soll eine Gerichts- 
barkeit nicht Männern anvertraut werden, die nicht die Macht 
des Rechtes, sondern das Recht der Macht schätzen. 

f) Endlich wollen wir noch den Vorschlag, welchen Ferri 
(1. c. p. 397) macht, erwähnen. Zur Vermeidung von Duellen 
soll der Satz im Gesetze ausgesprochen werden: Diejenigen 
Duelle sind nicht strafbar, welche von einem Ehrengerichte als 
unvermeidlich erkannt wurden. Ausführlich auf das Duell, welches 
eine umfangreiche Literatur aufzuweisen hat, einzugehen, würde 
uns zu weit führen. Wir wollen hier, wo es sich um den Kampf 
gegen des Delict handelt, nur die Ansicht des deutschen Ethikers 
Paulsen (System der Ethik, 2. R. S. 508) erwähnen, welcher 
das Duell als Mittel zur Vermeidung strafbarer Handlungen auf- 
fasst. Der genannte Gelehrte führt beiläufig Folgendes aus: Der 
Grund, weshalb sich das Duell als Selbsthilfe bei Ehrenkränkungen 
erhalten hat, ist die UnvoUkommenheit der Rechtshilfe bei 
Ehrenkränkungen. Das Rewusstsein, dass der Officier mit der 
Waffe Genugthuung fordern kann, verhütet viele Streitigkeiten 
und Ehrenkränkungen. Rei Verbot des Duells könnte die Selbst- 
hilfe in anderer Weise sich geltend machen. Aus der Zulassung 
des Duells im Heere ergibt sich die Verpflichtung zu demselben. 
"Officiere, die sich schlagen und solche, die sich grundsätzlich 
nicht schlagen, gibt es nicht. Der Corps-Geist verlangt die Aus- 
scheidung wegen principieller Ablehnung des Duells. Wenn der 
Staat ausnahmsweise das Duell mit custodia honesta bestraft, 
so liegt darin kein Widerspruch. Es wird durch eine solche 
Strafe nur ausgesprochen, dass die ganze Angelegenheit hätte 
besser vermieden werden sollen und können. — Wenn die Re- 
stimmungen der Strafgesetze gegen das Duell so strenge sind, 
dass sie den sittlichrechtlichen Anschauungen widersprechen, so 
kommen sie gar nicht zur Anwendung. 

Das beste und sicherste Mittel im Kampfe gegen das Ver- 
brechen ist die Verbreitung moralischer Gesinnung und wahrer 
Rildung. Mit Recht sagt Kant in seiner »Kritik der practischen 
Vernunft«, dass zwei Dinge es sind, welche das Gemüth mit 
Rewunderung und Ehrfurcht erfüllen: Der gestirnte Himmel über 
mir und das moralische Gefühl in mir. Ersterer lässt, indem er 
uns ein System von Welten in unbegrenzter Zeit und im unend- 
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liehen Räume zeigt, uns erkennen, dass der menschliche Körper 
nur eine verschwindend kleine, auf kurze Zeit mit Lebenskraft 
versehene Materie ist. Das moralische Gefühl erhebt uns, indem 
es uns den Werth der eigenen PersönUchkeit zeigt. Die Selbst- 
achtung bewahrt vor vielen Verirrungen. Es muss daher getrachtet 
werden, dass nicht allein der Buchstabe des Gesetzes in den 
Handlungen (Legalität), sondern dass auch der Geist derselben 
in den Gesinnungen anzutreffen ist (Moralität). 



VI. Die Ethik als Grundlage des Rechtes. 

»Was gut ist, fragt Ihr. Tapfer sein ist gut. Lasst 

die kleinen Mädchen sagen: »»Gut ist, was hübsch 

zugleich und rührend ist.«« 

Nietzsche. 

Recht und Ethik sind nicht identisch, stehen aber in einem 
innigen Zusammenhang. 

Die Ethik ist eine Normwissenschaft, indem sie Normen 
für das sittliche Verhalten aufstellt. Der Staat schützt durch die 
Strafgesetze eine Reihe von sittlichen Geboten, indem er deren 
Uebertretung unter Strafe stellt und so die sittlichen Normen 
zu Rechtsnormen macht. Die Rechtsnormen bilden das ungesetzte, 
d. h. im Gesetze nicht ausdrücklich formulirte, den gesetzlichen 
Strafbestimmungen zu Grunde liegende Recht. Erst die neuere 
Jurisprudenz (Binding : Die Normen und deren Uebertretung) hat 
auf die den Strafgesetzen zu Grunde liegenden Normen Gewicht 
gelegt. 

Es sind sittliche Normen: »Du sollst nicht tödten« 
dann: »Du sollst nicht ehebrechen«, dann: »Du sollst fremdes 
Eigenthum Dir nicht widerrechtlich aneignen.« Diesen sittlichen 
Normen entsprechen die Strafbestimmungen gegen Mord, Todt- 
schlag, Ehebruch, Diebstahl u. s. w. Ebenso entsprechen den 
Normen der militärischen Ethik: »Du sollst den Vorgesetzten 
gehorsam sein«, — »Du sollst der Fahne treu sein«, die Straf- 
bestimmungen der militärischen Gesetze gegen Subordinations- 
verletzung, Desertion, Selbstbeschädigung. 

Uebertreten werden die Normen des ungesetzten Rechtes, 
nicht die Strafgesetze, denn diese enthalten keine Gebote, die 
übertreten werden können, sondern nur Begriffsbestimmungen 
der Delicte und Strafdrohungen. Es ist daher unrichtig, wenn, 
wie oft geschieht, von Uebertretungen der Strafgesetze ge- 
sprochen wird. 
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Der Zusammenhang zwischen Recht und Ethik tritt ins- 
besondere in Bezug auf die Entstehung des Rechtes hervor, 
indem das Recht den jeweilig bestehenden Ansichten über das 
als sittlich Gebotene entspricht oder doch entsprechen soll. Wenn 
Gesetze mit der sittlichen Denkungsart im Widerspruche stehen, 
dann machen sich Reform-Gedanken geltend, welche mit Noth- 
wendigkeit über kurz oder lang zu einer Aenderung der Gesetze 
führen. So war es mit der Abschaffung der Hexenprocesse, der 
Folter, der verschärften Todesstrafe u. s. w. Das Gewohnheitsrecht, 
welches auch im Militärrecht der früheren Jahrhunderte eine 
grosse Bedeutung hatte, besteht darin, dass dasjenige, welches 
durch lange Zeit als Sitte geübt wurde, zum Recht wird. Be- 
stimmungen des codificirten Rechtes, welche mit stark ent- 
wickelten Standesansichten im Widerspruche stehen, kommen 
auch ohne durch einen gesetzgeberischen Act aufgehoben zu 
werden, ausser Anwendung, wie dies z. B. theilweise mit den 
Duell-Gesetzen der Fall war. 

Aber auch umgekehrt. Nicht bloss die Sitte hat auf die 
Rechtsbildung grossen Einfluss, sondern auch die Rechtsordnung 
hat eine grosse ethische Bedeutung. Indem das Strafgesetz 
Diebstahl, Betrug, Verrath, Fahnenflucht, Feigheit mit strengen 
und entehrenden Strafen bedroht, stärkt es den Abscheu und 
die Verachtung vor diesen Handlungen. Das Gefühl des Abscheues 
und der Verachtung vererbt sich von Generation zu Generation. 
Wenn man an die grausamen Strafen der früheren Jahrhunderte 
(Pranger, Spiessruthenlaufen, Rädern u. s. w.) denkt, so muss 
man staunen, mit welch' furchtbarer Zuchtruthe das Sittliche in 
der heutigen Sitten herangezogen wurde. 

Ein weiterer Zusammenhang des Rechtes und der Ethik 
macht sich darin geltend, dass die die That begleitenden Momente 
als Milderungsumstände in Betracht kommen. Das römische 
Militär-Strafrecht war gewiss von einer eisernen Strenge, allein 
es erkannte doch bei der Desertion als Milderungsumstand an, 
wenn der Soldat nur deshalb die Truppe verliess, um seinen 
sterbenden Vater noch zu sehen. Der Deserteur, welcher von 
seinem Vater gestellt wurde, konnte nicht mit dem Tode bestraft 
werden: »ne videatur pater ad supplicium obtulisse«. — Welch' 
grosse Philosophie! 
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Die Unterschiede der Ethik uiid des Rechtes sind nament- 
lich folgende: 

Das Recht ist möglicher Weise erzwingbar, die moralische 
Gesinnung aber nicht. Das Recht sieht nicht auf das Aeussere 
der Handlung, die Ethik aber auf die Gesinnung. Die Ethik 
verlangt mehr als die blosse Befolgung der Gesetze. Derjenige, 
welcher seine Handlungen so einzurichten weiss, dass sie nicht 
unter das Strafgesetz fallen, ist noch kein moralisch guter Mensch, 
wie auch derjenige nicht nothwendig ein guter Soldat ist, welcher 
eine Collision mit den militärischen Strafgesetzen zu vermeiden 
weiss. Die ethischen Normen sind weitgehender und zahl- 
reicher als die Rechtsnormen. Das Strafgesetz wurde mit Recht 
ein ethisches Minimum genannt, da der Staat nur das Minimum 
sittlicher Forderungen durch Strafe schützt. Die Zwangsjacke 
der Strafgesetze soll eben nur das äusserste und letzte Mittel 
sein, um Störungen der Rechtsordnung und der Disciplin zu 
vermeiden. 

Ohne Strafen kann weder die Rechtsordnung im Staate 
noch die Disciplin im Heere aufrecht erhalten werden. Es darf aber 
die Wichtigkeit moraUscher Gesinnung nicht unterschätzt werden. 
Die Strafen wirken eben nur soweit, als der Zwang ausgeübt werden 
kann. Die echt moralische Gesinnung wirkt aber auch dann, 
wenn eine Strafe nicht zu fürchten ist, ja selbst dann, wenn die 
sittlich gebotenen Handlungen mit Opfern und Gefahren verbunden 
sind. Moral und Religion stehen in einem innigen Zusammenhang, 
und schon aus diesem Grunde ist die Religion für das Heerwesen 
von grösster Wichtigkeit. Der Verfall religiöser Gesinnung würde 
für das Heer von den nachtheiligsten Folgen sein. Aber selbst 
der Teufel und die Hölle sind gut, wenn nur aus Furcht vor 
ihnen die Menschen sich die Pflichterfüllung zur Maxime ihres 
Handels machen, mögen auch dann die strengen Ethiker sagen, 
dass Handlungen aus Furcht vor Strafe keinen eigentlichen 
Werth haben. 

Die Bedeutung der militärischen Ethik ist schon den grie- 
chischen und römischen Militär-Schriftstellern nicht entgangen; 
sie hielten vielmehr die Kriegsethik und die Kriegsrhetorik enge 
verwandt mit der Feldhermkunst. Aber auch in den kriegs- 
wissenschafthchen Werken von MacchiaveUi, Montecuccoli, Herzog 
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Moritz von Sachsen und Claasewitz finden sich einzelne werth- 
voUe Ausführungen über die Ethik vor. Was aber die specielle 
Literatur über die militärische Ethik betrifift, kann derselben ein 
wissenschaftUcher Werth nicht beigelegt werden. Die morali- 
sirende Literatur kündigt sich mit dem 1699 anonym erschienenen 
Werke: «Le parfait homme de guerre> an, und war namentlich 
im vorigen Jahrhundert dem philantropischen und didaktischen 
Charakter der Zeit entsprechend sehr rege. Den meisten dieser 
Schriften fehlt ein wissenschaftlicher Werth, indem sie die Moral 
nur predigen, nicht aber die Moral erforschen. 

üeber die Begriffe >gut« und »böse« haben seit jeher die 
grössten Geister nachgedacht. Plato hielt die Tapferkeit, die 
Gerechtigkeit, die Frömmigkeit und die masshabende Besonnenheit 
als die vorzüglichsten Tugenden. Grosse Achtung hatte Plato 
vor dem Kriegerstande. Das Bild, welches er von dem Soldaten 
entwirft, ist das des Beschützers der schwachen, nicht wehrhaften 
Mitbürger. Den Gegensatz zum Platonischen Soldaten bildet der 
miles gloriosus des Lustspieldichters Plautus, welcher, wie schon 
Trendelenburg hervorhebt, das Brüske anstatt des Ritterlichen, 
das Eitle statt des Starken, das Renomistische statt der stillen 
und nachhaltigen Tapferkeit in sich vereint. — Wie sehr auch 
Aristoteles in Bezug auf die Ethik von Plato abweicht, so stimmt 
er mit demselben doch darin überein, dass er die Tapfertigkeit 
gleichfalls als eine Tugend anfiihrt. Bezeichnend fiir die Ansicht 
der Alten ist, dass dr{ab6<; und bonus auf Tapferkeit hindeuten. 
Aber auch die ägyptischen und assyrischen Bildwerke und In- 
schriften beweisen, dass bei ihnen Tapferkeit dasjenige war, was 
am meisten werth schien. (Spencer, Sociologie III. S. 697.) 

Es ist uns hier nicht möglich, auf die Moralsysteme des 
Empirismus (Baco, Hobles, Hume), die metaphysische Ethik von 
Descartes, Spinoza, Leibniz und den Utilitarismus von Bentham, 
Spencer und Stephen einzugehen, da wir hier nur die militärische 
Ethik, und diese auch nur als Grundlage des militärischen Rechtes 
behandeln. Wir wollen hier nur bemerken, dass das Sitten- 
gesetz nach Kant ein von der empirischen Anwendung unab- 
hängiges Gesetz a priori ist, welches lautet: »Handle so, dass 
die Maxime deines Willens jederzeit zugleich als Princip einer 
allgemeinen Gesetzgebung gelten könne«. Gegen die Kantische 
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Ethik hat Schopenhauer geltend gemacht, dass sie jedes sicheren 
Fundamentes entbehrt und vermöge ihrer dem Dekalog entlehnten 
imperativen Form zur theologisirenden Moral gehört. Nach 
Schopenhauer ist das Mitleid die Grundtriebfeder aller echten 
Moral, d. h. aller uneigennützigen Gerechtigkeit und Menschenliebe. 
Gegen die Theorie Schopenhauers ist in neuester Zeit Nietzsche 
aufgetreten. Dieser grosse Philosoph stellt eine Ethik auf, welche 
gewiss der aristokratisch-militärischen Denkungsart am meisten 
entspricht. »Gut« und »schlecht« ist nach Nietzsche gleich be- 
deutend mit V vornehm« und »verächtlich«. Vornehm ist der 
Mann, der eine Sache führen, einen Entschluss durchführen kann, 
der seinen Zorn und sein Schwert hat, und auf dessen Wort Ver- 
lass ist. Verächtlich (schlecht) hingegen ist der Feige, der Aengst- 
liche, der Kleinliche, der an die enge Nützlichkeit Denkende, 
sich Erniedrigende und Lügner. In der vornehmen Gesinnung 
besteht die Herrnmoral, in der verächtlichen Gesinnung die 
Sclavenmoral. Da im Heere die als vornehm gekennzeichnete 
Werthschätzung eintritt, ist der Soldatenstand für Nietzsche die 
strammste Erscheinung in unserer plebejischen und effeminirten 
Zeit. Der »Mensch der Zukunft« oder »der Mensch der freien Gesell- 
schaft« ist nach Nietzsche (»Jenseits von Gut und Böse« S. 139) 
die Entartung und Verkleinerung des Menschen zum vollkomme- 
nen Heerdenthier oäer die Verthierung des Menschen zum 
Zwergthier der gleichen Rechte und Ansprüche. 

Nach unserer Ansicht ist die Ethik gerade so wie das Recht 
ein Gewordenes und immer Werdendes. Es gibt eine ewige 
sittliche Idee, wie es einee wige Rechts- und Gottesidee gibt. 
So z. B. war die Heeresreligion der Römer Wandlungen unter- 
worfen. • Die älteste Gottheit war Jupiter in der Doppelgestalt 
Stator und feretrius, dann kamen Jupiter optimus maximus, Mars 
und Victoria. Aber auch germanische und orientalische Gott- 
heiten erschienen am römischen Lagerhinmiel. Unter Diocletian 
wurde der Genius populi Romani der Hauptgott, welcher sich 
dann in den Schutzengel verwandelte. Immer aber ist es die 
Gottheit, welche nur unter verschiedenen Namen verehrt wurde. 
Schön sagt Moltke: »Ueberhaupt, sollte nicht jedes fromme Gebet, 
möge es nun an Buddha, an Allah oder Jehova gerichtet sein, 
an denselben Gott gelangen, ausser dem es keinen gibt«. Die 
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erhabenste Religion isi die christliche, denn sie stellt die reinste 
Moral auf. Die Rechtsidee in ihrer vollständigen Reinheit ist 
für den Menschen nicht erkennbar, und könnte wenn sie auch 
erkennbar wäre, wegen der UnvoUkommenheit alles Erschaffenen 
nicht durchgeführt werden. Wir erkennen die sittliche Idee, wie 
das Recht durch Vernunft und die Gefühle. Auf die jeweilige 
Gestaltung der Ethik haben nationale, sociale, politische und 
religiöse Anschauungen Einfluss. Aber nicht nur zu verschiedenen 
Zeiten sind die sittlichen Begriffe verschieden, sondern auch 
jeder Stand hat in gewisser Beziehung eine besonders gestaltete 
Ethik. Im Militärstand z. B., welcher dem Berufe entsprechend 
die Waffenehre hochhält, wird die Tapferkeit am meisten geachtet, 
die Muthlosigkeit verachtet. Da die Grundlage des Rechtes die 
Ethik ist, macht sich diese Werlhschätzung auch im Rechte 
geltend, indem Feigheit das am schwersten bestrafte Militär- 
Verbrechen ist. In gewissen Grundbegriffen stimmen die sitt- 
lichen Anschauungen aller Stände überein, z. B. darin, dass Ge- 
rechtigkeit, Mässiguiig, Nächstenliebe, Pflichterfüllung und Treue, 
Tugenden, — dass hingegen Ungerechtigkeit, Masslosigkeit, Hass, 
Pflichtvergessenheit Laster sind. 

Das Mitgefühl ist gewiss der Grund von vielen edlen Hand- 
lungen. Ohne Mitgefühl ist wahre Moralität überhaupt nicht 
möglich. Indem Schopenhauer das Mitgefühl als den Grund der 
Ethik annimmt, nähert er sich der christlichen Religion und Moral, 
welche ebenfalls die Nächstenliebe als die höchste Tugend be- 
zeichnet. Das Mitgefühl ist aber auch die Ethik der monistischen 
und pantheistischen Weltanschauung, welche die kosmische Ein- 
heit, den Zusammenhang von Kraft und Stoff, von Geist und 
Materie annimmt und den Geist Gottes als in allen Dingen an- 
wesend und herrschend ansieht. Schopenhauer nennt das Mit- 
gefühl bei dem egoistischen Grundzug im menschlichen Charakter 
ein Mysterium, welches sich nur in dem Sv xal irav enthüllt, in- 
dem das Ich in dem Anderen sich erkennt und dessen 
Leiden mitfühlt. Das Mitgefühl ist aber eine sehr seltene 
und zarte Pflanze, welcher das Klima unseres Planeten zu rauh 
zu sein scheint, — welche daher des Schutzes bedarf. Wenn 
der Mensch, der von Mitgefühl beseelt ist, nicht den Kampf um's 
Leben aufnimmt, wenn er nicht Thatkraft besitzt, so wird er 
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der Anderen aussetzt, und dass es auch den Wesen, denen es 
zugewendet wird, nicht nützt. Nur dann, wenn das Mitgefühl 
durch Thatkraft und Energie geschützt ist, nur dann wenn der 
von Mitgefühl Beseelte, auch das Schwert zur Vertheidigung der 
Seinen führen kann, ist das Mitgefühl eine schöne und nü tzl iche 
Tugend und der Grund aller anderen Tugenden. Wie das Recht, 
so ist auch die Ethik ohne Macht hinfällig und führt nur ein 
kümmerliches Scheindasein. Im Staate aber ist das Heer die Macht, 
welche Rechtsordnung und durch diese auch die Ethik aufrecht 
erhält. Recht und Moral ruhen somit in letzter Linie auf den Ba- 
jonetten. Dieser Satz wird vielen Ohren paradox erscheinen, wahr 
aber ist er dennoch. Denselben Gedanken hat bereits Macchiavelli 
mit dem Satze ausgesprochen: >non possono essere buone leggi 
dove non sono buone armi. « — (Vergl Weisl, Vorschläge 1893.) 

Die Berufspflicht des Soldaten ist es, sein Vaterland vor 
äusseren und inneren Feinden zu schützen. Schon im Altindischea 
heisst der Soldat Kshatrija, d. h. Beschützer. Nachdem Gott die 
Welt erschaffen hatte, stellte er sie unter den Schutz der Brah- 
manen und der Kshatrija, heisst es in den Gesetzen des Manu. 
Tapferkeit und Gehorsam, nicht Mitgefühl sind die vornehmsten 
Pflichten des Soldaten, da nur der Tapfere Schutz gewähren 
kann. > Nicht Euer Mitleid, sondern Euere Tapferkeit rettete 
bisher die Verunglückten .... Euere Vornehmheit sei Gehor- 
sam, Euer Befehlen selbst sei ein Gehorsam« (Nietzsche, >Also 
sprach Zarathustra). « Es wäre aber eine irrige Ansicht, das Mit- 
gefühl aus der müitärischen Ethik zu verbannen. Dies ergibt sich 
schon aus folgender Erwägung. Der Egoismus, welcher nur auf 
die Selbsterhaltung und das eigene Wohl bedacht ist, ist das 
Gegentheil des Mitgefühles. Der Soldat aber darf, wenn es sich 
um die Pflichterfüllung handelt, nicht selbstsüchtig sein. Er muss 
vielmehr bereit sein, sein Leben für die Allgemeinheit zu opfern. 
Der männermordende Ares vernichtet nicht das Mitgefühl, sondern 
steigert vielmehr die Vaterlandsliebe zur höchsten Begeisterung. 
Die Sonderinteressen machen im Kriege einem grossen Gefühle 
der Liebe und Pflichterfüllung Platz und gerade hierin liegt die 
wohlthätige Wirkung des Krieges gegenüber einer matten und 
schlaff gewordenen Zeit. 
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Man hat oft die militärische Nothwendigkeit oder kriegerische 
Rücksichtslosigkeit in Gegensatz zur Humanität gebracht. Werfen 
wir einen Blick auf die Literatur über das Recht im Kriege, so 
treten uns vielfache Meinungsverschiedenheiten in den Werken 
der Juristen (z. B. Bluntschli) und der Militär-Schriftsteller (z. B. 
Rüstow : Kriegspolitik und Kriegsgebrauch — Hartmann : kritische 
Versuche) entgegen. Die Juristen sprechen einer Codificirung auch 
des Rechtes im Kriege das Wort. Die militärischen Schriftsteller 
sind mehr für den Kriegsgebrauch, da dieser elastischer ist und 
sieh den wechselvollen Verhältnissen des Krieges besser anpassen 
lässt, die militärische Action aber über Gesetzesparagraphe nicht 
stolpern darf. Aus militärischen Rücksichten führte die Brüsseler 
Conferenz (1874) nicht zu einer Convention, sondern zu einer 
Declaration, nicht zu einem Vertrage der Staaten (wie die Genfer 
Convention), sondern zu einer blossen Kundgebung des Wünschens- 
werthen. Die militärische Nothwendigkeit zieht der Humanität 
gegen einzelne Personen allerdings Grenzen. Wenn die militärische 
Nothwendigkeit es erfordert, darf der Feldherr weder sich, noch 
seine Truppen, noch viel weniger aber den Feind schonen. Eine 
Berücksichtigung der Sonderinteressen zum Nachtheil des kriege- 
rischen Erfolges wäre Inhumanität. Eine falsch verstandene 
kriegerische Rücksichtslosigkeit ist es aber, wenn man im Kriege 
Alles für eriaubt hält, wenn man sich nicht durch die Sache, 
sondern von persönlichen Rücksichten leiten lässt. (Vgl. Dechent: 
Die kriegerische Rücksichtslosigkeit 1895.) Grausamkeiten, welche 
mit dem Kriege nichts gemein haben, sind verpönt. Gegen uner- 
laubte Handlungen einzelner Soldaten, zum Nachtheil der kriegs- 
gefangenen und verwundeten Feinde und der friedlichen Ein- 
wohner des Feindeslandes enthalten die Militär Gesetze strenge 
Strafbestimmungen. Die Anwendung dieser Strafbestimmungen 
wird zum Theile auch von dem Verhalten des Gegners abhängen. 
Wenn der Gegner die den Krieg humanisirenden (jrundsätze 
nicht einhält, so kann die Vernunft nicht rathen, die bezeichneten 
Strafbestimmungen in voller Strenge gegen die eigenen Soldaten 
anzuwenden. 

Die richtig verstandene kriegerische Rücksichtslosigkeit bildet 
keinen Gegensatz zur Humanität, da dieselbe nur dem Zwecke 
dient, grösseres Unglück von dem Vaterlande fern zu halten. 

Dangelmaie r, Philosophie des Militftrrechtes, 5 
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Der militärische Beruf bringt es mit sich, dass auch im 
Frieden eine CoUision von sittlichen Normen vorzuliegen scheint. 
So z. B. scheint eine CoUision der Normen: »Du sollst nicht 
tödten« oder »Du sollst keinen Menschen beschädigen« mit den 
Pflichten des militärischen Gehorsams vorzuliegen, wenn an den 
Soldaten die Pflicht der Waffenanwendung herantritt. Es gilt 
ausnahmslos der Grundsatz, dass die militärische Pflichterfüllung 
der individuellen Norm vorangeht, da sonst ein Heerwesen nicht 
denkbar wäre. Auf einen interessanten FaU der CoUision sitt- 
Ucher Normen macht Hartmann (Phänomenologie des sittlichen 
Bewusstseins S. 570) aufmerksam. Ein in Kriegsgefangenschaft 
gerathener Offleier bringt den Seinigen eine Nachricht von grosser 
Wichtigkeit und bricht hierdurch das den Feinden gegebene 
Wort. Thäte er es nicht, so wäre er ein Egoist unter der 
Maske der Moral, -— aUein thut er es, so muss er wissen, dass 
er sich durch den Bruch des Ehrenwortes moralisch zu Grunde 
richtet. Wollte er sich den Kameraden aufdrängen, so würde 
durch ein solches Verhalten der Werth des Ehrenwortes im All- 
gemeinen leiden. — Es soU hier noch die Bestimmung des 
deutschen Militär-Strafgesetzes (§ 48) erwähnt werden, dass die 
Strafbarkeit einer Handlung (Unterlassung) dadurch nicht aus- 
geschlossen wird, dass der Thäter nach seinem Gewissen oder 
den Vorschriften seiner ReUgion sein Verhalten für geboten er- 
achtete. Wir halten die Bestimmung für richtig, glauben aber, 
dass dieselbe, weil sie überhaupt selbstverständlich ist, nicht 
nothwendig im Gesetze zum Ausdruck zu bringen ist. 

Das Gesagte zusammenfassend ergibt sich : Die mUitärische 
Ethik besteht in einer vornehmen ritterUchen Denkungsart, welche 
der mehrgenannte Philosoph Nietzsche als den Grund jeder Ethik 
bezeichnet. Mit der vornehmen ritteriichen Gesinnung steht das 
Mitgefühl, aus welchem die meisten guten Handlungen hervor- 
gehen, nicht im Widerspruch. Eine Denkungsart kann vielmehr 
nur dann eine ritterUche genannt werden, wenn auch das Mit- 
gefühl für Schwache und das Vaterland vorhanden ist. Die 
wichtigsten militärischen Tugenden sind: Tapferkeit, Gehorsam, 
Treue, Verlässlichkeit im Worthalten, Pflichtgefühl, Achtung 
seiner selbst und Ehrliebe. Das Grundprincip der militärischen 
Ethik ist von grösster Bedeutung. Die Art der mUitärischen 
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Werthschätzung macht sich sowohl im ehrenräthlichen Verfahren 
als auch in militär-strafgerichtlichen Untersuchungen geltend, 
namentlich bei Beurtheilung der Grösse der Strafbarkeit. Am 
schärfsten werden die Strafthaten beurtheilt werden, bei welchen 
sich eine feige oder niedrige Gesinnung geltend macht. 

Der militärischen Ethik, gehört das ehrenräthliche Ver- 
fahren an. 

Wir haben oben gesagt, dass der Staat im Strafgesetze 
das sittüche Minimum schützt. Die Erkenntnis, dass dieses 
Minimum beim Officierscorps als Träger des militärischen Geistes 
und der militärischen Ehre nicht hinreicht, hat zur Einführung 
des ehrenräthUchen (in Deutschland ehrengerichtlichen) Verfahrens 
geführt. 

Das Officierscorps ist gegenwärtig nicht nur graduell, son- 
dern auch specifisch von der Mannschaft unterschieden. Während die 
Officiere unter sichim Diensteim strengenSubordinationsverhältnisse 
stehen, sind dieselben gesellschaftlich gleich. Der Geist, welcher 
im Officierscorps herrscht, ist für den (ieist des ganzen Heeres 
massgebend. Der bekannte Ausspruch Rücheis: »Der Geist der 
preussischen Armee sitzt in ihren Officiers«, passt heut zu Tage 
für jede Armee. Die hohe Stellung, welche der Officier im Staate 
einnimmt, und die enge Zusammengehörigkeit unter den Officieren 
macht es nothwendig, dass ein Officier, welcher durch sein Be- 
tragen die allgemeine oder die Standesehre verletzt (wenn die 
Handlung nicht etwa die strafgerichtliche Behandlung erfordert), 
aus dem Officierscorps ausgeschieden wird. Dies geschieht durch 
das ehrenräthUche Verfahren, dessen Zweck es ist, die Officiers- 
ehre rein zu erhalten. 

Das ehrenräthliche Verfahren gehört der neueren Zeit an. 
Von jeher waren die Fürsten aus dem glorreichen Hause Habs- 
burg bestrebt, den ritterlichen Sinn in der Armee zu wecken 
und zu stärken. Kaiser Maximilian »der letzte Ritter« schuf 
auch den ersten Soldaten in Deutschland (v. Schwerin: Zweck, 
Bedeutung und Anwendung der ehrenräthlichen Einrichtung, 1884). 
Das Verdienst aber, die Schaffung einer Armee im modernen 
Sinne, entsprechend dem Geiste der Gegenwart angebahnt und 
durch Betonung des militärischen Decorums und der Ehre den 
Grund gelegt zu haben, auf welchem sich das Officiersthum in 

5* 
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der österreichisch-ungarischen Armee fortentwickelte, gebührt 
der grossen Kaiserin Maria Theresia. Unermüdlich war ihre 
Sorge für das Heer. »Die grosse Kaiserin erkannte nur allzuwohl, 
dass ihr eigenes Heil und das des Erzhauses Oesterreich nach 
Gott auf den Truppen ruhe«. 

Auch in andern Staaten (z. B. in Preussen) nahm das 
Officierscorps schon im vorigen Jahrhundert eine hochgeachtete 
Stellung ein. Wie hoch Friedrich der Grosse (welchen sein auto- 
kratischer Geist allerdings öfter zu üebergriffen verleitete) den 
Officiersstand schätzte, geht daraus hervor, dass er dem Grafen 
Kayserlingk den Uebertritt in die diplomatische Laufbahn mit 
dem Beisatz bewilligte: »Obwohl in Meinen Staaten ein Lieu- 
tenant mehr gilt als ein Kammerherr«. Die erste Vorschrift über 
das ehrengerichtliche Verfahren im heutigen Sinne, dass nämlich 
ein Offleier, welcher die Standesehre verletzt, durch den Aus- 
spruch der Standesgenossen ausgeschieden wird, datirt aus dem 
Jahre 182L Gegenwärtig besteht in Kraft die Verordnung vom 
2. Mai 1874. 

In Oesterreich-Üngarn erschien die erste eingehende Vor- 
schrift über die Ehrengerichte im Jahre 1867 ^). Nach dieser 
Vorschrift wurde über die Verletzung der Standesehre durch 
ein Urtheil eines aus Officieren (ohne Zuziehung eines Justiz- 
organes) zusammengesetzten Gerichtes erkannt. Das Urtheil 
wurde vom Gerichtsherrn bestätigt. — Die §§. 301—303 M.-St -G. 
traten ausser Kraft. 

Die Vorschrift über die Ehrengerichte wurde durch die 
Vorschrift über die Ehrenräthe vom Jahre 1871 abgelöst. Die 
wesentliche Aenderung bestand darin, dass die Bestätigung durch 
den Gerichtsherrn entfiel und ein Rechtsmittel an die »Ehren- 
räthliche Berufungs-Commission« eingeführt wurde. 

Das heutige ehrenräthliche Verfahren beruht auf der ehren- 
räthlichen Vorschrift vom Jahre 1884. Die ehrenräthliche Be- 



^) Eine Verordnung aus dem Jahre 1760 schrieb die kriegsrechtliche 
Behandlung wegen schlechter Conduite vor. Ein Rescript vom Jahre 1787 
verfügte, dass wegen constanter schlechter Aufführung die Entlassung 
simpliciter zu verfügen sei. Eine im Jahre 1855 erschienene Verordnung 
verfügte eine Entlassung im Wege commissioneller Warnung. 
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rufungs-Commission wurde aufgehoben, dagegen wurde neben 
dem Spruche auf Verletzung der Standesehre der Spruch auf 
Gefährdung eingeführt. Während die Verletzung der Standesehre 
den Verlust der Of&cierscharge bedeutet, hat der Spruch auf 
Gefährdung nur eine Warnung zur Folge, welche bis zur Löschung 
durch das Reichs-Kriegs-Ministerium das Avancement hindert. 
Die Hauptverhandlung vor dem Ehrenrathe hat den Charakter 
des schriftlichen Untersuchungsprocesses, die Vertheidigung durch 
einen OfRcier, der mindestens die Hauptmannscharge bekleidet, 
ist zulässig. — Die Vorschrift kennt auch ein Rehabilitirungs- 
Verfahren, welches auf dem ethisch begründeten Gedanken be- 
ruht, dass gewisse einzelne Handlungen derart gegen die Stan- 
desehre Verstössen, dass der Betreffende nicht Ofiicier bleiben 
kann, — dass aber der spätere Lebenslauf in Berücksichtigung 
der Umstände, welche die That begleiten, doch lehrt, dass der 
Charakter kein verdorbener ist, und daher die Wieder Verleihung 
der Charge zulässig erscheint. 

In dem ehrenräthlichen Verfahren wird über die höchsten 
Güter des Officiers, über seine militärische Ehre und seme Charge 
entschieden, und zwar nicht nach objectiven Rechtsnormen, 
sondern nach dem subjectiven Richtmasse des Ehrbegriftes, da 
die Ehre sich nicht wie das Recht codificiren lässt. Während 
sich einerseits nicht verkennen lässt, dass die Stellung des Offi- 
cierscorps das ehrenräthliche Verfahren nothwendig erscheinen 
lässt, darf andererseits nicht ausser Betracht gelassen werden, 
dass die Stellung des Officiers eine rechtlich gesicherte sein 
muss, da die rechtliche Sicherheit der Stellung das entsprechende 
Ansehen verleiht und Bildung der Charaktere zulässt, worauf 
das grösste Gewicht zu legen ist. Es muss daher das ehrenräth- 
liche Verfahren nicht minder wie das gerichtliche mit den noth- 
wendig en Garantien eines gerechten Verfahrens versehen sein. 
Die in Kraft bestehenden Vorschriften enthalten Fortschritte ge- 
genüber älteren Vorschriften, allein dieselben sind gewiss nicht 
als Abschluss der Entwickelung des ehrenräthlichen Verfahrens 
anzusehen. Wenn im Strafprocesse die Principien der Anklage 
und Unmittelbarkeit anerkannt werden, so sind dieselben auch 
im ehrenräthlichen Verfahren einzuführen. Zur Beweisaufnahme 
könnte ein Justizorgan verwendet werden. Als Rechtsmittel 
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sollte eine Art Nichtigkeitsbeschwerde und die Wiederaufnahme 
gestattet werden. — Die sicherste Garantie ist die gerechte und 
verständige Handhabung der Vorschrift. Hiefür aber bürgt der 
allbekannte und altbewährte Gerechtigkeitssinn in der schönen 
und tapferen Armee Oesterreich-Ungarns. 

Die militärische Ehre ist das höchste geistige Gut des 
Heeres. Dieselbe wird gegen den Thron zur Treue, gegen den 
Feind zum Muth, gegen den Feigling zur Verachtung und steigert 
sich im entscheidenden Momente zur Begeisterung. (Stein, Lehre 
vom Heerwesen, S. 30.) 

Gegen die Auffassung der ritterlichen Ehre hat sich Schopen- 
hauer ausgesprochen, indem er darauf hinweist, dass Weise, wie 
Sokrates, Krates, Diogenes, Cato, Seneka Beleidigungen ruhig 
hinnahmen. Wir können in dieser Beziehung dem genannten 
grossen Philosophen nicht zustimmen. Allerdings besteht die 
innere Ehre in einem tugendhaften Lebenswandel, nicht in dem 
Prahlen mit Ehrenhaftigkeit. Allein man darf nicht übersehen, 
dass die objective Ehre in der Achtung der Anderen besteht, 
auf welche der Mann von Ehrgefühl hält. Wenn man eine 
Beleidigung ruhig hinnimmt (>was auf sich sitzen lässt«), so ist 
dies ein Zeichen, dass man nicht viel auf sich hält, dass man 
kein Ehrgefühl besitzt. Die Ehre muss wie das Recht erkämpft 
werden, denn >sich wehren, bringt Ehren«. 

Als Mittel im Kampfe um die Ehre kommen je nach den 
Umständen des Falles in Betracht : Die Ehrennothwehr, das Duell 
und die gerichtliche Klage. 



VII. Der Staat und das Heerwesen. 

»DenQ es werden noch stets die entschlossenen Völker gepriesen 
Die für Gott und Gesetz, für Eltern, Weiber und Kinder stritten. < 

Goethe. 

Der Staat ist die Verbindung von Menschen zu einer sittlich- 
organischen Einheit unter einer bestimmten Regierungsform. 
Alles, was die Menschheit ist, verdankt sie dem Staate. Es ist 
nach unserer Ansicht zwar unrichtig, dass — wie viele Juristen 
behaupten — nur im Staate ein Recht existirt, denn es gibt 
eine Rechtsidee in Gottes Weltordnung, es gibt eine ewige 
Gerechtigkeit. Wahr aber ist, dass das Recht nur im Staate den 
nöthigen Schutz findet, ohne welchen nach Schopenhauer das 
Recht in den Himmel fliehen würde, wie dies bei Hesiodus 
geschieht. 

Die Staatslehre, welche von manchen namhaften Juristen 
und Philosophen gepredigt wird, leidet an Flausenmacherei und 
an Süsslichkeit. Man will Dinge sagen, die der öffentlichen 
Meinung schmeicheln, aber gerade hiedurch wird die hohe 
Bedeutung, welche dem Staate thatsächlich zukommt, in Schatten 
gestellt. Der menschlichen Eitelkeit huldigt die von Hobbes, 
Puffendorf und namentlich von Rousseau vertretene Vertrags- 
theorie, welche auch gegenwärtig noch viele Anhänger zählt. 
Nach dieser Ansicht ist der Staat das freie Werk der einzelnen 
Menschen, welche als Bürger den Staatsvertrag geschlossen 
haben. Aus dieser Theorie ergibt sich die in neuester Zeit so 
vielfach gerühmte Gleichheit aller, dann die Nothwendigkeit der 
üebereinstimmung aller zu einem Gesetze, an welcher Theorie 
Polen zu Grunde ging. Aber auch in der französischen Revolution 
hat die Vertragstheorie eine grosse Rolle gespielt. — Wias den 
Staatszweck betrifft, wird von allen jenen, welchen es um 
Popularität mehr als um Wahrheit zu thun ist, von allgemeiner 
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Glückseligkeit und allgemeiner Aufklärung, von Entwickelung, 
Offenbarung und Vollendung des Volkes, von Volkssouveränität, 
vor der uns Gott bewahre, von Entwickelung des Weltstaates 
als Ideal der modernen Menschheit gesprochen. Derartige Schlag- 
worte wirken allerdings auf die grosse Menge, namentlich wenn 
sie in Reden eingeflochten sind; welche in declamatorischem 
Tone gehalten werden. Bei der grossen Menge ist der Schau- 
spieler beliebter als der Denker. 

Die historische Entstehung der Staaten weist auf Gewalt 
und Macht hin. Der Mensch allein, d. h. als vereinzeltes Individuum 
würde den Gefahren, die ihm von allen Seiten, sowohl durch 
die Elementar-Ereignisse als durch Angriffe anderer Individuen 
drohen, nicht Widerstand leisten können, weshalb er bestrebt 
ist, sich mit anderen Individuen zum gemeinsamen Schutze zu 
verbinden, und insofern hat Aristoteles Recht, wenn er sagt, dass 
der Mensch von Natur aus ein staatliches Wesen ist (iroXt-txov 
Ccoov). Den Mächtigen, welche einen kräftigen Schutz gewähren 
können, kommt die Herrschaft zu, weshalb auch Voltaire sagt: 
>Le Premier, qui fut roi, fut un soldat heureux«. Durch Gewalt 
schreitet auch die weitere Entwickelung der Staaten vor, indem 
der mächtigere und kräftigere Volksstamm den minderwerthigen 
unterwirft, wie ja auch im Pflanzen- und Thierreich das höher 
geartete Individuum auf Kosten tiefer stehender Individuen sich 
entwickelt. Allerdings ist die rohe Gewalt allein niemals 
schöpferisch gewesen, sondern nur dann, wenn ihr eine Idee, 
welche Macht über die Gemüther hat, zur Seite steht. Bei Ent- 
wickelung und Fortbildung der Staaten wird diese Idee die 
Staatsidee genannt. Das Recht übt eine magische Gewalt über 
die Gemüther aus, und daher kommt es, dass das Recht, wenn 
auch zeitweise durch rohe Gewalt unterdrückt, sich wieder 
Geltung verschafft. Allerdings ist nöthig, dass der Berechtigte 
ßich um sein Recht wehrt; das Recht muss sich auch im Kampfe 
behaupten, sonst hat es nicht die innere Lebenskraft. Höher 
geartete Ideen heben auch die minderwerthigen Ideen auf. 
Daher muss auch das minderwerthige Recht oft dem höheren 
Rechte weichen, wie dies bei Neubegründung von Staaten vor- 
kommt. Wie es eine CoUision von Pflichten gibt, so gibt es 
auch eine CoUision von Rechten (Nothstandsrecht, Tödtung des 
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Embryo zur Erhaltung des Lebens der Mutter. Expropriation 
u. s. w.). 

Die Entstehung des Staates weist demselben auch seine 
fernere Aufgabe zu. Wir halten es für ganz zutreffend, wenn 
als wichtigste Aufgabe des Staates die Sicherung der Rechte 
seiner ünterthanen bezeichnet wird, d. h. Schutz nach Aussen 
und Schutz nach Innen. Allerdings ist die Gewährung des Schutzes 
nicht die einzige Aufgabe des bereits entwickelten Staates, wie 
Kant, Wilhelm v. Humboldt und Schopenhauer vermeinen. Der 
Staat hat auch für das geistige und leibliche Wohlergehen seiner 
ünterthanen, für Bildung und Armenwesen zu sorgen. Damit 
aber der Staat diese andern Aufgaben erfüllen kann, muss er 
zuerst über die entsprechende Macht verfügen. Nur der Staat, 
welcher Macht hat, kann dem Rechte Geltung verschaffen. Wir 
stimmen daher Ihering (> Zweck im Rechte«) vollkommen zu, 
wenn er jeder Staatsform, selbst der schlechtesten, vor der 
Anarchie den Vorzug gibt. Wir gehen aber noch weiter und 
sagen, dass nur dann, wenn ein strenges Regiment geführt und 
die Polizeigewalt stramm gehandhabt wird, Humanität bestehen 
kann. Wird sich das Volk selbst überlassen, dann kommen Roh- 
heiten aller Art (namentlich Thierquälereien, siehe Neapel, Si- 
cilien) vor, denn wie Goethe sagt: 

> Sprech er doch nie von Freiheit, als könnt* er sich selber regieren, 
Losgebunden erscheint, sobald die Schranken hinweg sind, 
Alles Böse, das tief das Gesetz in die Winkel zurücktrieb«. 

Die französische Revolution und Pariser Commune 1870/71 
waren Zeiten der zügellosen Freiheit. Nur Tölpel und Flach- 
köpfe, zu welchen ich jene Optimisten rechne, die von Glück- 
seligkeit auf Erden und von Vollkommenheit aller Menschen 
reden, können sich für solche Zeiten begeistern. Es gereicht 
Goethe zur grössten Ehre, dass er vor dem Treiben der »grossen« 
Revolution Ekel empfand. Genug oft aber wurden dem Dichter- 
fürsten von Freiheitsthümlern die Worte in Tasso vorgeworfen : 
»Der Mensch ist nicht geschaffen, frei zu sein!« 

Die Macht des Staates kommt im Heere zum Ausdruck. 
Eine verrottete Heeres Verfassung risse das ganze Volk unerbitt- 
lich in den Abgrund, denn ihr Werth oder Unwerth entscheidet 
über Sein und Nichtsein. (Jahns, Heeresverfassungen und Völ- 
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kerleben, 1885.) Es zeigt daher von einer richtigen Auffassung 
der Lebensbedingungen des Staates, wenn der grosse National- 
ökonom Adam Smith die Landesvertheidigung für wichtiger als 
Reichthum und die Kriegskunst als die edelste aller Künste be- 
zeichnet. 

Die Wehrordnung steht mit den volkswirthschaftlichen Zuständen 
und der Rechtsauffassung der Völker in einem innigen Zusammen- 
hange. Es gab Wehrordnungen, welche sich auf das Kastenwesen 
gründeten, indem ein Theil des Volkes den kriegerischen Beruf 
als seine ausschliessUche Aufgabe übernahm und die Geburt 
auch über den Beruf entschied (Aegypten, Indien, Sparta). Die 
Heere Roms und Griechenlands waren ursprünglich Bürgerheere 
und zwar Milizen. Die allgemeine Wehrpflicht wurde jedoch in 
späteren Zeiten dadurch beschränkt, dass das Recht und die 
Pflicht des Waffendienstes nur auf die Besitzenden übertragen 
wurden, während die Proletarier von dem Kriegsdienste, welcher 
somit ein Ehrendienst war, ausgeschlossen wurden (Gesetzgebung 
Solons für Athen, servianische Verfassung für Rom). Eine häufig 
vorkommende Form ist das Söldnerwesen. Carthago führte seine 
Kriege meist mit geworbenen Soldtruppen, aber auch griechische 
Staaten nahmen, wenn die Bürgerheere nicht ausreichten, zu 
Söldnerheeren Zuflucht. Die römischen Heere der Kaiserzeit er- 
gänzten sich meist durch Anwerbung von Freiwilligen, neben 
der Werbung blieb jedoch auch die Aushebung bestehen. Die 
altgermanische Wehrverfassung war die aUgemeine Wehrpflicht. 
Im Mittelalter trat an die Stelle derselben das Lehensystem. 
Nur der Besitz eines Kriegslehens verpflichtete zum Kriegsdienst. 
Die Schwäche der Lehensheere begünstigte das Söldnerwesen 
(Condottierethum der italienischen Staaten, Landsknechte in 
Deutschland). Anfanglich waren die Söldnerheere nur für den 
Krieg bestimmt und nur für die Kriegszeit geworben. Seit dem 
17. Jahrhundert aber traten stehende Heere auf, in Frankreich 
unter dem Einflüsse Richelieus, in Oesterreich namentlich über 
warme Befürwortung Montecuccolis. Neben der Anwerbung von 
Söldnern kommt im 18. Jahrhundert die Aushebung im eigenen 
Lande vor. Ueber das Söldnerthum liegen verschiedenartige Ur- 
theUe vor. Stahl z. B. (Staatslehre II. S. 414) hält dasselbe für 
unsittlich, da die Lebensaufopferung zum (TCgenstand eines Gon- 
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tractes gemacht wird. Thatsache ist aber, dass Söldnerheere oft 
sehr tapfer gekämpft und kriegerische Tugenden entwickelt 
haben. Das Söldnerthum ist allerdings oft entartet. Li seiner 
letzten Consequenz hat es zum Soldatenhandel geführt, welcher 
leider in früheren Zeiten von deutschen Kleinstaaten schwung- 
voll betrieben wurde. Das wichtigste Ereignis unseres Jahr- 
hunderts ist die Schaffung der allgemeinen Wehrpflicht. Vor- 
kämpfer und Vertreter des Gedankens der allgemeinen Wehr- 
pflicht waren nicht nur Staatsmänner und Feldherrn (wie Macchia- 
velli, Lazarus Schwendi, Graf Johann von Nassau, Marschall 
Moriz von Sachsen), sondern auch berühmte Philosophen nämlich 
Spinoza, Leibniz und J. G. Fichte (vergleiche die trefflichen 
Ausfiihrungen von Jahns a. a. 0.). In der That sprechen auch 
rechtsphilosophische Gründe fiir die allgemeine Wehrpflicht. Der 
Staat gewährt allen Bürgern Sicherheit und Schutz ihrer Rechte, 
die Wohlthätigkeits- und ünterrichtsanstalten, welche der Staat 
errichtet, kommen allen Bürgern zu Gute. Es ist daher auch 
eine Pflicht aller wehrhaften Bürger, den Staat gegen Angriffe 
zu vertheidigen. Die allgemeine Wehrpflicht hat die Scheide- 
wand, welche früher zwischen dem Heere und den übrigen Theilen 
des Staates bestand, beseitigt. Früher bildete das Heer gleichsam 
einen Staat im Staate. Gegenwärtig aber sind die Interessen 
der ganzen Bevölkerung mit den Interessen des Heeres verknüpft, 
denn fast jede Familie hat Mitglieder, welche dem Heere ange- 
hören. Mit der allgemeinen Wehrpflicht steht nicht in Wider- 
spruch, dass fiir die intelligenteren Elemente der Bevölkerung, 
welche den Waffendienst in kurzer Zeit zu erlernen im Stande sind, 
auch eine kürzere Dauer der Wehrpflicht besteht, und dass zu 
Gunsten der Landwirthschaft oder zu Gunsten des öffentlichen 
Unterrichtes gewisse Erleichterungen in Erfüllung der Wehrpflicht 
eingeführt sind. Die Erleichterungen in Ausübung der Wehrpflicht 
dürfen nur nicht persönlicher Natur sein, nicht Privilegien bilden. 

Gegenwärtig hat die allgemeine Wehrpflicht zwei Formen. 
Das eine System ist das Miliz-System, das andere eine Verbin- 
dung der stehenden Herre mit der aUgemeinen Wehrpflicht. Das 
Miliz-System, welches von der Socialdemokratie oft warm be- 
fürwortet wird, besteht darin, dass alle wehrpflichtigen Bürger 
dienstpflichtig sind, jedoch in ihren bürgerlichen Verhältnissen 
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belassen und nur zu periodischen Waffenübungen einberufen 
werden. Ein Milizheer lässt, was Disciplin und Kriegstäehtigkeit 
betrifft, stets viel zu wünschen übrig. Ein stehendes Heer bietet 
auch den Vortheil vor einem Milizheer, dass es stets schlagfertig 
ist. Ferner ist in Betracht zu ziehen, dass die Kriegswissen- 
schaften heut zu Tage soweit vorgeschritten sind, dass, um etwas 
Tüchtiges zu leisten, es nothwendig ist, den militärischen Beruf 
zum Lebensberuf zu machen. Endlich sind die Kosten einer 
societas militans im Falle eines Krieges viel grösser, als wenn 
bereits im Frieden ein stehendes Heer unterhalten wird. Die 
Bodenbeschaffenheit der Schweiz und die Stellung, welche die- 
selbe im europäischen Staaten-Concert einnimmt, machen dort 
ein Miliz-System möglich. Jedoch sind in der Schweiz bereits 
vielfache und berechtigte Klagen über die Wehrverfassung laut 
geworden. (Aehnliches gilt von England und Nordamerika.) 

Das zweite System ist das der stehenden Rahmenheere. 
(Europäischer Continent mit Ausnahme der Schweiz.) Die Officiere, 
welche den militärischen Beruf sich zum Lebensberuf gemacht 
haben, bilden den Kern des Heeres. Sie sind die Träger des 
militärischen Geistes und der militärischen Ehre. Aus dem Um- 
stände, dass der militärische Dienst das ganze Leben des Officiers 
umfasst, folgt, dass die Officiere nicht nur graduell, sondern auch 
specifisch von der Mannschaft unterschieden sind, dass die Stellung 
des Officiers eine rechtlich gesicherte sein muss, und endlich; 
dass der Officier nach einer entsprechenden Dienstzeit das Recht 
auf Versorgung durch den Staat im Falle seiner Invalidität er- 
wirbt. Die übrigen Wehrpflichtigen haben eine bestimmte Anzahl 
von Jahren (2 bis 3 Jahre) im activen Dienste zu verbringen, 
in welcher Zeit sie mit den Officierscorps das stehende Heer 
bilden. Nach Zurücklegung des activen Dienstes treten sie in 
ihre bürgerlichen Verhältnisse, werden jedoch, solange sie noch 
wehrpflichtig sind, zu Waffenübungen und im Falle der Mobili- 
sirung einberufen. 

Dieses System der allgemeinen Wehrpflicht hat zwei Unter- 
arten, nämlich das Ziehungssystem und das Landwehrsystem. 
Das erstere besteht darin, dass von der Gesetzgebung jährlich 
eine bestimmte Anzahl von Recruten bewilligt wird, und unter 
den Wehrpflichtigen das Los entscheidet, welche den eigentlichen 
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activen Dienst bei der Fahne zu leisten haben, während die 
übrigen militärisch ausgebildet und dann nur zu den Waffen- 
übungen und im Bedarfsfalle einberufen werden. Die zweite 
Unterart, welche die allgemeine Wehrpflicht consequenter durch- 
führt, besteht darin, dass es auf eine jährliche Recrutenbewilli- 
gung nicht ankommt, sondern jeder Wehrpflichtige den activen 
Dienst unter der Fahne abzuleisten hat, nachher in die bürger- 
lichen Verhältnisse tritt, jedoch noch zu Waffenübungen einbe- 
rufen wird. 

Die allgemeine Wehrpflicht wird allerdings nicht den Schluss 
in der Entwickelung der Wehrordnungen bilden, denn nichts ist 
unveränderlich. Zu welcher Wehrverfassung die Entwickelung der 
volkswirthschaftlichen Zustände und die rechtlichen Anschauungen 
führen werden, lässt sich nicht bestimmen. Die Miliz ist aber 
gewiss nicht die Heeresform der Zukunft. 

Die Wehrverfassung, sowie überhaupt dasjenige, was der 
Staat für sein Heer zu leisten hat, wird von der geographischen 
Lage, von den politischen Verhältnissen und endlich von der 
Stärke der Nachbarstaaten abhängen. Die Aufgaben, welche das 
Heer zu leisten hat, können nicht gesetzUch bestinmit werden, 
sondern werden dem Heere durch den Feind gestellt. Der Krieg 
stellt erhöhte Anforderungen. Oft werden die gesetzlichen Be- 
stimmungen, welche nur für den Frieden gelten und von fried- 
lichen Anschauungen gelragen werden, durch das kriegerische 
»Muss« überschritten werden. Im Kriege muss eben Afles ver- 
fügbar sein. Der Staat kämpft im Kriege fiir seine Zukunft. 
Es muss daher auch die Zukunft für den Krieg beisteuern. Der 
Krieg kann daher auch auf Schulden und bis zum Papiergeld 
gefiihrt werden. 

Das Heerwesen greift m alle Theile des Staatswesens ein. 
Die Grundlagen eines guten Heerwesens sind : eine entsprechende 
Wehrordnung und Heeresorganisation, eine tapfere, pflichttreue 
und gebildete Bevölkerung, aber auch geordnete Rechtszustände 
und Finanzen und eine blühende Volkswirthschaft. — Gegen- 
wärtig gehört nicht nur zum Kriegführen, sondern auch zur Er- 
haltung des Friedens ein starkes Heer und daher auch Geld, 
Geld und wieder Geld. Oft wird von einem Streit der militärischen 
und der aUgemeinen Staatsinteressen gesprochen. Dies ist jedoch 
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unrichtig. So wenig wie zwischen Gerechtigkeit und Disciplin, 
ebenso wenig ist zwischen allgemeinen Staats- und militärischen 
Interessen ein ernster Widerspruch denkbar. Das Heerwesen an 
sich, d. h. ohne Rücksicht darauf, dass es ein Theil des Staates 
ist und zu dessen Wohlfahrt besteht, würde allerdings in den 
Anforderungen keine andere Grenze auch im Frieden kennen, 
als die gegenwärtige, thatsächliche Möglichkeit der Aufbringung. 
Die Finanz Verwaltung hingegen könnte bei nicht gehöriger 
Würdigung des hohen Werthes des Heeres als Schulz des Staates 
gegen äussere und innere Feinde leicht versucht werden, die 
Ausgaben für das Heer zum Nachtheil desselben und daher auch 
des Staates zu sehr zu beschränken. Der Widerstreit der Inte- 
ressen ist jedoch nur ein scheinbarer und gleicht sich aus, wenn 
man in Betracht zieht, dass das Heer nur ein Theil des Staates 
ist, und dass auf die harmonische Entwickelung aller Theile des 
staatlichen und gesellschaftlichen Lebens zum Wohle des Ganzen 
Bedacht genommen werden muss. 

Die das Heerwesen betreffenden Gesetze (Wehrgesetz, 
Militär-Strafgesetz, Militär-Strafprocessordnung u. s. w.) kommen 
wie andere Gesetze auf verfassungsmässigem Wege zu Stande. 
Niemals aber darf die Volksvertretung auf die Führung des 
Heeres Einfluss ausüben, wie dies in England vom langen Parla- 
ment in Anspruch genommen wurde. Das auf verfassungsmässige 
Weise geschaffene Heer untersteht ausschliesslich dem Obersten 
Kriegsherrn, dessen Wille der allein massgebende im Heere ist. 

Eine seit jeher bestrittene Frage ist, welche Staatsform die 
beste ist. Wir wollen hier kurz unsere Ansicht anführen. Wenn 
man das Heerwesen in Betracht zieht, ist die Monarchie un- 
zweifelhaft die beste Staatsform. Der Monarch ist das Haupt des 
Staates und des Heeres, ihm ist das Heer zur unbedingten Treue 
und zum Gehorsam verpflichtet. Dieser (iedanke kommt auch 
im Fahneneide, der vom Soldaten als persönliches Gelübde geleistet 
wird, zum Ausdruck. Aber auch abgesehen vom Heerwesen halten 
wir es mit der Monarchie und freuen uns, in dieser Beziehung 
mit einem grossen Philosophen, dessen Devise war: vitam im- 
pendere vero, in Uebereinstimmung zu sein. Arthur Schopenhauer 
macht in seiaer Rechtslehre aufmerksam, dass das Planeten- 
System monarchisch ist, dass im Thierreich (Kraniche, Bienen, 
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Ameisen) Monarchien bestehen, — und endlieh, dass im Mensehen 
ein monarchischer Instinct vorhanden ist, wie auch der mensch- 
liche Organismus von einem Willen, der im Gehirne ist, be- 
herrscht wird. „Einer sei Herrscher'*, ruft der grosse Philosoph 
des 19. Jahrhunderts in Uebereinstimmung mit dem grössten 
Dichter des Alterthums, mit Homer, aus. In Staaten, in welchen 
Vielherrschaft besteht, entscheidet die Menge, also die Stimmen- 
mehrheit über die wichtigsten Dinge. Von dieser aber sagt selbst 
Schiller, der Dichter von Teil und Posa in seinem Demetrius: 

>Die Mehrheit? 

Verstand ist stets bei Wenigen nur gewesen«. 

Der Monarch aber steht erhaben da und weiss auch die 
Männer zu finden, welchen die Leitung der Staatsgeschäfte an- 
zuvertrauen ist, in dem Monarchen haben „Talent und Verstand 
den natüriichen Fürsprecher und Beschützer" (Schopenhauer). 

Glücklich ist der Staat, an dessen Spitze ein edles Herrscher- 
geschlecht steht, welches auf eine ruhmreiche Vergangenheit zu- 
rückblickt, wie dies bei uns in Oesterreich-Üngarn der Fall ist. 

Vom Obersten Kriegsherrn also empfängt das Heer den 
Anstoss und die Richtung zu seinen Thaten. An der Spitze der 
Heeresverwaltung steht der verantwortliche Kriegsminister. Für 
die Schlagfertigkeit und die Disciplin des Heeres ist der Kriegs- 
minister jedoch nur dem Obersten Kriegsherrn Rechenschaft 
schuldig. 



VIII. Die Militär- Verbrechen und Vergehen. 

„La loi est une" 

Napoleon I. 

^Ungleiches niemals gleich machen". 

Nietzsche. 

Napoleon I. machte bekanntlich die Aussprüche: „On est 
citoyen fran(?ais avant d'etre soldat^ und „La loi est une". Wenn 
man diesen Sätzen den Sinn beilegt, dass das allgemeine Recht 
die Grundlage des Militärrechtes bildet, da^^s im allgemeinen und 
im Militär-Recht dasselbe Princip obwaltet, so ist dagegen nichts 
einzuwenden. Der Soldat hat kein eigenes Rechtsprincip, das 
militärische Strafrecht ist dem Principe nach übereinstimmend 
mit dem allgemeinen Strafrecht. Dies beweist auch die Geschichte 
des Militär-Strafrechtes. So oft eine Aenderung, eine neue Codi- 
ficirung des allgemeinen Strafrechtes eintrat, wurden auch neue 
Kriegsartikel, in welchen früher das ganze Militär-Strafrecht 
enthalten war, erlassen, um das Militärrecht mit dem allgemeinen 
Strafrecht in Uebereinstimmung zu bringen. In den Kriegsartikeln 
wird auch stets auf die jeweilig in Kraft bestandenen allgemeinen 
Strafgesetze (Carolina, Theresiana) hingewiesen. 

Wenn man aber die angeführten Worte des Soldatenkaisers 
dahin interpretiren wollte, dass für den Soldaten wie für den 
Bürger, der nicht Soldat ist, das gleiche Recht ohne jeden 
Unterschied bestehen soll, dass für den Soldaten in jeder Be- 
ziehung die Civilgerichte competent sein sollen, so wäre dies im 
hohen Grade unrichtig. 

Spencer (1. c. S. 574) hebt mit Recht hervor, dass das 
Heer — abgesehen von allen anderen Besonderheiten auch die 
Eigenthümlichkeit bildet, dass es das System des Status (des 
hergebrachten, fest gefügten Verhältnisses der Menschen zu 
einander) beibehält und noch weiter entwickelt, trotzdem im 
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übrigen Gemeinwesen, je weiter dasselbe fortschreitet, das System 
der gegenseitigen Vereinbarung sich immer mehr ausbreitet. 
Dieses zwangsweise Zusammenwirken bildet unabänderiich den 
(irundsatz des kriegerischen Berufes. — Das Lebensprincip des 
Heeres ist der Gehorsam durch alle Stufen der militärischen 
Hierarchie vom gemeinen Soldaten bis hinauf zum Feldmarschall. 
Das System des Gehorsams, d. h. nicht nur der Gehorsam des 
Untergebenen gegen den Vorgesetzten, sondern auch der Gehor- 
sam gegen das Gesetz und die Vorschriften, bringt auf dem 
Gebiete des Strafrechtes jene Modificationen hervor, deren Inbe- 
griff wir das Militär-Strafrecht nennen. 

Schon der römische Jurist sagt: »Quaedam delicta pagano 
nuUam aut leviorem poenam irrogant, militi vero graviorem«. Mit 
diesen Worten ist die Eintheilung der strafbaren Handlungen 
gegeben, welche den modernen Militär-Strafgesetzen zu Grunde 
liegt. 

Der Soldat ist Staatsbürger, weshalb er den Gesetzen des 
Staates Gehorsam schuldet. Die Zeit, da das ganze Recht in den 
militärischen Satzungen aufgenommen war, von welcher der 
Erste Jäger in Wallensteins Lager sagte: 

»Da gibt's nur ein Vergehen oder Verbrechen: 
Der Ordre fürwitzig widersprechen«, 

ist vorüber. Das allgemeine Strafrecht hat auch auf den Soldaten 
Anwendung, sei es nun, dass dasselbe in dem Militär-Strafgesetz 
enthalten ist wie in Oesterreich Ungarn, sei es, dass in den 
Militär-Strafgesetzen auf das allgemeine Strafgesetz hingewiesen 
wird wie in anderen Staaten (Deutschland, Frankreich, Italien). 
In Bezug auf die Ausmessung der Strafe seitens der auch 
über gemeine Delicte der activen Militär- Personen zuständigen 
Militärgerichte werden sich allerdings Modificationen ergeben, 
denn: „Den Gleichen Gleiches, den Ungleichen Ungleiches — 
das wäre die wahre Rede der Gerechtigkeit: und was daraus 
folgt: Ungleiches niemals gleich machen". (Nietzsche, Götzen- 
dämmerung). 

Dem Soldaten obliegt aber auch der militärische Gehorsam. 
Durch Verletzung der besonderen Militär-Standespflichten des Ge- 
horsams, der Treue, der Tapferkeit werden die eigentlichen 
Militär-Verbrechen (Subordinationsverletzung, Desertion,' Feigheit) 

Dangelmaie r, Philosophie des Militärreohtes. 6 
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begangen, welcher Delicle sich ein anderer Staatsbürger über- 
haupt nicht schuldig machen kann. — Andere Delicte wieder 
können sowohl von Soldaten als auch von Nichtsoldaten be- 
gangen werden, allein für den Soldaten sind, Iheils in der Er- 
wägung, dass dem Soldaten, welcher sich solcher Delicte schuldig 
macht, ein grösseres Verschulden als den Nichtsoldaten trifft, 
theils wegen der grösseren Gefährlichkeit solcher Delicte im Falle 
der Begehung seitens eines Soldaten, vom Gesetze höhere Strafen 
bestimmt. Zu diesen DeUcten, welche militärisch-qualificirte ge- 
nannt werden, gehören z. B. nach deutschem Militär-Strafgesetze 
der Kriegsverrath, Plünderung und Beraubung Gefallener, ein- 
facher Diebstahl oder Unterschlagung bei Ausübung des Dienstes 
u. s. w., nach österreichischem Militär-Strafgesetze der s. g. Kamerad- 
schaftsdiebstahl, einzelne Fälle der Brandlegung, des Raubes 
u, s. w. Der Ausdruck militärisch qualificirte Dehcte ist übrigens 
kein technischer. Das deutsche Militär-Strafgesetz bezeichnet 
überhaupt alle Delicte, welche von demselben mit Strafe bedroht 
werden, als militärische, während das österreichische Militär- 
Strafgesetz nur jene Delicte militärische nennt, die bloss von 
Soldaten begangen w^den können. Auch die Benennung der 
einzelnen Militär-Delicte und die systematische Eintheilung der- 
selben ist, wie ein, wenn auch nur flüchtiger Blick in die Militär- 
Strafgesetze lehrt, keine gleiche. Was das österreichische MUitär- 
Strafgesetz betrifft, wollen wir nur bemerken, dass unter dem 
Titel »Hintansetzung der Dienstvorschriften im Allgemeinen« eine 
Anzahl verschiedenartiger DeUcte zusammengefasst ist, z. B. 
Mittheilung geheimer Dienstsachen an Unberufene, Verlust solcher 
Dienstsachen aus Sorglosigkeit, Verkaufen, Versetzen oder Ver- 
spielen der zum Dienstgebrauche erhaltenen Monturs- und Aus- 
rüstungsgegenstände, — mangelhafte Obsorge für die Untergebenen, 
Ueberschreitung der Dienstgewalt durch Beschimpfung oder Miss- 
handlung Untergebener u. s. w. Bei einer neuen Verfassung des 
Gesetzes sollte wohl unter Vermeidung des wenig glücklich 
gewählten Titels »Hintansetzung der Dienstvorschriften im All- 
gemeinen« eine mehr systematische Eintheilung dieser Militär- 
Delicte Platz greifen. Auch scheint es uns empfehlenswerth die 
Simulation (Vorschützen von Gebrechen, um siph ganz oder theil- 
weise der Dienstpflicht zu entziehen), Abhaltung der Untergebenen 
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durch Anwendung widerrechtlicher Mittel von einer Beschwerde- 
führung, Geschenkeannahme in Amtssachen, Anmassung einer 
Befehlsgebung, den widerrechtHchen Einfluss auf die Rechtspflege 
— als militärische Delicte zu qualificiren, — da eine andere 
Normirung der militärischen Rechtsauffassung wenig entspricht. 

Der Grundsatz, dass das allgemeine Strafrecht die Grund- 
lage des Militär-Strafrechtes bildet, hat zur Folge, dass die all- 
gemeinen Lehren (Zurechnungsfahigkeit, Versuch, Mitschuld, 
Concurrenz, Irrthum) auch für das Militär-Strafrecht gelten. Die 
Eigenartigkeit des Heeres bringt jedoch auch hier Modificationen 
hervor (s. Weisl, Heeresstrafrecht, 1892). • 

Die wichtigsten Modificationen sind folgende:. 

Das allgemeine Recht kennt Delicte, welche nur auf An- 
trag des Verletzten verfolgt werden können. Militärische Delicte 
sind politische Delicte, weil ihr Object, wenn dieselben auch 
gegen einzelne Personen begangen werden, immer auch die 
Rechte des Staates sind Die militärischen Delicte werden daher 
immer von amtswegen verfolgt. Der Vorgesetzte, gegen welchen 
eine Subordinationsverletzung begangen wird, kann daher auf 
die Verfolgung und Bestrafung nicht verzichten. 

Nach allgemeinen (Grundsätzen ist eine strafbare Handlung 
nicht vorhanden, wenn der Thäter durch eine Drohung, w^elche 
mit einer gegenwärtigen, auf andere Weise nicht abwendbaren 
Gefahr für Leib und Leben verbunden war, zur That genöthigt 
wurde. Bei dem Soldaten aber wird die Verletzung einer Dienst- 
pflicht aus Furcht ebenso bestraft, wie die Verletzung aus Vor- 
satz, da den Gefahren Widerstand zu leisten für den Soldaten 
nicht nur eine ethische, sondern auch eine rechtliche Pflicht ist. 
Wenn z. B. ein Soldat von Feinden festgenommen und durch 
Drohung des Niederschiessens aufgefordert wird, die Seinigen 
zu verrathen, so ist er strafbar, wenn er der Aufforderung 
Folge leistet. 

hl Bezug auf die Nothwehr ergibt sich nach österreichischem 
Militär-Strafrechte eine Modification, indem zum Schutze der 
Ofiiciersehre gegen Symbol- und Verbalinjurien die Nothwehr 
zugelassen ist. Diese Ehrennothwehr ist an zahlreiche im Gesetze 
angegebene Bedingungen geknüpft (§. 114). Weitere Modifi- 

6* 
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cationen ergeben sich aus dem Verhältnis der militärischen lieber- 
und Unterordnung. 

In der Lehre von der Mitschuld und Theilnahme werden 
durch die Bedeutung des militärischen Befehles Modificationen 
herbeigeführt. Die Frage, ob der Befehl in Dienstsachen für den 
gehorchenden Untergebenen einen Strafausschliessungsgrund bildet, 
wurde zu verschiedenen Zeiten verschieden beantwortet. Im 
römischen Rechte, dann im mittelalterlichen deutschen Rechte 
und in vielen Artikelsbriefen ist das Princip des unbedingten 
Gehorsams ausgesprochen, nach welchem nur der Vorgesetzte 
für die anbefohlene Handlung verantwortlich ist, nicht aber der 
Untergebene, da dieser gehorchen muss. Nach canonischem 
Rechte hingegen hört die Gehorsamspflicht auf, wenn das An- 
befohlene eine Sünde ist. De lege ferenda erscheint es gefährlich, 
den Soldaten in allen Fällen mitverantwortlich zu machen, denn 
der Soldat muss rasch, ohne lange Ueberlegung handeln, und 
kann nicht prüfen, ob das Anbefohlene erlaubt ist. Es wird 
meist der Dolus mangeln. Gefährlich wäre aber auch das Princip 
des unbedingten Gehorsams, namentlich wenn der Befehl gegen 
die militärische Treue selbst verstösst. Im österr. und deutschen 
Militär-Strafgesetze ist die Frage in der Weise gelöst, dass der 
Untergebene dann als mitverantworthch betrachtet wird, wenn 
ihm bekannt ist, dass das Anbefohlene ein Verbrechen oder 
Vergehen ist (Fritz van Calker, die strafrechlhche Verantwort- 
lichkeit für auf Befehl begangene Handlungen, 1891). — Eine 
weitere Modification in der Lehre von Mitschuld und Theilnahme 
ist dadurch herbeigeführt, dass die von mehreren Soldaten ge- 
meinsam begangenen Subordinationsverletzungen und Desertionen 
ob der grossen Gefährlichkeit, welche in der Verbindung von 
Soldaten zur Begehung von Delicten besteht, als besondere Ver- 
brechen, nämlich als Desertionscomplot, beziehungsweise Meuterei 
bestraft werden. 

Eine besondere Behandlung hat in den verschiedenen Mi- 
litär-Strafgesetzen die Trunkenheit erfahren. Im österreichischen 
Militär-Strafgesetze ist die Trunkenheit, insofern es sich um die 
Frage handelt, ob dieselbe als Strafausschliessungs- oder Straf- 
milderungsgrund aufzufassen ist, wie im allgemeinen Strafgesetz 
geregelt. Die Trunkenheit als solche wird jedoch nach Um- 
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ständen als ein besonderes Militär-Delict bestraft (Verbrechen der 
Pflichtverletzung im Wachdienst, Verbrechen der Störung der 
Zucht und Ordnung, Vergehen wider die Zucht und Ordnung, 
Disciplinarübertretung). Beachtenswerth erscheint die Bestimmung 
des deutschen Militär-Strafgesetzes, dass die selbstverschuldete 
Trunkenheit, wenn es sich um strafbare Handlungen gegen die 
militärische Unterordnung oder um in Ausübung des Dienstes 
verübte militärische oder bürgerliche Delicte handelt, keinen 
Strafmilderungsgrund bildet. 

Die militärischen Strafen sind : Der Tod, Freiheits- und 
Ehrenstrafen (Verlust der Charge, der Ordens- und Ehrenzeichen). 
— Geldstrafen eignen sich für militärische Verhältnisse nicht. 

In Bezug auf die Todesstrafe ist ein Unterschied gemacht, 
indem wegen gemeiner Delicte die Todesstrafe auf die im Straf- 
gesetze bestimmte Art, wegen militärischer Delicte aber von den 
Kameraden mit den militärischen Waffen (durch Erschiessen) 
vollzogen wird. Aehnliche Bestimmungen finden wir bereits 
in den Gesetzen der Römer und in den Militär-Strafvorschriften 
der früheren Jahrhunderte. In jüngster Zeit sind Stimmen gegen 
den Vollzug der Todesstrafe durch die Kameraden laut geworden 
(Setti, Lucchini a. a. 0.). Es wird geltend gemacht, dass der 
Staat, indem er die Todesstrafe durch Erschiessen anordnet, 
dem Verbrecher ein Compliment macht, gleichsam zu ihm 
sprechend : »Du verdienst den Tod, wir können Dich nicht in 
der menschlichen Gesellschaft lassen, allein wir machen mit Dir 
doch eine Ausnahme von den übrigen Verbrechern, indem 
wir Dich auf eine ehrenvolle Art aus der Welt schaffen«. 
Hierdurch erkennt aber der Staat an, dass es eine leichtere 
und eine schwerere, also verschärfte Todesstrafe gibt, Ver- 
schärfungen der Todesstrafe sollen aber nicht vorkommen. 
Endlich wird noch geltend gemacht, dass es sich mit dem Be- 
ruf des Soldaten nicht verträgt, im Frieden Todesstrafen zu voll- 
ziehen. Das Gewicht der angeführten Gründe kann nicht verkannt 
werden. Unserer Ansicht nach soll wegen reiner Militär-Delicte 
die Todesstrafe im Frieden überhaupt nicht verhängt werden. 
Wegen gemeiner DeUcte soll die Todesstrafe nur in schwersten 
Fällen, dann aber auf die gleiche Art wie nach dem allgemeinen 
Strafgesetze stattfinden. Anders im Kriege. Die kriegerischen 
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Verhältnisse werden den Vollzug der Todesstrafe auf eine andere 
Art als durch Erschiessen oft unthunlich erscheinen lassen. Es 
wird daher im Kriege die Todesstrafe durch Erschiessen wegen 
gemeiner und militärischer Delicte zu vollziehen sein. 

Die Freiheitsstrafen sollen in den Militär-Strafgesetzen den 
in den allgemeinen Strafgesetzen angedrohten Freiheitsstrafen 
analog sein. Für militärische Verhältnisse passend erscheint das 
System des deutschen Militär-Strafgesetzes, nämlich: Zuchthaus, 
Gefängnis, Festungshaft und Arrest. Es gibt nämlich Delicte, 
durch welche die militärische Rechtsordnung empfindlich ver- 
letzt wird, welche aber dennoch keinen Ehrenmakel nach sich 
ziehen. Solche Dehcte erfordern eine Strafe von entsprechender 
Dauer, ohne dass jedoch mit derselben Ehrenfolgen verbunden 
sind, oder der Name an gemeine Delicte erinnert. Für solche 
Delicte besteht die Festungshaft als custodia honesta. Im österr. 
Militär^Strafgesetze fehlt eine solche Strafe. — Jedenfalls wird bei 
einer Revision dieses Gesetzes die mit der Verurtheilung durch 
Militär-Gerichte verbundene Beschränkung des bürgerlichen 
Rechtes und der Handlungsföhigkeit aufzuheben sein. Auch die 
sonstigen nachtheiligen Rechtsfolgen wegen Verurtheilung werden 
zeitlich zu beschränken sein. 

Sowohl für die Androhung der Strafe im Gesetze als auch 
für die Ausmessung der Strafe in einzelnen Fällen ist das sub- 
jective Moment des Verschuldens und das objective Moment der 
Grösse des verletzten Rechtes, des Schadens oder der Gefahr 
massgebend. Es wird z. B. der Hochverrath mit bedeutend 
schärferen Strafen bedroht als die schwere körperliche Beschä- 
digung, weil im ersteren Falle der Staat, im zweiten nur eine 
einzelne Persönlichkeit betroffen ist. Die Tödtung eines Menschen 
aus Unvorsichtigkeit erscheint aber geringer bestraft als der 
Diebstahl im wiederholten Rückfalle, weil es sich im letzteren 
Falle nicht um eine vereinzelte Abirrung des Willens vom Ge- 
setze, sondern um einen Kampf des Willens gegen die Rechts- 
ordnung handelt. In den meisten Fällen wird das objective Mo- 
ment mit dem subjectiven sinken und steigen. Je intensiver der 
verbrecherische Wille, desto grösser auch der entstandene oder 
zu besorgende Nachtheil, und umgekehrt. — In den Militär- 
Strafgesetzen wird oft auf das objective Moment des Schadens 
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ein grösseres Gewicht gelegt, als dies in den allgemeinen Straf- 
gesetzen der Fall ist. Der Grund ist, weil der Zweck des Militär- 
Strafrechtes eben der ist, Schaden und Nachtheil von dem Heere 
ferne zu halten, und weil der Soldat nicht nur die Rechtsordnung 
nicht verletzen, sondern auch zu einer Thätigkeit, zu einer 
grösseren Aufmerksamkeit im Interesse des Heeres bestimmt 
werden soll. Das österr. Recht stellt den Grundsatz auf, dass 
Verbrechen nur aus bösem Vorsatze verübt werden können. 
Dieser Grundsatz ist bei Militär-Delicten aufgegeben, indem Mi- 
litär-Verbrechen aus Sorglosigkeit verübt werden können (z. B. Sub- 
ordinationsverletzung durch Nichtvollziehung eines wichtigen 
Dienstbefehles aus Vergesslichkeit). Nach den Bestimmungen der 
Militär-Strafgesetze wird sogar unter Umständen die Unwissen- 
heit, das Entgegenhandeln gegen die Kriegskunst als Verbrechen 
bestraft (§ 277 des österr. Art. 209 u. flg., des franz. M.-St.-G.) 
und nach einem unglücklichen Feldzuge der Feldherr zur Ver- 
antwortung gezogen (Bazaine, Barattieri). Bei der hochwichtigen 
Aufgabe des militärischen Befehlshabers im Kriege finden wir 
diese Bestimmung für gerechtfertigt, wie ja auch der Arzt, der 
Baumeister u. s. w. wegea Fehler in Ausübung seines Berufes 
bestraft wird. Nur sollte man nicht vergessen, dass Mangel an 
Genie nicht strafrechtlich behandelt werden kann. 

Ob der aus der That entstandene Nachtheil ein grosser ist, 
und ob der Wille (richtiger der Grad des strafbaren Verschul- 
dens) besonders strafbar erscheint, muss, was die Militär-Dehcte 
betrifft, nach militärischen Dienstes- und Standesrücksichten be- 
urtheilt werden, da das Militärrecht den Zweck hat, die miUtärische 
DiscipUn im Heere aufrecht zu erhalten. Dies hervorzuheben er- 
scheint uns wichtig, da die militärische Auffassung von der civilen 
Auffassung über den Grad des strafbaren Verschuldens, nament- 
lich, wenn es sich um strafbare Handlungen gegen die militäri- 
sche Unterordnung handelt, oft sehr abweicht. Ebenso wird sich 
bei Verfassung der Militärgesetze nicht ausschliesslich auf den 
juristischen, sondern auch auf den militärischen Standpunkt zu 
stellen sein. 

Besonders strenge erscheinen die > Kriegsgesetze«, unter 
welchen man die für die Kriegszeit angedrohten strengeren Straf- 
bestimmungen versteht. Im Kriege steht die Existenz des Staates 
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auf dem Spiele. Der Nachtheil, welcher aus strafbaren Hand- 
lungen im Kriege entstehen kann, ist daher ein viel grösserer 
als der mögliche Nachtheil im Frieden. Es ist aber auch das 
subjective Verschulden des Soldaten, welcher sich im Kriege, 
da die eigentlichen Aufgaben an den Soldaten herantreten, zu 
strafbaren Handlungen verleiten lässt, ein grösseres. Am streng- 
sten sind die Strafbestimmungen gegen Delicte, welche vor dem 
Feinde oder im Angesichte des Feindes oder während des Kampfes 
mit dem Feinde begangen werden. Die Todesstrafe im Kriege 
gegen besonders schwere Delicte erscheint als ein Gebot der 
Nothwendigkeit. Mit kurzzeitigen Freiheitsstrafen wird im Kriege 
aus naheliegenden Gründen nicht viel anzufangen sein, weshalb 
die Bestimmungen unseres Dienstreglements, nach welchen das 
Disciplinarstrafrecht im Kriege erweitert wird, zutreffend erschei- 
nen. Es werden allerdings im Kriege Delicte begangen, für welche 
die Todesstrafe zu strenge erscheint, da nur zur Zeit des seeligen 
Drakon alle Delicte mit dem Tode bestraft wurden, welche 
Delicte aber andererseits doch zu schwer sind, um im Discipli- 
narwege abgethan zu werden. Wir haben bereits in einem im 
Jahre 1893 in den Jahrbüchern für die deutsche Armee und 
Marine veröffentlichten Aufsatze unsereAnsicht dahin ausgesprochen, 
dass wegen solcher Delicte es dem militärischen Commandanten 
überlassen bleiben soll, je nach Umständen vorzugehen. Wir 
haben dort auch angegeben, dass der Commandant seine Streit- 
kräfte nicht dadurch schwächen wird, dass er Soldaten vor Be- 
ginn des Kampfes in den Arrest schickt, dass sich jedoch auch 
vor dem Mitführen eines Gefechtsproletariates zu hüten sein wird, 
wodurch Disciplinlosigkeit entstehen könnte, und endlich dass 
gegen Chargen, die sich unehrenhafter oder überhaupt solcher 
strafbarer Handlungen schuldig machen, dass sie nicht mehr ohne 
zu besorgenden Nachtheil für den Dienst in ihrer militärischen 
Stellung belassen werden können, sofort einzuschreiten sein wird. 

Der Grundsatz, dass die Strafbarkeit von dem subjectiven 
Verschulden und dem objectiven Moment des Schadens abhängt, 
kommt bei allen Militär-Delicten zur Geltung. . 

Die Desertion (Fahnenflucht) besteht nach österreichischem 
und deutschem Mititär-Strafgesetz darin, dass der Soldat sich 
von seiner Truppe (seinem Commando u. s. w.) in der Absicht 
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entfernt oder entfernt hält, um sich seiner Dienstpflicht für immer 
(dauernd) zu entziehen. Fehlt diese Absicht, so liegt nur das 
minder strafbare Vergehen der eigenmächtige Entfernung vor. Da 
die Desertions-Absicht sich oft schwer erweisen lässt, und die 
blosse Thatsache des unerlaubten Entferntseins auch nachthei- 
lige Folgen haben kann, wird die eigenmächtige Entfernung, 
namentUch bei längerer Dauer der Abwesenheit, gesetzlich so 
zu bestrafen sein, dass das Maximum der Strafe mit dem Mini- 
mum der für die Desertion bestimmten Strafe zusammenfallt. 
Die Desertion ist sowohl nach militärischer als auch nach allge- 
mein rechtlicher Auffassung ein schweres Delict. Es erscheint 
daher gewiss gerechtfertigt, wenn die Fahnenflucht den Verlust 
der militärischen Charge und der Ehrenzeichen zur Folge hat, 
stets als Verbrechen und namenthch im Rückfall mit strengen 
Freiheitsstrafen bedroht ist. Auch dagegen erscheint nichts ein- 
zuwenden, wenn die Selbstmeldung — jedoch nur innerhalb 
einer bestimmten im Gesetze anzugebenden Zeit — als Milderungs- 
grund aufgefasst wird. Nach deutschem Militär- Strafgesetze ist 
die Fahnenflucht im Felde mit dem Tode bedroht: im Rückfalle! 
wenn die frühere Fahnenflucht ebenfalls im Felde geschah, dann 
wenn der fahnenflüchtige Soldat zum Feinde übergeht, und wenn 
die Fahnenflucht vom Posten vor dem Feinde erfolgt. (Hierüber 
sowie über das deutsche M.-St.-G. überhaupt vergleiche: Hecker, 
Lehrbuch 1887.) Nach unserer Ansicht erscheint es aber ge- 
rechtfertigt, wenn auch die Fahnenflucht aus einer belagerten 
Festung oder überhaupt im Angesichte des Feindes und die 
Fahnenflucht eines Officiers im Kriege mit dem Tode bestraft 
wird. Dem höheren militärischen Commandanten soll es auch 
gesetzlich gestattet sein, strengere Strafe zu verhängen, beziehungs- 
weise das Standrecht zu publiciren, wenn Desertionen um sich 
greifen. Dagegen ist die Todesstrafe im Frieden zu strenge, da 
der mögliche Nachtheü aus einer Desertion mit dem Leben eines 
Menschen in keinem Verhältnisse steht. (Damianitsch, Studien 
über das Militär-Strafrecht 1 862 und Weist, das Heeres-Strafrecht 
1892.) Die Verjährung soUte nicht ganz ausgeschlossen w^erden. 
Zu beginnen hätte die Verjährung mit dem Tage, an welchen 
der Deserteur seine Dienstzeit erfüllt haben würde (§ 76 des 
deutschen M.-St.-G.). Von besonderer Gefälirlichkeit ist die von 
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mehreren Soldaten gemeinsam unternommene Desertion, weshalb 
dieselbe, wie bereits erwähnt, von den verschiedenen Militär- 
Strafgesetzen als ein besonderes Delict (Desertionscomplot) nach 
Analogie der Desertion, jedoch strenger als diese bestraft wird. 

Ein der Desertion dadurch ähnliches Delict, dass die Ab- 
sicht dahin gerichtet ist, sich dem Militär-Dienst zu entziehen, 
ist die Selbstbeschädigung. Auch bei diesem Delicte kommt es 
auf das subjective Moment, nämlich die bereits erwähnte Absicht, 
und auf das objective Moment der wirklich herbeigeführten 
Dienstuntauglichkeit an, indem die Absicht sich dem Militär-Dienst 
zu entziehen, zum Wesen des Delicts gehört, während von dem 
Grade der Dienstuntauglichkeit die grössere oder geringere Strafe 
abhängt. Jedenfalls erscheint die Selbstbeschädigung wie die 
Desertion, ja noch mehr als diese, vom militärischen und all- 
gemein rechtlichen Standpunkte strafbar. Die Bestrafung als Ver- 
brechen mit empfindlichen Freiheitsstrafen erscheint daher ge- 
rechtfertigt. 

Die zweite grosse Gruppe der Militär-Delicte besteht in der 
Verletzung des dem Vorgesetzten schuldigen Gehorsams und der 
auch dem Höheren gebührenden Achtung. Hierher gehören die 
Delicte der Subordioationsverletzung, der Meuterei und Empörung 
nach deutschem Militär-Strafrechte »Die strafbaren Handlungen 
gegen die Pflichten der militärischen Unterordnung.« Zum 
richtigen Verständnis des österreichischen «Militär- Strafrechtes ist 
— nebenbei bemerkt — nöthig, was die Begriffe »Vorgesetzter« und 
»Höherer« betrifft, das zur Zeit der Abfassung desselben bestan- 
dene Dienstreglement vom Jahre 1808 zu berücksichtigen. 

Bei keinem anderen Delicte tritt der Unterschied zwischen 
dem allgemeinen und dem militärischen Strafrechte so deutlich 
hervor, als bei dem Delicte der Subordinationsverletzung. Hand^ 
lungen, welche im Civile nur eine geringfügige Freiheits- oder 
eine Geldstrafe von nur wenigen Gulden nach sich ziehen (Verbal- 
injurien), werden von den Militär-Strafgesetzen, wenn sie gegen 
den militärischen Vorgesetzten, namentlich aber im Dienste be- 
gangen werden, mit langen und schweren Freiheitsstrafen ge- 
ahndet. Wenn von civiler Seite gegen die Strenge der militärischen 
Strafen gegen Subordinationsverletzung geeifert wird, so bekundet 
dies meist eine laienhafte Auffassung der militärischen Verhält- 
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nisse. Die Disciplin im Heere mit seinem festgefügten Verhält- 
nisse der Personen untereinander ist eben etwas anderes als die 
Rechtsordnung im Staate mit seiner freien Association. Die 
Strafen gegen die Subordinationsverletzung sind zur Erhaltung 
der Disciplin im Heere nothwendiger Weise strenge. »Es muss 
zugegeben werden, dass es einer ungemein starken Autorität 
bedarf, um Tausende von Menschen zu bestimmen, unter den 
schwierigsten Verhältnissen, unter Leiden und Entbehrungen, 
(lesundheit und Leben an die Ausführung eines gegebenen Be- 
fehles zu setzen. — . . . Autorität von oben und Gehorsam von 
unten, mit einem Worte Disciplin ist die ganze Seele der 
Armee« (Moltke). Nur ein gut disciplinirtes Heer gibt dem Staate 
die Macht, die Rechtsordnung aufrechtzuerhalten und seinen 
sonstigen Aufgaben zu entsprechen. Man kann daher auch sagen, 
dass der moderne Staat auf den Strafen gegen Subordinations- 
verletzung beruht. 

In Berücksichtigung des subjectiven Momentes des Ver- 
schuldens und des objectiven Momentes des Nachtheiles oder der 
Gefahr wird unterschieden: ob die Subordinationsverletzung 
begangen ist durch Achtungsverletzung oder Beleidigung, — 
durch Ungehorsam, — oder endlich durch thätliche Vergreifung. 

Der Soldat vergeht sich gegen die Pflichten der militärischen 
Unterordnung durch Achtungsverletzung gegen den Vorgesetzten 
(z. B. Nichtleistung der vorgeschriebenen Ehrenbezeugung, lautes 
Dawiderreden auf eine erhaltene Zurechtweisung) noch mehr aber 
durch Beleidigung (Beschimpfung) desselben. Am strafbarsten ist 
die Achtungsverletzung oder Beleidigung, wenn sie aus Anlass 
des Dienstes oder im Dienste (namentlich unter dem Gewehre 
oder vor der versammelten Mannschaft) begangen wird, weil 
hierdurch ein hoher Grad der subordinationswidrigen Gesinnung 
bekundet wird und auch ein nachtheiliger Eindruck auf andere 
Soldaten zu besorgen ist. — Das französische Militär-Strafgesetz 
(Art. 224) bestraft Beleidigungen im Dienste mit Freiheitsstrafen 
bis zu 10 Jahren. Nach deutschem Militär-Strafgesetze ist die 
Achtungsverletzung oder Beleidigung in leichteren Fällen zwar 
im Disciplinarwege strafbar, in schweren Fällen tritt jedoch wegen 
Achtungsverletzung Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren, und wegen 
Beleidigungen sogar bis zu 5 Jahren ein. Am mildesten in dieser 
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Beziehung ist das österreichische Militär-Strafgesetz, indem 
Beleidigungen des Vorgesetzten, wenn mit der Beleidigung nicht 
zugleich eine Gehorsamsverweigerung oder Vergreifung verbunden 
ist, bloss als Vergehen mit Arrest von 1 Woche bis zu 6 Monaten 
bestraft werden, mit welcher Strafe allerdings auch der Chargen- 
Verlust verbunden werden kann. Strengere Strafbestimmungen 
gegen nach militärischen Standesbegriffen besonders strafbar er- 
scheinende Fälle der Beleidigung des Vorgesetzten würden uns 
gerechtfertigt erscheinen. 

Die zweite Art der Subordinationsverletzung ist der Unge- 
horsam. In Bezug auf die Strafen gegen Ungehorsam wird in 
den bestehenden Militär-Strafgesetzen unterschieden, ob die That 
im Kriege oder im Frieden begangen wurde, ob es sich um den 
eigentlichen Ungehorsam oder um Nichtbefolgung eines Befehles 
in Dienstsachen aus Vergesslichkeit handelt, und endlich ob eine 
blosse Nichtbefolgung eines solchen Befehles oder eine ausdrück- 
liche Verweigerung des Gehorsams vorliegt. Im letzteren Falle 
wird von einigen Müitär-Strafgesetzen als besonders erschwerend 
angenommen, wenn die Gehorsamsverweigerungunterdem Gewehre 
oder vor der versammelten Truppe stattfand. Die Verweigerung 
des Gehorsams auf einen vor dem Feinde . erhaltenen Befehl 
wird auch von den aus neuester Zeit stammenden Militär-Straf- 
gesetzen (z. B. dem des deutschen Reiches) mit dem Tode be- 
straft. Es erscheint aber auch gerechtfertigt, die Gehorsamsver- 
weigerung im Kriege überhaupt bei entstandenem grossen Nach- 
theile, wenn dies vom Thäter vorhergesehen wurde, mit dem Tode 
zu bestrafen. Nur sollte die Todesstrafe nicht „nach Umständen" 
angedroht werden, so dass es in das Ermessen des Richters 
gestellt ist, wann auf die Todesstrafe zu erkennen ist. Hingegen 
dürften einfache Fälle des Ungehorsams im Frieden, namentlich 
wenn der Befehl nicht den eigentlichen militärischen (Waffen-) 
Dienst betrifft, als Vergehen und zwar bei Vorhandensein 
besonders mildernder Umstände, auch im Disciplinarwege zu. be- 
strafen sein. 

Ein schwerer Fall der Subordinationsverletzung hegt vor, 
wenn der Untergebene an dem Vorgesetzten sich vergreift. Auch 
hier wird zu unterscheiden sein, ob die Handlung im Frieden 
oder im Kriege, ob ausser dem Dienste oder im Dienste (im 
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letzterem Falle ob vor der versammelten Truppe, unter dem 
Gewehre) verübt wurde. Nach österreichischem und französischem 
Militär-Strafgesetze wird die gewaltthätige Vergreifung im Dienste 
oder auf einen erhaltenen Dienstbefehl im Kriege und im Frieden, 
nach deutschem Militär-Strafgesetze nur im Kriege mit dem Tode 
bestraft Wegen Thätlichkeiten ausser dem Dienste treten ver- 
schieden bemessene Freiheitsstrafen ein. Wegen Mordversuch ist 
nach österreichischem Militär-Strafgesetze die Todesstrafe ange- 
droht, — ist der Tod des Vorgesetzten beabsichtigt und auch 
eingetreten, so liegt Mord vor. 

Die Reizung des Untergebenen seitens des Vorgesetzten 
wird bei Subordinationsverletzungen jedenfalls als Milderungs- 
umstand aufzufassen sein. Dem Untergebenen kann auch das 
Recht der Nothwehr gegen gewaltthätige Angriffe des Vorgesetzten 
nicht abgesprochen werden, wiewohl namentlich im Dienste 
jedes Ueberschreiten der Nothwehr aus Furcht, Schreck oder 
Bestürzung den Untergebenen nicht straflos machen kann. Die 
Nothwehr ist durch das Unterordnungsverhältnis beschränkt. Es 
wird daher in jedem einzelnen Falle nach Erwägung aller Um- 
stände zu entscheiden sein, ob das Recht der Nothwehr oder 
die Pflicht der Subordination überwog. Eine allgemeine Norm 
lässt sich schwer aufstellen. Hingegen ist aus Gründen der 
militärischen Nothwendigkeit das Nothwehrrecht der militärischen 
Vorgesetzten erweitert, indem denselben nicht nur zur Abwehr 
thätlicher Angriffe seitens der Untergebenen sondern zum Schutze 
der Disciplin und der öffentlichen Ordnung im Falle der äussersten 
Noth und dringendsten Gefahr der Waffengebrauch gestattet ist. 

Als ein Fall der Subordinationsverletzung wird behandelt, 
wenn der Untergebene den Vorgesetzten im Dienste oder aus 
Anlass des Dienstes zum Zweikampfe fordert. Es ist dies ein Fall 
der Herausforderung, welcher ob der Achtungsverletzung des 
Vorgesetzten auch nach militärischen Begriffen strafbar ist. 

Nach deutschem Militär-Strafgesetze werden strafbare Hand- 
lungen gegen eine Mihtärwache so bestraft wie die gleichen Hand- 
lungen gegen Vorgesetzte. Unser österreichisches Militär- Straf- 
gesetz behandelt wohl passender die Widersetzlichkeit und das 
achtungswidrige Betragen gegen eine Militärwache als ein eige- 
nes MilitärDelict. In der Regel erscheinen Delicte gegen eine 
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Militärwache, welche zum Schutze der öflfentUchen Ordnung und 
Sicherheit aufgestellt ist, noch strafbarer als Insubordinationen. 

Die Disciplin fordert mit Nothwendigkeit, dass der Unter- 
gebene, welcher den Vorgesetzten beleidigt, oder demselben den 
Gehorsam versagt, strenge zur Verantwortung gezogen werde. 
Ebenso aber ist es ein Gebot der DiscipHn, dass der Vorgesetzte, 
welcher den Untergebenen misshandelt oder beleidigt, Strafe er- 
leidet. Durch Misshandlungen der Untergebenen wird der gute 
Geist des Heeres untergraben, zu strafbaren Handlungen provocirt 
und den militärfeindlichen Parteien die willkommene Veranlassung 
zu Angriffen gegen das Heerwesen geboten. Die Strafbestimmun- 
gen der Militär-Strafgesetze gegen Misshandlungen der Unterge- 
benen sind, wie wir bereits oben angedeutet haben, entsprechend 
strenge. Das österreichische Militär-Strafgesetz bestraft Miss- 
handlungen der Untergebenen im Dienste mit Kerker von sechs 
Monaten bis zu einem Jahre, bei Vorhandensein der im Gesetze ange- 
gebenen besonderen Erschwerungsumslände mit schwerem Kerker 
bis zu fünf, und auch bis zu zehn Jahren. Nach französischem 
Militär-Strafgesetze wird die Misshandlung Untergebener mit Ge- 
fängnis bis zu fünf Jahren geahndet (Art. 229. Vergleiche auch 
§§ 122 und 123 des deutschen M.-St.-G.). Wir halten eine strenge 
Bestrafung dieses Delictes für vollkommen gerechtfertigt, allein 
es darf auch hier nicht die Leidenschaft die Stelle der Gerech- 
tigkeit vertreten. Für schwere Fälle, bei welchen sich Gemüths- 
roheit zeigt, sollen empfindliche Strafen, verbunden mit Chargen- 
verlust eintreten. Bei leichteren Fällen soll jedoch das Gesetz 
die Möglichkeit bieten, geringere Strafen eintreten zu lassen. 

Von besonderer Wichtigkeit für den militärischen Dienst- 
betrieb ist der Wachdienst. Wir finden es daher vollkommen 
gerechtfertigt, dass das österreichische Militär-Strafgesetz die 
Pflichtverletzung im Wachdienste als ein besonderes Militär-Delict 
behandelt, während nach anderen Militär-Strafgesetzen einzelne 
Fälle der Pflichtverletzung im Wachdienste unter andere Militär- 
Delicte eingereiht sind. — Auch bei diesem Delicte kommt es, 
was die Strafen betrifft, darauf an, ob es in Kriegs- oder Friedens- 
zeit begangen wurde, und ob ein Schaden oder Nachtheil ent- 
standen ist oder doch zu besorgen war. Die Todesstrafe für 
schwere Fälle erscheint gerechtfertigt. Zu strenge erscheint es 
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aber, wenn einfache Fälle in Friedenszeiten ohne Rücksicht auf 
einen Nachtheil, als Verbrechen bestraft werden. 

Ein reines Militär-Delict (d. h. ein Delict, welches nur von 
Soldaten begangen werden kann) ist die Feigheit, unter welcher 
die Verletzung einer Dienstpflicht aus Besorgnis für die persön- 
liche Sicherheit verstanden wird. Wir haben bereits oben gehört, 
dass die Tapferkeit stets als Tugend gepriesen wurde, als Ver- 
brechen aber kann der Mangel an Tapferkeit nur bei Soldaten 
gestraft werden, deren Pflicht es ist, wenn nöthig, sich für die 
Allgemeinheit aufzuopfern. Man kann vielleicht einwenden, dass 
die Feigheit Gemüthsstimmung und im Nervensystem begründet 
ist. Jedenfafls könnte sich die positive Rechtsschule für die Be- 
hauptung, dass die Strafe nur eine Staatsnothwendigkeit ist, und 
dass es auf einen freien Willen nicht ankommt, auf die in allen 
Miliiär-Strafgesetzen vorkommenden strengen Strafbestimmungen 
gegen die Feigheit berufen. Die Strafen gegen Feigheit beruhen 
allerdings auf Staatsnothwendigkeit, allein der Feigling ist doch 
nicht von jedem persönlichen Verschulden freizusprechen, indem 
er bei Ueberlegung seiner Pflichten doch auch anders handeln 
konnte. Jedenfalls kommt bei der Bestrafung der Feigheit auch 
der Gedanke der Vergeltung wegen der Nichterfüllung der Pflicht 
gegen das Vaterland zur Anwendung. Strafen gegen die Feigheit 
sollten nicht nur tür die Kriegs-, sondern auch für die Friedens- 
zeit vorgesehen sein. Selbstverständlich ist im Kriege die Straf- 
barkeit eine bedeutend grössere. 

In ein neues MUitär-Strafgesetz wären auch Bestimmungen 
zum Schutze der durch das Völkerrecht anerkannten rechten 
Weise der Kriegführung aufzunehmen, z. B. Strafbestimmungen 
gegen Beraubung und Misshandlung der Gefangenen, gegen die 
Verstümmelung von Todten, gegen Anwendung verbotener Waffen, 
gegen den Bruch der Genfer Convention u. s. w. Die Anwendung 
dieser Strafen wird allerdings auch durch die Art der Kriegs- 
führung des Gegners bestimmt werden. 

Es kann nicht als unsere Aufgabe angesehen werden, alle 
MilitärDelicte hier ausführlich zu besprechen. Das Gesagte dürfte 
aber zum Nachweis genügen, dass auch bei Militär-Delicten, so- 
wohl was die gesetzhche Bestimmung der Strafe als auch was 
die richterliche Ausmessung derselben betrifft, der Grad des sub- 
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jectiven Verschuldens und das objective Moment des Nachtheiles 
oder Schadens in Betracht kommt, und ferner, dass das Militär- 
recht das allgemeine Recht zur Grundlage hat, dass jedoch, ob- 
wohl das Rechtsprincip dasselbe ist, Verschiedenheiten bestehen, 
denn die wahre Sprache der Gerechtigkeit ist: »Ungleiches nie- 
mals gleich machen«. 

Eine Ergänzung des Militär-Strafrechtes bildet das Dis- 
ciplinar-Strafrecht. Als Verbrechen oder Vergehen kann nur 
diejenige Handlung oder Unterlassung bestraft werden, welche 
im Straf-Gesetze ausdrücklich als Verbrechen oder Vergehen 
erklärt ist. Die Anforderungen der Disciplin sind so vielfach 
und so verschiedenartig, dass es unmöglich ist, alle Handlungen 
oder Unterlassungen, durch welche die Disciplin verletzt wird, 
im Gesetze aufzuzählen. Dem persönlichen Urtheil des militäri- 
schen Vorgesetzten; welcher mit einem Commando betraut und 
daher für die Disciplin verantwortlich ist, muss es daher über- 
lassen bleiben, zu entscheiden, ob eine Handlung, wenn sie auch 
nicht im Gesetze als Verbrechen oder Vergehen erklärt ist, gegen 
die Disciplin verstösst und daher im Disciplinarweg strafbar ist. 
Es tritt daher im Disciplinar-Strafrechte das persönliche Urtheil 
an die Stelle des objectiven Rechtes. 

Disciplinarübertretungen können aber, wenn sie sich wieder- 
holen; für die Disciplin im hohen Grade gefährlich sein. Das öster- j 
reichische Militär-Strafgesetz enthält daher die ganz passende Be- 
stimmung, dass Disciplinarübertretungen im wiederholten Rückfalle 
als Vergehen gerichtlich bestraft werden können (§§ 269 h, 
292). Mit der gerichtlichen Verurtheilung kann auch der Chargen- 
Verlust verbunden werden, welcher im Frieden im Disciplinar- 
wege nur auf Grund des Warnungs-Constituts, wobei dem Ver- 
warnten eine Besserungsfrist bestimmt wird, eintreten kann. 

Der Zusammenhang zwischen dem gerichtlichen und dem Dis- 
ciplinarstrafrechte macht sich noch in anderer Weise geltend. Es 
gibt nämlich Handlungen, welche im Gesetze als Vergehen er- 
klärt sind, für welche aber ob der die That begleitenden Um- 
stände eine geringe Strafe genügt. Es ist gestattet, derartige 
Vergehen (militärische und gemeine), welche im concreten Falle 
mit nur dreimonatlichem Arrest (ohne Chargenverlust) zu bestrafen 
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wären, im Disciplinarwege abzuthun. Wegen Handlungen aus 

Gewinnsucht gelten besondere Bestimmungen. 

Das Disciplinar-Strafrecht muss, soll es zweckentsprechend 

sein, auf dem Princip der Gerechtigkeit beruhen. Die wichtigsten 

Grundsätze sind: 

1. Die Disciplinarstrafen müssen in den Vorschriften genau 
bestimmt sein. 2. Die Strafbehigniase der militärischen Comman- 
danten müssen genau umgrenzt sein. 3. Strafen sollen nur 
nach erbrachtem Schuldbeweis verhängt werden, wobei es na- 
türlich auf eine gerichtsordnungsmässige Herstellung des Schuld- 
beweises nicht ankommt. 4. Die Strafe muss dem Verschulden 
angemessen sein (Individualisirung). 5. Dem Bestraften soll nach 
V^erbüssung der Strafe ein Beschwerderecht zustehen. 

Die Hauptsache ist auch hier Gerechtigkeitssinn und ge- 
sunde Urtheilskraft. 



Bangelmaie r, Philosophie des Militärrechtes. 



IX. Die Aufgabe der Gegenwart 

»Die Gegenwart ist eine mächtige Göttin«. 

Goethe. 

Es obliegt uns noch die Beantwortung der Frage, welche 
Anforderungen die Gegen^vart an das Militärrecht stellt. 

Das Militärrecht soll, wie das Recht überhaupt, dem Zeit- 
geiste entsprechen. Unter Zeitgeist verstehen wir die Summe der 
ein Zeitalter bestimmenden Ideen, welche sich aus den herr- 
schenden rechtlichen, sittlichen, religiösen, wissenschaftlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnissen ergeben. Der Zeitgeist ist allmäch- 
tig, gegen den Zeilgeist zu schwimmen, wäre ein fruchtloses 
Bemühen. 

Verschieden von dem Zeitgeiste ist aber die schwankende 
und rasch wechselnde Tagesmeinung der Menge. Es ist zwar 
ein altes Sprichwort: »vox populi, vox dei«, — womit gesagt 
sein soll, dass des Volkes Stimme immer das Wahre und Gute 
bedeutet. Wir können aber dieses Sprichwort nicht unbedingt 
als ein Wahr wort gelten lassen. Demagogen wissen nur zu leicht, 
die grosse urtheilslose Menge für ihre Meinung zu begeistern 
und geben dann ihren Geist mit Vorliebe als Zeitgeist aus, wie 
Altmeister Goethe richtig bemerkt: 

»Was Ihr den Geist der Zeiten nennt 
Das ist der Herrn eigner Geist«. 

Die alle (beschichte, die Geschichte der französischen Re- 
volution, namentlich aber die Gegenwart geben hinreichende 
Beispiele dafür, wie unsicher die vox populi ist, und dass ihre 
Rathschläge nicht immer die besten sind. Mehr als jemals früher 
lässt die Menge gegenwärtig sich durch volltönende Wortschellen 
und Flausen verführen. Allgemeine Mode- und Stichworte, als: 
»Maximation der Glückseeligkeit«, oder wie Büchner sagt: 
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»grösstmögliche Wohlfahrt für Alle«, oder »allgemeine Menschen- 
rechte«, »Fortschritt und Weltbürgerrecht« bethören leicht die 
Menge. Fragt man aber einen aus dem Volke, was er unter 
diesen Worten verstehe, so erhält man entweder keine oder 
eine ausweichende oder eine »populäre«, d. h. nichts sagende, 
von den Demagogen eingelernte Antwort. Nicht anders verhält 
es sich, wenn die Socialisten und die Verehrer der Idee des 
ewigen Friedens, und neuerdings auch der dem Mysticis- 
mus verfallene russische Dichter Tolstoi die Abschaffung der 
Heere und die Einführung einer Volkswehr oder einer Welt- 
armee predigen mit der Motivirung, dass der Militarismus 
der Feind der heutigen Civilisation ist. Also durch Wortschellen 
und Flausen wird die öffentliche Meinung beeinflusst. Leider 
huldigen aucli Gelehrte der öffentlichen Meinung. Eine Selbst- 
Ironie ist es, wenn diese Gelehrten auf das Titelblatt eines ihrer 
Werke den Satz: »vitam impendere vero« setzen, welchen Satz 
allerdings Schopenhauer als Devise gebrauchen konnte. 

Wenn man der schwankenden und wandelbaren vox populi 
folgte, würde man einem Irrlicht nachgehen. Wer aber Irrlichtern 
folgt, geräth leicht in den Sumpf. 

Der Unterschied zwischen dem Zeitgeiste, welcher einem 
Zeitalter unstreitbar sein Gepräge aufdrückt, und der vox populi 
besteht darin, dass die vox populi meist nur eine ephemere, 
meist nur locale und künstlich hervorgebrachte Erscheinung ist, 
während der Zeitgeist durch grosse Ereignisse, Erfindungen oder 
Entdeckungen (wie z. B. die Erfindung der Buchdruckerkunst, 
des Pulvers, die Entdeckung Amerikas, die Erfindung der Dampf- 
maschine u. s. w.) vorbereitet wird, sich langsam entwickelt und 
einen mehr constanten und universellen Charakter hat. Die vox 
populi ist der Ruf der Menge, in welchen hochgebildete und 
ruhig denkende Männer nicht einstimmen. Dem Einflüsse des 
Zeitgeistes aber kann sich Niemand entziehen. 

Dem Zeitgeiste der Gegenwart entspricht ein Strafrecht, 
welches sich gleich ferne hält von der »frischen Grausamkeit 
des Mittelalters« sowie von einer weichlichen, an Feminismus 
grenzenden Philantropie, kurz ein Strafrecht, welches nicht nur 
die Rechte des Individuums, sondern auch die Interessen des 
Staates und der Gesellschaft berücksichtigt. 

7* 
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Ueber das materielle Strafrecht haben wir bereits im 
vorigen Capitel gesprochen und haben dort ausgeführt, dass nach 
den rechtlichen Anschauungen der Gegenwart das allgemeine Straf- 
recht die Grundlage des Militär-Strafrechtes bildet, dass jedoch 
durch die Eigenart des Heeres, namentlich durch den Geist und 
die Zweckbestimmung desselben nothwendigerweise Modificationen 
des allgemeinen Rechtes herbeigeführt werden, deren Inbegriff 
das eigentliche Militär-Strafrecht ausmacht. Wir haben dort auch 
bereits ausgeführt, welche Reformen in Bezug auf das Strafsystem 
und die Strafen, ferner die systemjatische Eintheilung und die 
Begriffsbestimmung der Delicte nöthig erscheinen, und haben an- 
gedeutet, dass es auch nothwendig erscheine, den Grundsätzen 
des Völkerrechtes entsprechende Strafbestimmungen gegen feind- 
liche Personen und gegen Sachen im Feindeslande vorzusehen. 
Endlich haben wir auch kennen gelernt, welche Anforderungen 
die Gegenwart an das Disciplinar- Strafrecht stellt. 

Eine ziemlich reichhaltige Literatur hat die Reformfrage des 
Militär-Strafprocesses hervorgerufen. Wir wollen hier nur 
erwähnen : Friccius, Geschichte des deutschen Kriegsrechtes 1848, 
— Damianitsch, Studien, 1855, — Hilse, Die leitenden Grundsätze 
des deutschen Militär-Strafverfahrens, 1868, — Bothe, Der 
preussische Militär-Strafprocess, 1878, -— Reinsdorff, Zur Frage 
des Militär-Strafprocesses, 1885, ~ Fuld, Die Regelung des 
Militär-Strafverfahrens, 1892, — Qeinow, Zur Frage des Militär- 
Strafprocesses, 1894. — Auch der Wiener Advocat Dr. Weisl 
hat sich eifrig mit der Reform-Frage des Militär-Strafprocesses 
beschäftigt, die ausländischen Militär-Strafprocessordnungen (Frank- 
reichs, Russlands, Preussens, Bayerns u. s. w.) besprochen und 
auch positive Reform-Vorschläge aufgestellt (»Vorschläge zur 
Regelung des Militär-Strafverfahrens«, 1893). Das umfangreichste, 
aber leider noch immer nicht vollendete Werk ist : »Der Militär- 
Strafprocess in Deutschland und dessen Reform von Dr. v. 
Marck< (1893). 

Juristische und militärische Schriftsteller stehen einander 
meist gegenüber. W^ährend erstere die Civil-Strafprocessordnung 
als allein seeligmachende Processart glorificiren, und den Militär- 
Strafprocess ganz nach dem Muster des Civil-Strafprocesses 
formen wollen, betonen die militärischen Schriftsteller die 
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militärische Disciplin und halten die Uebertragung der Formen 
des Civil-Strafprocesses auf militärische Verhältnisse für nicht 
thunlich. 

Denselben Gegensalz finden wir, was das deutsche Reich 
betrifft, zwischen der preussischen und der bayrischen Militär- 
Strafprocessordnung. 

Der preussische Militär-Strafprocess, welcher bekanntlich 
mit dem unserigen in vielfacher Beziehung übereinstimmt, beruht 
auf dem Inquisitionsprincip. Die Untersuchung wird von dem 
militärischen Commandanten angeordnet, eine besondere Staats- 
anwaltschaft, welche die Anklage zu vertreten hätte, existirt 
nicht, die Verlheidigung ist vielfach beschränkt, die Oeffentlich- 
keit ist ausgeschlossen, über Schuld und Strafe entscheidet ein 
Schöffengericht, das Urtheil wird durch die Bestätigung des 
militärischen Commandanten rechtskräftig, Rechtsmittel stehen 
den Personen des Soldatenstandes nicht zu. 

Die Gesetzgebung Bayerns hat die möglichste Annäherung 
des militärischen Strafprocesses an den bürgerlichen angestrebt. 
Die Hauptverhandlung ist mündlich und öffentlich, die Anklage 
wird von einem Militär-Anwalt vertreten, die Vertheidigung ist 
im vollen Umfange zulässig. Ueber schwere Delicte entscheiden 
Geschworene. 

In Deutschland ist man darüber einig, dass eine Reform 
der Militär-Strafprocessordnung nöthig ist, und zwar nicht nur 
aus juristischen Gründen, sondern auch vom Standpunkte der 
Rechtseinheit in der Armee. Gewöhnlich pflegt man zu sagen, 
dass die preussische Militär-Strafprocessordnung allzu militärisch, 
die bayrische hingegen allzu civilistisch ist, und dass es nun- 
mehr gilt, die Diagonale des Parallelogrammes zwischen den 
militärisch-technischen und den juristisch-technischen Anforde- 
rungen zu finden. Dies ist ebenso richtig, als es andererseits 
wahr ist, dass man in Deutschland schon lange diese Diagonale 
sucht. 

Wir können unsere Ansicht über die Frage, wie die Reform 
der Militär-Strafprocessordnung durchzuführen ist, hier nicht 
ausführlich entwickeln und wollen uns nur auf einige ganz all- 
gemeine Bemerkungen beschränken. 
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Keine bestehende Militär-Strafproeessordnung kann ein 
Muster für ein neu zu schaffendes Gesetz abgeben. Die Gesetz- 
gebungen Frankreichs, Itah'ens, Bayerns und Russlands haben 
zwar den Versuch gemacht, die modernen Principien der Anklage, 
Mündlichkeit, Oeffentlichkeit u. s. w, einzufahren, allein diese 
Worte sind eben keine Zauberformel, mit welcher man ein 
gutes, auch den militärischen Zwecken entsprechendes Gesetz 
heraufbeschwören kann. Es kommt auf die Durchführung dieser 
Principien in den verschiedenen Stadien des Processes und die 
Anpassung derselben an die militärischen Verhältnisse an. Das 
französische Gesetz hat den Versuch gemacht, das rechtsgelehrte 
Element ganz abzuschaffen, und gleicht schon aus diesem Grunde, 
— ganz abgesehen von den sonstigen Gebrechen, namentlich im 
Vorverfahren — einem mit juristischem Firniss überzogenen 
Disciplinarverfahren. Das Gleiche gilt von der italienischen Militär- 
Strafproeessordnung. Die Positivisten in Italien haben sich bereits 
gegen die bestehende Militär-Strafproeessordnung ausgesprochen, 
namentlich gegen die commissione d'inchiesta, durch welche der 
Process im hohen Grade aufgehalten wird. Der bayrische 
Militär- Process ist aber, wie bereits bemerkt, allzu civilistisch 
und daher für militärische Verhältnisse zu schwerfällig. Der 
preussische Militär-Strafprocess beruht aber auf veralteten 
Principien, welche dem Zeitgeiste der Gegenwart nicht entsprechen. 

Eine Einigung zwischen militärischen und juristischen An- 
sichten wird wohl dann erzielt werden, wenn einerseits in Be- 
tracht gezogen wird, dass der Satz, dass das allgemeine Recht 
die Grundlage des Militärrechts bildet, auch in Bezug auf den 
Militär-Strafprocess gilt, und daher die Civil- und die Militär- 
Strafproeessordnung auf gleichen Principien beruhen soll, — und 
andererseits aber gewürdigt wird, dass Geist und Zweck des 
Heeres auch hier, sowie im materiellen Strafrechte Modificationen 
herbeiführen, und dass ein Militär-Strafprocess doch zunächst 
militärisch sein, d. h. den militärischen Verhältnissen und der 
Eigenart des Heeres entsprechen soll. Auch dürfen Institute, 
welche zwar im allgemeinen Rechte noch bestehen, von der 
wissenschaftlichen Literatur aber bereits als Fehlgriffe anerkannt 
sind, wie z. B. die Geschworenen-Gerichte, nicht in eine neu 
zu schaffende Militär-Strafproeessordnung aufgenommen werden. 
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DieReformdes ehrenräthlichen Verfahrens, welches 
für das Heer gewiss nicht minder wichtig ist als das Strafrecht, 
hätte nach Analogie des Militär-Strafprocesses zu erfolgen, denn 
auch hier handelt es sich um die Beantwortung der Frage, ob 
eine bestimmte Handlung begangen wurde, und um einen ürtheils- 
spruch, zwar nicht nach den Paragraphen eines Gesetzes 
sondern nach den ungeschriebenen Grundsätzen der Ehre. 

Die in neuester Zeit in Parlamenten, in der Tagespresse und 
in der wissenschaftlichen Literatur vielfach ventilirte Frage, ob die 
Militär-Jurisdiction sich nur auf die Militär-Delicte oder 
auch auf andere strafbare Handlungen der activen Militär-Per- 
sonen zu erstrecken habe, haben wir bereits anderwärts be- 
antwortet (»Militärrechtliche und militär-ethische Abhandlungen«) 
und können uns hier darauf beschränken, zu wiederholen, dass 
die Militär-Gerichtsbarkeit alle strafbaren Handlungen der activen 
Militär-Personen umfassen soll, wie dies gegenwärtig in Oester- 
reich-üngarn und Deutschland der Fall ist. In einem im Jahre 
1848 gedruckten, aber nicht veröffentlichtem Buche sagt Prinz, 
nachmaliger Kaiser Wilhelm I.: »So müssen wir bei dem Grund- 
satze stehen bleiben, dass den Militär-Gerichten im Frieden die 
volle Strafgewalt erhalten bleibe, wenn man nicht einen der 
festesten Grundsteine aus dem Heerwesen verlieren will« (»Die 
Strafgesetzgebung der Gegenwart« v. Liszt S. 70). Da das Heer- 
wesen der Schutz des modernen Staates ist, kann vom Zeitgeiste 
der Gegenwart eine Beschränkung der Militär-Gerichtsbarkeit 
nicht gefordert werden. Zwischen Soldaten und Militär-Beamten 
besteht allerdings ein Unterschied darin, dass die besonderen 
Militär-Standespflichten nur den Soldaten obliegen, und sich da- 
her nur diese der eigentlichen Militär-Delicte schuldig machen 
können. Beachtenswerth de lege ferenda erscheint jedoch die 
Bestimmung des deutschen Militär-Strafgesetzes, dass die Militär- 
Beamten im Kriege, da auch aus ihrer Pflichtverletzung grosser 
Nachtheil entstehen kann, sich gewisser Militär-Delicte (z. B. des 
Kriegsverrathes, der Fahnenflucht, der strafbaren Handlungen 
gegen die Pflichten der militärischen Unterordnung) schuldig 
machen können. 

Wenn der Staat von äusseren oder inneren Feinden bedroht 
ist, kann auch der Bürger den militärischen Gesetzen und den 
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militärischen Behörden unterstellt werden. Diesen Zustand nennen 
wir den militärischen Belagerungszustand. In Preussen ist der 
militärische Belagerungszustand geregelt durch das Gesetz vom 
4. Juni 1851. In Oesterreich ist zwar der bürgerliche Belagerungs- 
zustand durch das Gesetz vom 5. Mai 1869 näher bestimmt, 
ein Gesetz über den militärischen Belagerungszustand mangelt 
jedoch, indem im Gesetze vom 20. Mai 1869 nur die Bestimmung 
getroffen ist, dass im Falle eines Krieges auch Civilpersonen 

wegen der Verbrechen wider die Kriegsmacht des Staates der 

» 

Militär-Gerichtsbarkeit unterstellt werden. 

In bürgerlichen Rechtsangelegenheiten steht der 
Soldat, da durch dieselben der militärische Dienst nur ausnahms- 
weise berührt wird, dem Nichtsoldaten im Allgemeinen gleich., 
Die früher auch in Civilrechtsangelegenheiten bestandene Militär- 
Jurisdiction ist aufgehoben. Es bestehen nur einzelne Sonder- 
bestimmungen, z. B. in Bezug auf die Erleichterung der Testaments- 
errichtung, namentlich im Kriege (vergl. Steidle, das Soldaten- 
Testament, 1893), in Bezug auf die Executionen namentlich auf die 
Bezüge, in Bezug auf die Eheschliessung (Cautions-Erlag). Auch 
gilt der Grundsatz, dass diese Modificationen des bürgerlichen 
Rechtes, soweit sie durch den Geist und den Zweck des Heeres 
gefordert werden, auch gerechtfertigt sind. Weitere Sonder- 
bestimmungen sollen nicht Platz greifen. 

Die Politik des Soldaten soll stets nur eine kaisertreue 
sein. Wenn die Noth des Vaterlandes es erheischt, wird der 
Soldat auf Befehl des Obersten Kriegsherrn auf seinem Platze 
stehen, sonst aber die Politik den Staatsmännern überlassen, da 
ohnehin der moderne Staat an zu vielen Politikern krankt. Der 
Grundsatz, dass der Soldat an dem politischen Parteigetriebe 
sich nicht betheiligen darf, führt eine Reihe von Beschränkungen 
der activen Militär-Personen in Bezug auf die staatsbürgerlichen 
Rechte herbei (Wahlrecht und Wählbarkeit für die Gemeinde-, 
Landes- und Reichsvertretung, Betheiligung an politischen Ver- 
einen und Versammlungen, Theilnahme an der Presse). Soweit 
diese Beschränkungen durch den Geist und den Zweck des 
Heeres gefordert werden, sind sie auch gerechtfertigt. 

Was die Betheiligung an der Presse betrifft, finden wir 
einige Bemerkungen hier am Platze. Im Mittelalter war von 
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einem Ritter das Lesen und Schreiben nicht gefordert. Auch 
noch zur Zeit des dreissigjährigen Krieges war es für einen 
Obersten keine Schande, wenn er anstatt seiner Unterschrift 
nur ein Kreuzzeichen machte. Zur Zeit der Landsknechte hatte 
man grossen Aerger über die Silbenstecher, Wortbalger und 
schalkischen Leute, die mit der Feder verdrehen, was das 
Schwert gerade gemacht hat. Die Zeiten haben sich geändert. 
Man ist zur Ueberzeugung gelangt, dass sich die Gelehrsamkeit 
mit dem kriegerischen Berufe wohl verträgt, dass der Erfolg 
im Kriege von der Führung, der Tapferkeit, der Kriegszucht, 
dem Gehorsam, aber auch und nicht zum geringen Theile von 
der Bildung abhängt. Die literarische Thätigkeit des Officiers, 
wenn dieselbe geschieht, um die Wissenschaft zu fördern und 
die Mussestunden mit freier geistiger Thätigkeit auszufüllen, ist 
bei der heutigen Zeitströmung gewiss sehr am Platze. Unser 
Dienst-Reglement, die Personal-Vorschrift für Offtciere und die 
DiscipUnar- Vorschrift für Militär-Beamte enthalten Beschränkungen 
in Bezug auf die Betheiligung an der Presse, welche jedoch nur 
gegen die Betheiligung an der politischen Presse, gegen die ge- 
werbsmässige literarische Thätigkeit und eine die Disciplin ver- 
stossende Schreibari gerichtet sind. Es kann aber nicht genug 
rühmend hervorgehoben werden, dass unsere Vorschriften im 
Gegensatze zur militärischen Gesetzgebung anderer Staaten (z. B. 
Frankreichs, Preussens) gegen die literarische Thätigkeit des 
Officiers in wissenschaftlicher Richtung keine Beschränkungen 
(Präventiv-Massregeln) aufstellen. In dieser Beziehung ist die 
militärische Gesetzgebung Oesterreich-Ungarns den andern Staaten 
vorangeeilt. 

Wir gehen nun zur Beantwortung der Frage über, welche 
Anforderungen von der Gegenwart an das militärische Richter- 
amt gestellt werden. 

Der Zeitgeist der Gegenwart ehrt den Richter, stellt aber 
an denselben auch hohe Anforderungen. Im 16. und 17. Jahr- 
hunderte verlangte man von dem Auditor, dass er ein tapferer, 
im bürgerlichen und Straf-Rechte erfahrener Mann sei (Frons- 
perger, Aemterbuch 1596 und Dilich, Kriegsbuch 1689). Das 
18. Jahrhundert stellte die Forderung, dass der Auditor neben 
»dem gemeinsamen Rechte und der peinlichen Halsgerichtsord- 
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nung auch die Kriegsartikel, Gebräuche und das militärische 
Handwerk wisse«. Gegenwärtig muss der Auditor, soll er seinen 
Platz ausfüllen, sowohl allgemeine Bildung als auch eine ein- 
gehende juristische Fachbildung besitzen, welche sich nicht etwa 
bloss auf das Strafrecht, sondern auf alle Zweige der Jurisprudenz 
zu erstrecken hat. Es wäre gefehlt, den Militär-Juristen nur für 
das Strafrecht an einer Akademie heranzubilden oder einen der- 
artigen Curs zu errichten. Eine solche Idee würde dem Versuche 
gleichen, einen ärztlichen Specialisten nur in seinem Specialfache 
zu unterrichten. Wie der ärztliche Specialist die ganze medici- 
nische Wissenschaft beherrschen muss, so muss auch der Jurist 
auf allen Gebieten der Rechtswissenschaft bewandert sein. Auch 
kann ein Curs niemals die Universitäts-Bildung ersetzen. Aller- 
dings darf der Jurist mit dem Absolutorium seine Studien nicht 
abschliessen, er muss vielmehr bestrebt sein, die Fortschritte der 
Wissenschaft zu verfolgen, namentlich wenn er, wie dies bei 
dem Auditor der Fall ist, praktisch nur in einem Specialfache 
thätig ist. — Eine wichtige Aufgabe des Auditors ist: richtige 
Auffassung des militärischen Geistes und zutreffende Beurtheilung 
der militärischen Verhältnisse. — Selbstverständlich ist es, dass 
der Auditor auch die moralischen Eigenschaften eines Richters, 
zu welchen wir namentlich Charakterfestigkeit rechnen, besitze. 
Die sogenannten Unabhängigkeitsgarantien, deren Werth übrigens 
sehr zweifelhaft ist, sind auf Militär-Justizorgane nicht anwend- 
bar (Marck 1. c. II. S. 371). 

Eine weitere Forderung der Gegenwart ist die Schaffung 
einer Militärrechtswissenschaft. Leider kann man auch 
von der Militärrechtswissenschaft mit Schiller sagen, dass ihr kein 
Augustisch Alter blühte und keines Mediceer Güte lächelte, — 
und doch ist der Gegenstand von grösster Wichtigkeit, da die 
Angriffe gegen das Heerwesen zwar theils auf Gegnerschaft, 
theils aber auch auf Unkenntnis des Militärrechtes zurückzu- 
führen sind. Wir sind weit davon entfernt, in den Lobgesang 
einzustimmen, welcher oft auf die »Jetztzeit« gesungen wird. 
Unsere Zeit hat ihre Schäden und Missbräuche, welche künftige 
Generationen so verurtheilen werden, wie wir jetzt die Tortur 
und die Hexenprocesse verurtheilen. Die Geschmacksrichtung 
unserer Zeit bedeutet einen Verfall, das Gemüthsleben hat durch 
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den herrschenden praktischen Materialismus sehr gelitten. An 
grossen Vorfallenheiten und grossen Männern ist die Gegenwart 
nicht allzureich. Philosophen sprechen sogar von Decadence. 
Eines aber muss auch der Pessimist zugeben, nämlich, dass die 
Wissenschaften in unserem Jahrhunderte Fortschritte gemacht 
haben, allerdings unter Benützung der Geistesarbeit frühe- 
rer Jahrhunderte. Es kann daher das Militärrecht allein nicht 
zurückbleiben. Leider ist dies bisher der Fall. Von der allge- 
meinen Jurisprundenz ist das Militärrecht zu wenig beachtet und 
oft auch missverstanden v/erden. Es gehört zum Bonton der 
Civiljuristen, das Millitärrecht nicht zu kennen. Taucht eine 
Frage aus dem Militärrecht auf, so macht der Jurist ein vor- 
nehmes Gesicht, lächelt und sagt: »Diese Frage entzieht sich 
meiner Beurtheilung«. Da das Militärrecht einen hochwichtigen 
Theil des gesammten Rechtslebens ausmacht, so ist bei unserem 
heutigen kritischen Zeitalter nöthig, dass das Militärrecht seine 
wissenschaftlichen Vertreter habe, was bisher nicht der Fall war. 
Zur Wissenschaft gehören aber mehrere Kräfte, welche sich gegen- 
seitig beschränken und in Zucht halten müssen, vereinzelt geübt 
aber oft schaden können (Nietzsche: die fröhliche Wissenschaft). 
Hohen Werth für den Juristen hat die Empirie, eine ausgedehnte 
und gründliche Gesetzeskunde. Eine bloss empirische Rechtslehre 
ist, wie Kant bemerkt, dem hölzernen Kopf in Phädrus Fabel 
vergleichbar, einem Kopfe, der schön sein mag, nur Schade, dass 
er kein Gehirn hat. Die Rechtswissenschaft erfordert auch eine 
historische Behandlung des Rechtes. Der Mensch lebt eben nicht 
bloss in der Gegenwart und für dieselbe, er erinnert sich auch 
an vergangene Tage, und fragt auch, was vor ihm war und wie 
die Dinge entstanden sind. Die historische Rechtsschule hat mit 
Recht grosses Gewicht auf die Erkenntnis der Rechtsent- 
wicklung gelegt, da das Recht etwas historisch Gewordenes ist. 
Die antiquarisch historische Behandlung aber würde der Gegen- 
wart wenig nützen. Zum Historismus muss die Philosophie hin- 
zutreten. 

Von grossem Nutzen ist, die Gesetze und Einrichtungen 
auch der fremden Staaten zu kennen. Die Nachäffung, das 
heisst, die sinnlose Nachahmung fremder Gebräuche ist allerdings 
schädlich. Das Fremde soll nicht bloss deshalb, weil es fremd ist, 
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gepriesen und dem Heimischen vorgezogen werden. Nicht minder 
gefährlich ist es aber, die Wissenschaft ähnlich wie' das himm- 
lische Reich mit einer Mauer umgeben zu wollen Der forschende 
Geist begnügt sich nicht mit dem Dasein der Dinge weder in 
Bezug auf die reale Welt, noch in Bezug auf Gesetze und Ein- 
richtungen, sondern prüft den Ursprung der Dinge, ihre Zweck- 
bestimmung und Daseinsberechtigung. Es muss also zum Histo- 
rismus und zur Rechtsvergleichung die Philosophie hinzutreten. 
Der Satz, dass das philosophische Recht, welches niemals in den 
Gesetzen rein zum Ausdruck kommt, das allein Bleibende und 
Unveränderliche ist, hat seine Berechtigung. Wir sehen die Heeres- 
verfassungen und die Militärgesetze der alten Inder, der Griechen 
und Römer, der Germanen, dann der ritterlichen Lehensheere, 
der Landsknechte und der stehenden Söldnerheere wie Schatten 
vor uns vorüberziehen. Die Gesetze der Natur allein sind von 
universeller und ewiger Giltigkeit. Die Gesetze der Menschen 
aber sind, wie die Gebilde der realen Welt, nach dem berühmten 
Ausspruche Heraklits »Travta peT«, in einem beständigen Flusse 
des Werdens begriffen. Büchner (»Kraft und Stoff«) sagt, dass 
der Begriff einer todten oder bewegungslosen Materie unhaltbar 
ist. Aber auch eine bewegungslose Gesetzgebung ist nicht denk- 
bar, da die Lebensverhältnisse und die Rechtserkenntnis sich 
ändern. Auch in Beziehung auf das Recht gilt das principium 
individuationis. Zum Recht an sich verhalten sich die jeweilig 
bestehenden Gesetze wie die Erscheinungen der realen Welt zu 
dem Ding an sich. Ob nun Welt-Substanz als Urgrund der 
realen Welt und Weltgeist als Urgrund der geistigen Welt ver- 
schieden (Dualismus) oder ob sie zu einer Einheit verbunden sind 
(Monismus), ist eine Frage, die die menschliche Vernunft nie be- 
antworten wird. 

Die Philosophie ist es, welche nach den Ursachen des Ent- 
stehens und der Aufhebung der Gesetze und nach den den Ge- 
setzen zu Grunde liegenden höheren Principien forscht, welche 
das Bleibende und Umwandelbare in den sich unaufhörlich 
ändernden Gesetzen aufweist. Möge die Hoffnung auf die Phi- 
losophie nie schwinden, denn der Philosoph ist, wie Schopen- 
hauer sagt, der Einzige unter den Träumern, welcher zu wachen 
sucht. Wir wiederholen, wie wir bereits im Anfange dieser Ab- 
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bandlung gesagt haben, dass die Philosophie die Wissenschaft 
aller Wissenschaften ist und dass dieselbe durch die Natur- 
wissenschaften keineswegs verdrängt ist. Der grosse Naturforscher 
Haeckel sagt in seinem Werke »Natürliche Schöpfungsgeschichte«: 
»Wenn man die wichtigsten Fortschritte, die der menschUche 
Geist in der Erkenntnis der Wahrheit gemacht hat, zusammen- 
fassend vergleicht, so erkennt man bald, dass es stets philosophische 
Gedankenoperationen sind, durch welche diese Fortschritte erzielt 
wurden Andererseits können die rein empirischen Natur- 
forscher, die sich nicht um philosophische Zusammenfassung ihrer 
sinnlichen Wahrnehmungen bemühen, und nicht nach allgemei- 
nen Erkenntnissen streben, die Wissenschaft nur in sehr geringem 
Masse fördern«. Ebenso verhält es sich mit der Astronomie. Es 
ist gewiss wunderbar, dass das kleine menschliche Gehirn im 
Stande ist, die Bewegung der Weltkörper im unendlichen Räume 
zu berechnen und den Eintritt der Finsternisse, der Erscheinungen 
am Himmelsgewölbe und der Kometen zu verkünden. Allein die 
Zahlen sind nicht Selbstzweck, die Astronomie hat nicht ihr Ziel 
erreicht, wenn sie nur die Bewegung glänzender Punkte im 
Räume zeigt. Die philosophische Astronomie, welche sich mit 
dem universellen und ewigen Leben beschäftigt, ist die erhabene 
Wissenschaft (Flammarion, Urania, 1894, S. 31). Es kann daher 
die Rechtswissenschaft nicht die alleinige Wissenschaft sein, 
welche der Philosophie entbehrt. Wie nach Haeckel durch die 
Philosophie die Naturkunde zur wahren Wissenschaft, zur Natur- 
philosophie wird, so wird auch durch die Philosophie die Rechts- 
kunde zur Rechtswissenschaft. 

Es kann sich daher nur darum handeln, welche Richtung 
die Rechtsphilosophie einzuschlagen hat. 

Wir haben bereits wiederholt gegen den praktischen 
Materialismus, welcher als Lebensrichtung nur den Sinnesgenuss 
kennt, Stellung genommen. Verschieden von dem praktischen 
oder ethischen Materialismus ist der wissenschaftliche Materialis- 
mus oder Monismus. Dieser behauptet, dass in der Welt 
Alles nur mit natürlichen Dingen zugeht, dass alle erkennbaren 
Erscheinungen dem Causal-Gesetze unterworfen sind. Die 
Lehre des wissenschaftlichen Materialismus ist ferner, dass die 
ewigen, ehernen Naturgesetze in der ganzen organischen 
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und anorganischen Welt herrschen, dass die Billionen und 
Billionen Himmelskörper im unendlichen Räume nach dem Gesetze 
der Gravitation und Anziehungskraft sich bewegen, gerade so wie 
ein in die Luft geworfener Stein wieder zur Erde fallt (Haeckel, 
Natürliche Schöpfungsgeschichte, 5. Aufl., S. 33). Kraft und Stoff 
sind nach dem wissenschaftlichem Materialismus identisch. »Keine 
Kraft ohne Stoff, kein Stoff ohne Kraft« (Büchner). Von moni- 
stischer Weltauffassung zeigt auch der Ausspruch Goethe's, dass 
die schönste Gottesverehrung aus dem Wechselgespräche mit der 
Natur in unserer Brust entspringt. Materialisten waren aber bereits 
Demokritos, der Begründer der Atomen- Lehre, und Giordano 
Bruno (gest. 1600). Die Hauptvertreter des Materialismus der Neu- 
zeit sind : Darwin, Haeckel, Büchner, Strauss, Moleschott und Vogt. 

Wir erkennen an, dass der wissenschaftliche Materialismus 
grosse Errungenschaften aufzuweisen hat. Alles aber erklärt auch 
er nicht. Von Selbstüberhebung zeigt es, wenn Büchner (»Kraft 
und Stoff«) sagt, dass seine Lehre, wenn sie auch die Moral 
vernichtet, der Menschheit doch die Wahrheit bringt. Am Schlüsse 
seines Werkes muss aber Büchner doch klein zugeben, dass der 
menschlichen Erkenntnis gewisse unüberschreitbare Schranken 
gesetzt sind. Auch Haeckel gesteht ein, dass Darwins Lehre die 
organischen Formerscheinungen durch Vererbung und Anpassung 
erkläre, aber nicht diese Eigenschaften selbst, dass daher der 
Darwinismus nicht zu den letzten Gründen gelange. Darwins 
Lehre erscheint uns doch nur als eine wissenschaftliche Hypothese. 
Vererbung und Anpassung sind im Reiche der Natur von grösster 
Bedeutung, allein niemals kann aus einer Art eine ganz ver- 
schiedene Art entstehen. Ganz abgesehen von der berühmten 
Affengenealogie ist es, selbst wenn die Erde Billionen Jahre be- 
steht, unmöglich, dass aus einer Rose ein Tannenbaum, oder 
aus einem Canarienvogel ein Pferd oder ein Schwein sich ent- 
wickeln kann. Darwin selbst muss, was den meisten Verehrern 
desselben unbekannt ist, annehmen, dass der Urform, von welcher 
alle organischen Wesen abstammen, vom Schöpfer das Leben 
eingehaucht worden ist. Die Natur ist und bleibt für uns ein 
Wunder, denn wie Goethe sagt: 

»Geheimnisvoll am lichten Tag, 

Lässt sich Natur des Schleiers nicht berauben«. 
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Jedenfalls wird der Materialismus für die Menschen nicht das 
leisten, was die erhabene christliche Lehre geleistet hat. Nur zu 
oft wird von den Materialisten die Existenz der objectiven Ideen 
(als Vaterlandsliebe, Glaube, Treue, Ehre) übersehen, und gerade 
diese Imponderabilien sind es, welche im Leben der Nationen 
und der einzelnen Menschen von grösster Bedeutung sind. Wenn 
sich aber die Massen der von ihnen nur halb verstandenen 
Lehren des wissenschaftlichen Materialismus bemächtigen, dann 
entsteht leicht der praktische Materialismus, welcher unbedingt 
verwerflich ist. 

Ein Verdienst gebührt unstreitig dem wissenschaftlichen 
Materialismus, nämlich: die speculative Philosophie aus ihren 
metaphysischen Träumereien geweckt zu haben. Die Rechts- 
philosophie hat gegenwärtig jene Richtung zu verfolgen, welche 
bereits die von Lombroso gestiftete positive Rechtsschule einge- 
schlagen hat, ohne jedoch dem nackten Naturalismus anheimzu- 
fallen. Empirie und Philosophie dürfen künftighin keine Gegen- 
sätze bilden. Der Philosoph, welcher den Boden der Wirklichkeit 
verlässt, geräth leicht zu Fehlschlüssen, wie dies von den alten 
Naturrechtslehrern geschehen ist, welche das Recht ohne Rück- 
sicht auf die historische Entwicklung desselben und auf die 
thatsächlichen Verhältnisse, nur aus ihrem Kopfe construiren 
wollten. Hierdurch und durch die unklare Schreibart der Philosophen 
ist die höchste Wissenschaft, die Philosophie, in Misscredit ge- 
kommen. Die rein speculative Philosophie war stets unfrucht- 
bar, denn wie Goethe sagt: 

»Ein Kerl, der speculirt 

Ist wie ein Thier auf dürrer Heide, 

Von einem bösen Geist im Kreis herumgeführt«. 

Der Fehler der Gegenwart aber ist, dass sie sich bloss um 
Kenntnisse und empirische Thatsachen kümmert ohne philoso- 
phische Verknüpfung derselben und ohne Rücksicht auf die 
ideellen Kräfte. Zu weit geht auch der Philosoph Nietzsche, wenn 
derselbe (Götzendämmerung) sagt: »Wir besitzen heute genau so 
viel Wissenschaft, als wir uns entschlossen haben, das Zeugnis 
der Sinne anzunehmen. Der Rest ist Missgeburt und Noch — 
nicht — Wissenschaft«. 
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Die Philosophie der Gegenwart ist die Naturphilosophie, 
diese besteht aber in einer Verbindung der speculativen Philo- 
sophie mit der Naturwissenschaft. >Wenn die Philosophie die 
Wissenschaft des Wirklichen sein will, so kann sie nur den Weg 
der Naturwissenschaft gehen und in der Erfahrung die Gegen- 
stände ihrer Forschung und Erkenntnis suchen« (Virchow). Wir 
sprechen also einer Philosophie das Wort, welche mit den That- 
sachen rechnet und die Errungenschaften der Naturwissenschaften 
verwerthet, ohne jedoch so weit wie der Materialismus zu gehen, 
welcher die ideellen Kräfte, objective Ideen und die Willensfreiheit 
leugnet. Oder mit anderen Worten: Wir huldigen weder dem 
Materialismus, welcher nur der Materie Existenz zuerkennt, noch 
dem Spiritualismus, welcher nur eine geistige Substanz annimmt 
und die Körper als Erscheinungen derselben betrachtet. Uns 
erscheint der kritische Idealismus (zugleich Realidealismus) be- 
rechtigt, welcher von den empirischen Naturwissenschaften be- 
ginnend und von der Philosophie zu Ende geführt, das Verhält- 
nis der idealen Principien zu der objectiven Realität nachweist. 
(Wundt, Grundzüge der physiologischen Psychologie 2. B. S. 541.) 

Eine Verbindung der exacten und speculativen Forschung 
auf dem Gebiete des Militärrechts wird auch für das Heerwesen 
von grösstem Vortheil sein. Wenn man das Leben der Nationen, 
die Entstehung und den Untergang der Staaten verfolgt und nach 
den Ursachen forscht, dann wird man auch den hohen Werth 
des Heerwesens erkennen. Unbegreiflich erscheint es uns, dass 
Haeckel sich gegen das Heerwesen, und zwar vom Standpunkte 
seiner Züchtigungslehre ausspricht. Durch die > militärische Selec- 
tion« wird nach Haeckel der kräftige Theü der Bevölkerung an 
der Familienbildung gehindert und verblutet auf dem Schlacht- 
felde. Haeckel wollte hier offenbar populär sein, denn da der 
Militärdienst den Körper kräftigt und die Ideale weckt, musste 
Haeckel als Darwinianer wissen, dass der Militärdienst für die 
Vererbung und Anpassung geistiger und körperlicher Kräfte nur 
von Vortheil sein kann. Selbst der Friedenspolitiker Victor Hugo 
sagt mit Stolz: »Mein Vater ein alter Soldat, meine Mutter eine 
Vend^erin«. Der ohnehin kurze Militärdienst hindert gewiss nicht 
an der Gründung einer Familie. An Mangel an Nachkommen- 
schaft wird die Menschheit sicher nicht zu leiden haben. Hat 
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doch Malthus bewiesen, de^aa die Volksvermehrung in geometri- 
scher Progression, die Vermehrung der Nahrungsmittel nur in 
arithmetischer Progression vor sich geht. Haeckel musste ferner 
wissen, dass nur ein geringer Procentaatz auf dem Schlacht- 
felde »verblutet«, dadurch aber verhindert wird, dass der ewige 
Krieg, welcher im Weltall wüthet, unter der Menschheit sich 
geltend macht. Auf Grund des Studiums des wirkUchen Lebens 
der Staaten und Nationen und der Natur des Menschen werden 
alle Angriffe der militärfeindlichen Parteien gegen das Heerwesen 
zurückgewiesen werden. Alle Thorheiten von allgemeiner Glück- 
seeligkeit und Vollkommenheit der Menschen, von einem ewigen 
Frieden, von einem Weltstaate beruhen auf unfruchtbaren Spe- 
culationen, da dergleichen Dinge erfahrungsgemäss nicht bestehen 
können. 

Wenn man die Natur des Menschen erforscht, wird man 
zur üeberzeugung gelangen, dass die Vererblichkeit der Anlagen 
nicht nur in physischer sondern auch in geistiger Beziehung, so- 
wohl was Tugenden als Laster betrifft; von grösster Bedeutung ist, 
und dass auch die Anpassung, das heisst die äusseren Einwir- 
kungen (Nahrung, Klima, Nähe befreundeter und feindUcher 
Elemente) auch auf den Menschen wie auf andere Naturproducte 
von Einfluss ist. Man wird dann auch einsehen, dass abgesehen 
von den Thaten der geborenen Verbrecher, die meisten UebeU 
thaten durch Armuth, durch Mangel an Bildung und Verstand 
und durch Einwirkung schädlicher Elemente hervorgerufen werden. 
Die Folge wird sein, dass man zur Erkenntnis gelangen wird, dass 
es, da die Gesetze der Anpassung auch für den Menschen gelten, im 
hohen Grade nöthig ist, die schädlichen Einflüsse fern zu halten^ 
was gegenwärtig in Bezug auf die hoch gehenden Wogen militär- 
feindlicher Bestrebungen von grösster Wichtigkeit ist. Es wird 
sich auch die Erkenntnis Bahn brechen, dass die Ausscheidung 
unverbesserlicher Verbrecher (in den schwersten Fällen auch 
durch Todesstrafe) durchaus nicht gegen die Humanität verstösst. 
sondern der Ausrottung des Unkrautes gleichkommt. 

Die Beobachtung der grossen Verschiedenheit der Arten 
und der hierdurch nothwendigen Verschiedenheit der Existenz- 
Bedingungen derselben wird die üeberzeugung hervorrufen, dass 
das Recht für alle Lebensverhältnisse der Menschen nicht das 

Dangelmaier, Philosophie des Militärrechtes. ö 
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gleiche sein kann, und dass das Heer, welches sich wesentlicb. 
von den anderen Organen des Staates unterscheidet, ein besoa— 
deres Recht erfordert, wenn auch das Rechtsprincip das gleiche ist. 

Eine richtige Naturphilosophie wird auch gesunde, den that- 
sächlichen Verhältnissen Rechnung tragende Ansichten über die 
Ethik aufkommen lassen. 

Das Studium der Natur des Menschen und die Beobachtung 
des wirklichen Lebens der Völker wird endlich dahin führen, 
dass auch der Process so gestaltet wird, dass er der Gesellschaft, 
d. h. der im Staate vereinigten Menschheit, den nöthigen Schutz 
gewährt. Es werden Einrichtungen aus dem Processe verschwin- 
den, welche nur aus poHtischen Rücksichten eingeführt wurden, 
der Verwirklichung des Rechtes aber durchaus nicht förderlich 
sind. Wir erinnern daran, dass von der positiven Rechtsschule 
Italiens, welche die naturwissenschaftlichen Forschungen für die 
Jurisprudenz verwerthet, zutreffende Ansichten über den Process 
aufgestellt werden. 

Nochmals aber wollen wir hervorheben, dass man über 
die Empirie der Naturwissenschaften niemals vergessen darf, 
dass in der sittlichen Welt auch ideelle Kräfte wirken, wie auch 
die Himmelskörper durch Kräfte, welche zwar von Materie zu 
Materie wirken, aber unmessbar und unwägbar, also Impondera- 
bilien sind, in ihrem Kreislauf erhalten werden. Man darf auch 
nicht vergessen, dass es objective Ideen, nämlich die Idee des 
Guten, Schönen und des Rechtes gibt. 

Die Naturrechtsphilosophie, in der edlen Bedeutung des 
Wortes als Verbindung der speculativen Philosophie mit dem 
Empirismus der Naturwissenschaften wird für die Rechtswissen- 
schaft von bestem Einfluss sein. 

Die Philosophie wird, wenn sie den bezeichneten Weg 
einschlägt, von grösstem Nutzen auch für die Militär-Rechts- 
wissenschaft sein, da dieselbe doch nur ein Zweig des grossen 
Baumes der Rechtwissenschaft ist. 
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